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_ 

§  1.  Das  Lebensversicherungswesen,  dieser  Triumph  der  Wissenschaft, 
wie  es  Masius  mit  Recht  nennt,  ist  eine  Schöpfung  der  Neuzeit;  eine 
Schöpfung,  deren  edler  und  humaner  Zweck,  die  gegenseitige  Hülfe  in 
der  Noth,  mit  Recht  das  allgemeinste  Interesse  und  die  allseitigste 
Förderung  beanspruchen  darf. 

Als  Heimath  dieser  Schöpfung,  die  ihrer  ganzen  Natur  nach  eine 
hoch  entwickelte  Rechts-  und  Culturstufe  des  sie  schaffenden  Volks 
voraussetzt,  haben  wir  offenbar  Italien  anzusehen,  denn  der  Genuese 
Straccha  ist  der  Erste,  welcher  in  seinem  im  Jahre  1556  zu  Lyon 
gedruckten  Buche  „de  assecurationibus“  die  Lebensversicherung,  und 
zwar  sowohl  gegen  Gefahren  zur  See  als  zu  Lande,  erwähnt.  Welchen 
Umfang  das  Lebens  Versicherungswesen  seiner  Zeit  gehabt,  können  wir 
den  Aufzeichnungen  Stracchas  allerdings  nicht  entnehmen.  Indessen 
weist  gerade  sein  Stillschweigen  über  diesen  Punkt  zweifellos  darauf 
hin,  dass  wir  es  hier  mit  den  ersten  Anfängen  dieses  so  wichtigen 
Instituts  zu  thun  haben.  Erst  im  Jahre  1706  finden  wir  als  Thatsache, 
dass  nunmehr  der  Gedanke  an  die  ungeheure  Wichtigkeit  und  Tragweite, 
welche  die  Einführung  des  Lebensversicherungswesens  für  die  Volks¬ 
wirtschaft  und  Volks  wohl  fahrt  haben  musste,  feste  Wurzeln  gegriffen 
hatte,  die  Gründung  der  ersten  Lebens versicherungs  -  Gesellschaft,  und 
zwar  in  England,  welches  uns,  wie  überhaupt  auf  dem  gesammten  Gebiete 
des  Versicherungswesens,  namentlich  auch  auf  dem  Felde  der  Lebens¬ 
versicherung  mit  dem  besten  Beispiele  vorangegangen  ist.  Es  war  dies 
die  sogenannte  „Amicable  Society  für  ein  perpetuirliches  Versicherungs- 
Amt“,  nach  welcher  dann  zunächst  1720  die  Royal  Exchange  und  London 
Assurance,  bald  aber  auch  eine  ganze  Reihe  anderer  Lebensversicherungs- 
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Gesellschaften  entstanden,  unter  denen  die  im  Jahre  1762  errichtete 
Equitable  Society  einen  ganz  besonderen  Ruf  erlangte. 

In  Deutschland  dachte  man  erst  viel  später  an  die  Gründung  ein¬ 
heimischer  Lebensversicherungs- Gesellschaften.  Nachdem  man  sich  lange 
Zeit  damit  begnügt  hatte,  in  ausländischen,  speciell  englischen  Lebens¬ 
versicherungs-Gesellschaften  Versicherung  zu  nehmen,  wurde  endlich  im 
Jahre  1806  auf  Anregung  des  bekannten  Assecuranz-Schriftstellers  Beneke 
in  Hamburg  der  Anfang  mit  der  Gründung  einer  Lebensversicherungs- 
Gesellschaft  gemacht,  der  aber  zu  keinem  gedeihlichen  Resultate  führte. 
Ebenso  missglückte  der  Versuch,  eine  solche  Gesellschaft  im  Jahre  1823 
in  Elberfeld  zu  gründen.  Dagegen  hatten  die  einige  Jahre  später  er¬ 
folgten  Gründungen  der  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Gothaer  Ver- 
sicherungs  -  Bank  und  der  Lübecker  Lebensversicherungs  -  Gesellschaft 
mehr  Bestand.  In  Folge  dessen  gewann  das  Lehens  Versicherungswesen 
in  Deutschland  allmälig  eine  immer  bedeutender  werdende  Ausdehnung, 
und  wir  können  gegenwärtig  38  Deutsche  Lebensversicherungs- Gesell¬ 
schaften  zählen,  deren  Wirken  grösstentheils  ein  segensreiches  genannt 
werden  kann. 

Was  nun  die  Stellung  anbetrifft,  welche  die  Gesetzgebung  dem  ganzen 
Versicherungswesen  und  speciell  auch  dem  Lebensversicherungswesen 
gegenüber  eingenommen  hat,  so  hat  sich  dieselbe  verhältnissmässig  wenig, 
ja  man  muss  mit  Rücksicht  auf  die  grosse  volkswirthschaftliche  Bedeutung 
des  Versicherungswesens  sogar  sagen,  leider  zu  wenig  an  dem  ganzen 
Entwickelungs-Processe  desselben  betheiligt. 

Preussen  speciell  anlangend,  so  hat  uns  die  Schöpfung  des  Allge¬ 
meinen  Landrechts  allerdings  eine  umfassende  Legislation  des  ganzen 
Versicherungsrechts  gebracht.  Auch,  als  in  den  dreissiger  und  vierziger 
Jahren  dieses  Jahrhunderts  sich  in  Folge  der  Gründung  des  Deutschen 
Zollvereins  das  Bewusstsein  von  der  Nothwendigkeit  einer  gemeinsamen 
Deutschen  Handelsgesetzgebung  immer  mehr  und  mehr  Bahn  brach,  war 
es  wiederum  Preussen,  welches  hierbei  mit  Recht  von  dem  Gedanken 
ausging,  dass  gegenüber  dem  sich  immer  gewaltiger  entwickelnden  Ver¬ 
kehrsleben  der  Neuzeit  die  landrechtlichen  Bestimmungen  über  das  Ver¬ 
sicherungswesen  nicht  mehr  ausreichend  seien,  letzteres  vielmehr  einer 
Neuregelung  und  Reform  bedürfe. 

Der  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  für  die  Preussischen  Staaten 
brachte  denn  auch  in  der  That  eine  vollständige  Neucodification  des 
gesammten  Versicherungsrechts.  *)  Trotzdem  dieser  Entwurf  aber  dem- 

!)  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  für  die  Preussischen  Staaten  nebst  Motiven. 
Berlin  .1857,  Buch  III,  Tit.  6,  Art.  327  —  384  und  Buch  IV,  Tit.  10,  Art.  603  —  680. 
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nächst  den  Arbeiten  für  das  neue  Deutsche  Handelsgesetzbuch  zu  Grunde 
gelegt  wurde,  so  wurde  bei  der  Bearbeitung  des  letzteren  doch  allein  die 
Seeversicherung  berücksichtigt  und  darin  aufgenommen.  Bei  der  Ein¬ 
führung  des  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  sah  sich  Preussen  deshalb 
auch  genöthigt,  um  das  Versicherungsrecht  nicht  lediglich  der  unsichern 
Analogie,  dem  schwankenden  Handelsgebrauche  und  der  Beurtheilung 
nach  allgemeinen  Principien  zu  überlassen,  den  von  der  Versicherung 
handelnden  Theil  des  Allgemeinen  Landrechts,  nämlich  die  §§  1934 — 2358, 
Theil  II,  Tit.  8,  insoweit  letztere  sich  nicht  oder  nicht  lediglich  „auf 
die  Versicherung  gegen  die  Gefahren  der  Seeschifffahrt “  beziehen,  aus¬ 
drücklich  von  der  Aufhebung  des  gesammten  bisherigen  Preussischen 
Handelsrechts  auszuschliessen. 

Für  den  Lebensversicherungs  -Vertrag  sind  somit  auch  noch  heute 
die  landrechtlichen  Vorschriften  über  die  Versicherungen  maassgebend, 
obwohl  dieselben  unserer  heutigen  Verkehrsentwickelung  gegenüber  ganz 
ungenügend  und  veraltet  sind.  Selbstverständlich  aber  können  die  land¬ 
rechtlichen  Bestimmungen  nur  soweit  Geltung  beanspruchen,  als  sie  nicht 
mit  allgemeinen,  das  gesammte  Versicherungswesen  umfassenden  Rechts¬ 
grundsätzen  des  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  in  Widerspruch  stehen. 
Denn  diese  als  das  jüngere  Recht  gehen,  da  Art.  1  des  Einführungs¬ 
gesetzes  zum  Deutschen  Handelsgesetzbuche  vom  24.  Juni  1861  dem 
ganzen  Entwürfe  des  Allgemeinen  Handelsgesetzbuches  ohne  jede  Aus¬ 
nahme  Gesetzeskraft  verlieh,  zweifellos  auch  den  von  der  Aufhebung 
ausgenommenen  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Landrechts  vor,  soweit 
das  Einführungsgesetz  sie  nicht  ausdrücklich  ausschloss.  Dafür  spricht 
namentlich  Art.  61  des  Einführungsgesetzes,  welcher  unter  den  in  Kraft 
gebliebenen  Gesetzen  „die  Versicherung  ausser  der  Versicherung  gegen 
die  Gefahren  der  Seeschifffahrt“  mit  dem  Bemerken  aufzählt,  dass  die 
genannten  Gesetze  in  Kraft  bleiben,  soweit  nicht  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuchs  entgegenstehen. *) 

Als  speciell  für  den  einzelnen  Lebensversicherungs -Vertrag  maass¬ 
gebend  treten  dann  noch  schliesslich  zu  den  Vorschriften  des  Allgemeinen 
Landrechts  und  den  generellen  Bestimmungen  des  Deutschen  Handels¬ 
gesetzbuchs  die  von  den  einzelnen  Lebensversicherungs -Gesellschaften 
aufgestellten  „Allgemeinen  Versicherungs- Bedingungen“  hinzu.  Gerade 
das  Zusammenwirken  der  alten  und,  wie  schon  erwähnt,  für  unser  heutiges 
hoch  entwickeltes  Verkehrsleben  ganz  unzureichenden  landrechtlichen 


*)  Erkenntniss  des  Reichs -Ober -Handels -Gerichts  vom  23.  Januar  1871,  Ent¬ 
scheidungen  des  Reichs -Ober -Handels -Gerichts  Band  V. 
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Bestimmungen  mit  den  theil weise  mangelhaften  und  unklaren,  theil weise 
auch  missverstandenen  „Allgemeinen  Versicherungs-  Bedingungen“  hatte 
aber  viele  Missstände  in  seinem  Gefolge  und  beeinträchtigte  sehr  stark 
ein  erspriessliches  Gedeihen  des  Lebens  versicherungs  wesens.  In  Folge 
dessen  sah  sich  schliesslich  einmal  die  Praxis  gezwungen,  in  einer  grossen 
Reihe  von  Streitfällen  bestimmte  Rechtsgrundsätze  für  den  Lebensver¬ 
sicherungs-Vertrag  aufzustellen,  und  so  sind  insbesondere  seit  der  Ein¬ 
führung  eines  Deutschen  Reichs  -  Ober  -  Handels  -  Gerichts  seitens  des 
letzteren  eine  grosse  Anzahl  von  Entscheidungen  ergangen,  die  principiell 
von  höchster  Wichtigkeit  sind;  weiter  trat  aber  auch  ein  Verein  Deutscher 
Lebensversicherungs-Gesellschaften,  ungefähr  20  an  der  Zahl,  zusammen, 
um  eine  neue  und  sorgfältige  Redaction  der  „Allgemeinen  Versicherungs- 
Bedingungen44  vorzunehmen  und  letztere  demnächst  bei  allen  dem  Vereine 
angehörigen  Gesellschaften  gleichmässig  einzuführen. 

Absicht  der  vorliegenden  Studie  ist  es  nun,  den  Lebensversicherungs- 
Vertrag,  wie  er  sich  durch  die  Verbindung  der  Vorschriften  des  Allge¬ 
meinen  Landrechts  mit  den  Entscheidungen  des  Reichs- Ober -Handels- 
Gerichts  und  den  von  dem  Vereine  Deutscher  Lebensversicherungs- 
Gesellschaften  aufgestellten  „Allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen44  in 
neuerer  Zeit  gestaltet  hat,  den  Lesern  vorzuführen. 


I.  Begriff  und  Wesen  des  Lebensversichcrungs- Vertrages. 

§  2.  Das  Allgemeine  Landrecht  giebt  uns  keine  Begriffsbestimmung 
des  Lebensversicherungs -Vertrages.  Auch  die  Versuche,  welche  viele 
Lebensversicherungs-Gesellschaften  gemacht  haben,  diesem  Mangel  durch 
Aufstellung  einer  bestimmten  Begriffsbestimmung  in  ihren  Statuten  abzu¬ 
helfen  ,  müssen  im  Grossen  und  Ganzen  als  misslungen  bezeichnet 
werden. 

Den  Grund  hierfür  haben  wir  weniger  in  dem  Wesen  des  in  Rede 
stehenden  Rechtsinstituts,  als  vielmehr  in  dem  Umstande  zu  suchen,  dass 
es  wirklich  schwierig  ist,  die  vielen  Arten  und  Abarten  desselben  in  einer 
kurzen,  klaren  und  präcisen  Gesammt-Definition  zu  vereinigen. 

Unter  dem  Namen  „Lebensversicherungs-Vertrag44  begreifen 
nämlich  der  Sprachgebrauch  und  mit  ihm  die  Statuten  vieler  Lebensver¬ 
sicherungs-Gesellschaften  nicht  nur  den  Hauptfall  der  „Versicherung 
auf  den  Todesfall44,  wo  der  Versicherer  bei  dem  Tode  einer  oder 
mehrerer  bestimmten  Personen,  auf  deren  Leben  die  Versicherung  abge- 
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schlossen  wurde,  eine  bestimmte  Versicherungssumme  zu  zahlen  hat,1) 
sondern  auch  eine  grosse  Reihe  anderer  Verträge,  welche  sämmtlich  die 
Versicherung  einer  Person  bezwecken;  so  z.  B.  die  „Versicherung 
auf  den  Lebensfall“,  wo  der  Versicherer  nur  unter  der  Bedingung, 
dass  eine  oder  mehrere  Personen  zu  der  im  Vertrage  bestimmten  Zeit 
noch  leben,  die  Versicherungssumme  zu  zahlen  hat;2)  ferner  die 
„Versicherung  auf  den  Todes-  oder  Lebensfall“,  wo  neben 
dem  Sterben  oder  Ueberleben  einer  oder  mehrerer  bestimmten 
Personen  noch  ein  ander  weites  Ereigniss  hinzutreten  muss,  um  den 
Versicherer  zur  Zahlung  eines  Cäpitals  oder  einer  Leibrente  zu  ver¬ 
pflichten3)  etc. 

Alle  diese  Lebens versicherungs -Verträge  haben  den  Zweck,  die  Ver¬ 
mögensnachtheile  zu  beseitigen,  welche  durch  den  zufälligen  Eintritt  einer 
bestimmten  Gefahr,  sei  diese  nun  Krankheit,  Arbeitsunfähigkeit,  Alter 
oder  Tod  einer  Person,  dieser  selbst  resp.  ihren  Angehörigen  oder  auch 
dritten  Personen  entstehen  können.4)  Und  da  diese  Vermögensnach- 

_  '  ’ 


*)  Hierher  gehören:  die  einfache  Lebensversicherung,  die  aufgeschobene  und  die 
abgekürzte  Lebensversicherung,  die  Lebensversicherung  auf  das  kürzeste  oder  längste 
von  zwei  verbundenen  Leben,  die  Ueberlebens-Versicherung  oder  Rente;  die  Leibrente 
auf  das  längste  von  zwei  verbundenen  Leben,  beginnend  mit  dem  Erlöschen  des 
kürzesten  Lebens,  und  dergleichen  mehr. 

2)  Unter  diese  Versicherungsart  fallen:  die  Aussteuer-Versicherungen,  die  Alters¬ 
versicherungen,  die  einfachen  oder  aufgeschobenen  Leibrenten -Versicherungen,  die 
Leibrenten -Versicherung  auf  das  kürzeste  oder  auf  das  längste  von  zwei  verbundenen 
Leben,  die  Leibrenten -Versicherung  auf  Zeit  (Erziehungs  -  Rente) ;  die  aufgeschobene 
Leibrenten -Versicherung  auf  das  längste  von  zwei  verbundenen  Leben  (Alterspensionen 
für  Eheleute),  und  dergleichen  mehr. 

3)  Hierher  sind  zu  rechnen:  die  Reise -Versicherungen  gegen  Unfälle  auf 
Eisenbahnen  und  die  Leibrenten -Versicherung  für  unverheirathete  Töchter. 

4)  Juristisch  streng  genommen  dürften  eigentlich  die  Verträge,  durch  welche 
das  Leben  eines  Menschen  auf  dessen  Lebenszeit  versichert  wird,  nicht  zu  den 
eigentlichen  Versicherungen  gerechnet  werden,  da  letztere  das  Vorhandensein  einer 
Gefahr,  d.  h.  die  Möglichkeit  eines  künftigen  schadenbringenden  Ereignisses  voraus¬ 
setzen,  von  dem  es  ungewiss  ist,  ob  es  eintreten  werde  oder  nicht,  bei  den  Lebens¬ 
versicherungen  auf  den  Todesfall  der  Eintritt  des  Todes  aber  immer  gewiss  und  nur 
die  Zeit  desselben  unbestimmt  ist.  Das  Holländische  Recht  (Handelsgesetzbuch, 
Art.  302)  nimmt  deshalb  auch  nur  dann  eine  wirkliche  Lebensversicherung  an,  wenn 
das  Leben  eines  Menschen  für  einen  bestimmten  Zeitraum  versichert  worden  ist. 
Trotzdem  sind  es  gerade  die  Versicherungen  auf  den  Todesfall,  welche  practisch 
am  häufigsten  Vorkommen,  cfr.  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  für  Preussen 
ad  Art.  379,  pag.  209. 
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theile  der  Natur  der  Sache  nach  völlig  ins  Unbestimmte  fallen,  eine 
wirkliche  Schadensberechnung  also  fast  unmöglich  ist,  so  gilt  als 
wesentlich  für  den  Begriff  des  Lebensversicherungs "Vertrages,  dass  der 
Versicherer  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  einer  bestimmten  Summe  bei 
Eintritt  des  Unfalls  übernimmt.  Gerade  hierdurch  aber  mischt  sich  bei 
der  Lebensversicherung,  wie  Förster  treffend  bemerkt,1)  mit  der  eigent¬ 
lichen  Vermögensversicherung  noch  ein  anderer  Gesichtspunkt.  Es  soll 
eben  nicht  bloss  ein  künftiger  Nachtheil  ausgeglichen,  sondern  auch  ein 
Vermögenserwerb  erzielt  werden.  Durch  die  Einzahlung  eines  Capitals 
oder  fortlaufender  Beiträge  wird  das  Recht  auf  ein  Capital  oder  eine 
Rente  erworben,  welche  im  Falle  des  Todes  an  die  Hinterbliebenen  oder 
eine  andere  Person,  im  Falle  der  Arbeitsunfähigkeit  oder  Krankheit  dem 
Versicherten  selbst  auszuzahlen  ist.  Diese  Versicherung  ist  daher  zugleich 
ein  Mittel  für  Ersparnisse,  eine  Capitalsaufsammlung. 2) 

Als  ein  für  den  Begriff  des  Lebens versicherungs -Vertrages  wesent¬ 
liches  Moment  ist  ferner  hervorzuheben ,  dass  die  Uebernahme  des 
Schadens  nur  gegen  ein  an  den  Versicherer  im  Voraus  zu  zahlendes 
Entgelt,  die  sogenannte  Prämie,  zu  erfolgen  hat.  Ist  eine  solche  nicht 
ausbedungen,  so  soll  der  Vertrag  nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des 
Allgemeinen  Landrechts3)  als  eine  Schenkung  angesehen  werden.  Einen 
Ausnahmefall  bilden  in  dieser  Beziehung  nur  die  Lebensversicherungs- 
Verträge  auf  Gegenseitigkeit  (vergl.  über  diese  weiter  unten,  §  3). 

Der  Lebensversicherungs  -Vertrag  qualificirt  sich  hiernach  als  ein 
zweiseitiger  oder  entgeltlicher,  d.  h.  auf  Leistung  und  Gegenleistung 
beruhender  Vertrag,  bei  welchem  die  Leistung  in  der  Zahlung  der  Prämie, 
die  Gegenleistung  aber  in  der  Uebernahme  der  Verpflichtung,  einen  durch 
den  zufälligen  Eintritt  eines  Schadensfalls  entstehenden  Vermögensnach¬ 
theil  zu  decken,  und  in  der  Zahlung  der  vertragsmässig  festgesetzten 
Versicherungssumme  selbst  besteht,  sobald  .eben  dieser  Schadensfall  ein¬ 
getreten  ist.  Und  zwar  ist  der  Lebensversicherungs -Vertrag  seiner  ganzen 
Natur  nach  zu  den  unbedingten  Consensual -Verträgen  zu  zählen,  d.  h. 
beide  Theile  sind,  sobald  dieselben  über  alle  wesentlichen  Punkte  des 
Versicherungs- Vertrages  einig  geworden,  unwiderruflich  an  denselben 
gebunden  und  zur  Vollziehung  desselben  verpflichtet.  Was  endlich  den 
von  Vielen  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Allgemeinen  Landrecht  ange- 


!)  „Theorie  und  Praxis  des  heutigen  gemeinen  Preussischen  Privatrechts“, 
2.  Auflage,  Berlin  1869,  Bd.  II,  pag.  403. 

2)  cfr.  Malss  „Betrachtungen“  (1862)  pag.  61. 

3)  Theil  II,  Tit.  8,  §§  1934  und  1935. 


nommenen  aleatorischen  Charakter  des  Lebensversicherungs-Vertrages 
anlangt,1)  so  genügt  offenbar  der  Umstand,  dass  die  Contrahenten 
bei  Abschluss  desselben  zu  besonderer  Treue,  Redlichkeit  und  Aufrichtig¬ 
keit  verpflichtet  sind,  sowie  die  blosse  Möglichkeit  eines  Verlustes  oder 
Gewinns  und  das  hierdurch  bewirkte  Wagniss  noch  nicht,  um  den 
Lebens versicherungs -Vertrag  zu  einem  „gewagten“  oder  Glücksgeschäfte 
zu  stempeln.  Vielmehr  spricht  gegen  eine  solche  Annahme,  dass  der 
Zweck  der  Lebensversicherung  nicht  ein  Wagniss  oder  ein  endlicher 
Gewinn  für  einen  der  Contrahenten,  sondern  die  Deckung  eines  Schadens 
ist,  und  dass  bei  der  (mathematisch  festgestellten)  Gleichheit  der  beider¬ 
seitigen  Leistungen  unter  normalen  Verhältnissen  bei  dem  Eintritte  des 
Schadenfalls  ein  pecuniärer  Verlust  oder  Gewinn  auf  keiner  Seite  vor- 
liegen  wird. 

Nach  dem  bisher  Ausgeführten  wird  der  Begriff  des  Lebensver¬ 
sicherungs-Vertrages  daher  folgendermaassen  zu  bestimmen  sein:  „Der 
Lebensversicherungs- Vertrag  ist  ein  unbedingter  Consensual-Vertrag,  durch 
welchen  sich  Jemand  verpflichtet,  gegen  ein  im  Voraus  bestimmtes  Ent¬ 
gelt  (Prämie)  zur  Beseitigung  der  Vermögensnachtheile,  welche  durch 
den  Eintritt  einer  bestimmten  Gefahr,  sei  diese  nun  Krankheit,  Erwerbs¬ 
unfähigkeit,  Alter  oder  Tod  einer  Person,  dieser  selbst,  bezw.  ihren 
Angehörigen  oder  dritten  Personen  erwachsen  können,  die  im  Vertrage 
bestimmte  Versicherungssumme  an  den  Forderungs -Berechtigten  auszu¬ 
zahlen.“ 

Die  Definition  Staudingers,2)  wonach  die  Lebensversicherung  ein 
Vertrag  ist,  wodurch  sich  Jemand  urkundlich  verpflichtet,  gegen  eine 
bestimmte  (d.  h.  im  Voraus  normirte)  Vergeltung  für  den  Fall  des 
innerhalb  eines  gewissen  Zeitraums  oder  überhaupt  eintretenden  Todes 
einer  oder  mehrerer  Personen  zur  Deckung  dadurch  gestörter  materieller 
Interessen  eine  im  Voraus  bestimmte  Geldsumme  auszuzahlen,  ist  offenbar 
zu  eng  gefasst,  denn  sie  schliesst  einen  grossen  Theil  der  Lebensver¬ 
sicherungs-Verträge,  insbesondere  die  ganzen  Renten-Versicherungen  nicht 
in  sich  ein.  Die  Behauptung  Staudingers,  dass  letztere  nur  eine  durch 
das  Motiv  der  Sicherung  eigenthümlich  gestaltete  Kategorie  des  Leib- 
rentencontracts  seien,  weil  sie  dem  Rentenempfänger  allein  die  dem  Leib- 

*)  Erkenntniss  des  Reichs  -  Ober  -  Handels  -  Gerichts  vom  22.  Januar  1875. 
(Entscheidungen  des-  Reichs-Ober-IIandels-Gerichts,  Bd.  XYI,  pag.  61.) 

Allgemeines  Landrecht  II,  8,  §  2024  und  I,  11,  §  546.  —  Puchta,  „Lehrbuch 
der  Pandecten“  §  258;  sowie  Staudinger,  „Die  Rechtslehre  vom  Lebensversicherungs- 
Verträge“,  Erlangen  1858,  pag.  60 — 65. 

2)  a.  a.  O.  pag.  21  f. 
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rentenvertrage  zu  Grande  liegenden  Vortheile  zukommen  Hessen,  kann 
diese  Ausschliessung  nicht  rechtfertigen;  denn  während  bei  dem  Leib- 
rentenvertrage  die  Rente  von  einem  bestimmten  Zeitpunkte  ab  ohne 
Weiteres  zu  zahlen  ist,  hängt  die  Zahlung  der  Rente  bei  der  Renten¬ 
versicherung  von  dem  zufälligen  Eintritt  der  vom  Versicherer  übernom¬ 
menen  bestimmten  Gefahr  ab.  Die  Rentenversicherung  qualificirt  sich 
also  als  ein  wirklicher  Versicherungs -Vertrag,  welcher  keineswegs  unter 
den  Begriff  des  Leibrenten -Vertrages  subsumirt  werden  kann.1) 


11.  Arten  des  Lebensvcrsichcrungs -Vertrages. 

§  3.  I.  Unter  den  Lebensversicherungs -Verträgen  lassen  sich  zwei 
grosse  Gruppen  unterscheiden,  welche  unter  Berücksichtigung  der  Stellung 
der  Contrahenten  im  Vertrage  rechtlich  nicht  ganz  gleich  beurtheilt 
werden  können.  Es  sind  dies: 

1.  Die  Versicherungs-Verträge  auf  Prämie  (assurances  ä  prime), 
welche  man  auch  „gewerbsmässige  Versicherungen“  oder  sogar  „speculative 
Versicherungen“  (Makowitzka)  genannt  hat.  Die  Prämie  bildet  bei  diesen 
Verträgen  sowohl  das  allgemeine  Characteristicum ,  als  das  wesentliche 
Inhaltsmoment,  und  nach  Art.  271,  Z.  3  des  Deutschen  Handelsgesetz¬ 
buches  zählen  sie  zu  den  Handels -Verträgen,  sind  auch  als  solche  in 
Gemässheit  des  Art.  317  loco  cit.  von  jeder  Formvorschrift  entbunden. 

2.  DieVer  Sicherungs-Verträge  auf  Gegenseitigkeit  (assurances 
mutuelles),  welche  auch  wechselseitige  Versicherungs -Verträge  genannt 
werden.  Dieselben  qualificiren  sich  als  einfache  Gesellschafts -Verträge, 
deren  Zweck  die  gegenseitige  Versicherung  der  als  Genossenschaft  ver¬ 
einigten  Personen  ist,  und  bei  denen  jeder  Contrahent  direct  Versicherter, 
indirect  zugleich  Versicherer  ist;  Versicherter,  insofern  er  gegen  Zahlung 
eines  nach  seinem  Lebensalter  bemessenen  Beitrags  (Prämie),  zu  welchem 
nach  älteren  Statuten  auch  wohl  die  einmalige  Zahlung  einer  sogenannten 
Altersausgleichung  hinzutritt,  zur  Erhebung  eines  —  in  der  Regel  bei 
seinem  Tode  fälligen  —  Capitals  berechtigt  ist;  Versicherer,  insofern  die 
entbehrlichen  Theile  vom  Ueberschusse  des  Betriebsfonds,  unter  Um¬ 
ständen  auch  des  Reservefonds,  als  Geschäftsantheil  unter  die  Mitglieder 
der  Gesellschaft  verhältnissmässig  vertheilt  werden,  andererseits  aber  die 


*)  Hiermit  übereinstimmend:  Foerster,  a.  a.  0.,  pag.  403. 
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Mitglieder  auch  verbunden  sind,  das  Fehlende  in  geeigneten  Zuschüssen 
zuzuzahlen.  9 

Erforderlich  ist  regelmässig  schriftliche  Abfassung  dieser  Ver- 
sicherungs  -V  ertrage. 

II.  Bei  den  beiden  sub  I.  besprochenen  Gruppen  der  Lebensver¬ 
sicherungs-Verträge  finden  wir  nun  die  gleichen,  aber  auch  die  mannig¬ 
faltigsten  Arten  der  Lebensversicherung  vertreten.  Insbesondere  hat  die 
ständig  sich  steigernde  Verkehrsentwickelung  der  letzten  Jahrzehnte  dazu 
beigetragen,  ihre  Anzahl  bedeutend  zu  vermehren  und  namentlich  aus 
der  ursprünglichen  einfachen  Form  des  Lebensversicherungs -Vertrages, 
wie  sie  die  „Versicherung  auf  eigenes  Leben“  darbietet,  immer  complicirtere 
Formen  zu  schaffen.  Die  Verschiedenheiten  der  einzelnen  Lebensver¬ 
sicherungs-Verträge  beziehen  sich  ganz  besonders  auf  folgende  Punkte:  i 

1.  Auf  die  Person  des  Versicherten,  d.  h.  desjenigen,  auf  dessen 
Leben  die  Versicherung  genommen  wurde.  Je  nachdem  der  Versicherungs¬ 
nehmer  und  der  Versicherte  ein  und  dieselbe  Person,  oder  aber  ver¬ 
schiedene  Personen  sind,  unterscheidet  man: 

a)  Versicherungen  auf  eigenes  Leben  und 

b)  Versicherungen  auf  fremdes  Leben.2) 

Jede  dieser  beiden  Versicherungsarten  kann  dann  wieder,  je  nach¬ 
dem  es  sich  dabei  nur  um  eine  einzelne  Person  oder  um  eine  Combination 
auf  den  Todes-  oder  Lebensfall  zweier  oder  mehrerer  Personen  handelt, 
entweder 

a)  eine  Versicherung  auf  ein  Leben,  oder 

b)  eine  Versicherung  auf  verbundene  Leben 

sein. 

2.  Auf  die  Zeitdauer  der  Versicherung;  hier  sind  zu  unter¬ 
scheiden  : 

а)  die  lebenslängliche  Versicherung  bei  allen  Versiche¬ 
rungen  auf  den  Todesfall; 

б)  die  kurze  Versicherung,  welche  in  allen  denjenigen 
Fällen  vorliegt,  wo  die  Versicherung  nur  für  einen  bestimmten 
Zeitraum  oder  für  die  Dauer  einer  bestimmten  Gefahr  ge¬ 
nommen  wurde; 


J)  Erkenntniss  des  Reichs- Ober-Handels -Gerichts  vom  10.  December  1872, 
Entscheidungen  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts,  Bd.  VIII,  pag.  181.  —  Goldschmidt, 
„Handbuch“  I,  443.  —  v.  Hahn,  „Commentar“  II,  21.  —  Anschütz  und  Völdern- 
dorff,  „Commentar“  III,  23  ff. 

9  Allgem.  Landrecht  II,  8  §§  19G8  u.  1970  ff. 
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c)  die  aufgeschobene  Versicherung;  diese  ist  eine  Com- 
bination  der  lebenslänglichen  und  der  kurzen  Lebensver¬ 
sicherung;  derart,  dass  zwar  eine  Versicherung  auf  den 
Todesfall,  aber  doch  nur  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  ge¬ 
nommen  wird,  und  dass  der  Versicherer  zur  Zahlung  der 
Versicherungssumme  dabei  nur  für  den  Fall  verpflichtet  ist, 
wo  der  Tod  erst  nach  Ablauf  jener  Zeitdauer  eintritt; 

d)  die  abgekürzte  Versicherung,  bei  welcher  es  sich  um 
eine  eigenthümlich  modificirte  Versicherung  auf  den  Todes¬ 
fall  handelt;  insofern  nämlich,  als  der  Versicherer  die  Ver¬ 
sicherungssumme  bei  Eintritt  des  Todes  vor  einem  ge¬ 
wissen  Zeitpunkte,  weiter  aber  auch  bei  Eintritt  dieses 
Zeitpunktes  selbst,  wenngleich  der  Versicherte  noch  am 
Lehen  ist,  auszuzahlen  hat. 

3.  Auf  die  Zeitdauer  der  Prämienzahlung;  hier  hat  man  za 
unterscheiden  zwischen: 

a)  lebenslänglicher  Versicherung  und 

b)  abgekürzter  Versicherung. 

4.  Auf  die  Art  der  Gefahr.  Je  nachdem  der  Versicherungs¬ 
nehmer  sich  gegen  die  Vermögensnachtheile,  welche  ihm  durch  Krank¬ 
heit,  plötzlich  eintretende  Erwerbsunfähigkeit,  Eisenbahnunfälle,  Kriegs¬ 
gefahren  und  dergl.  mehr  erwachsen  können,  versichert,  werden  wir 
zwischen  eben  so  vielen  verschiedenen  Versicherungsarten  zu  unter¬ 
scheiden  haben. 


III.  Perfcction  des  Lebensversicherungs-Vertrages. 

§  4.  Wie  wir  bereits  im  §  2  sahen,  gehört  der  Lebensversicherungs- 
Vertrag  seiner  ganzen  Natur  nach  zu  den  unbedingten  Consensualver- 
trägen;  er  wird  also  erst  mit  dem  Momente  für  beide  Theile  verbindlich, 
wo  zwischen  denselben  eine  Uebereinstimmung  über  alle  wesentlichen 
Punkte  des  Vertrages  herbeigeführt  ist.  Vor  diesem  Momente  aber  steht 
jedem  Contrahenten  das  Recht  zu,  nach  Belieben  von  dem  Vertrage 
wieder  zurückzutreten,  selbstverständlich  indessen  mit  der  Verpflichtung, 
die  durch  das  zurückgezogene  Vertragsanerbieten  dem  andern  Theile 
verursachten  Auslagen  und  Kosten  letzterem  zurück  zu  erstatten.  Hin¬ 
sichtlich  des  Moments  der  Perfection  haben  wir  auch  hier  wieder  zwischen 
den  Lebens versicherungs  -  Verträgen  auf  Prämie  und  denen  auf  Gegen¬ 
seitigkeit  zu  unterscheiden. 


—  15  — 

Während  bei  den  letzteren  zu  dem  Consens  noch  ein  zweites  Er¬ 
forderniss,  die  schriftliche  Form,  hinzukommen  muss,  der  Vertrag  also 
erst  in  dem  Momente  für  beide  Theile  verbindlich  wird,  wo  der  Ver¬ 
sicherer  die  auf  Grund  des  schriftlich  eingereichten  Versicherungsantrags 
ordnungsmässig  ausgefertigte  Police1)  unterzeichnet  hat,  ist  der  Ver¬ 
sicherungsvertrag  auf  Prämie  zu  Gunsten  und  zu  Lasten  beider  Contra- 
henten  sofort  perfect  und  bindend,  sobald  der  Versicherer  dem  Ver¬ 
sicherungsanträge  des  Versicherungsnehmers  seine  Zustimmung  in  ge¬ 
höriger  Form  erklärt  hat.  Wird  der  Versicherungsvertrag,  was  ja  in 
der  Regel  der  Fall  sein  wird,  unter  Abwesenden  geschlossen,  so  gilt  als 
Zeitpunkt  der  Perfection  derjenige  Augenblick,  wo  die  vom  Versicherer 
ausgefertigte  und  Unterzeichnete  Police,  bezw.  die  schriftliche  Annahme- 
Erklärung  des  Versicherers  der  Post  oder  dem  Boten  zur  Beförderung 
an  den  Versicherungsnehmer  übergeben  worden  sind.2)  Die  Perfection 
hängt  also  weder  von  der  Zustellung  und  Annahme  der  Lebensver¬ 
sicherungs-Police,  noch  von  der  Zahlung  der  Prämie  ab.  Beides,  An¬ 
nahme  der  Police  und  Zahlung  der  Prämie,  gehört  vielmehr  schon  zur 
Vollziehung  des  Vertrages. 

Daher  war  denn  auch  die  früher  in  den  Statuten  verschiedener 
Lebensversicherungs-Gesellschaften  sich  vorfindende  allgemeine  Bedingung: 
„Durch  Annahme  der  Police  von  Seiten  des  Versicherten  wird  sein  Ein¬ 
verständnis  mit  dem  ganzen  Inhalte  dieser  Urkunde  constatirt.  Der 
Versicherungsvertrag  wird  erst  durch  die  gehörig  geleistete  Prämien¬ 
zahlung  perfect“,  geradezu  falsch,  indem  hier  die  Perfection  des  Ver¬ 
trages  mit  dem  Beginne  der  Wirksamkeit  desselben,  welcher  durch  Ver¬ 
einbarung  der  Contrahenten  allerdings  sehr  wohl  auf  einen  späteren 
Zeitpunkt  festgesetzt  werden  kann,  verwechselt  wurde.  Sollte  die  Per¬ 
fection  des  Lebensversicherungs- Vertrages  in  der  That  von  der  Prämien¬ 
zahlung  abhängig  sein,  so  würde  dies  gerade  den  Versicherungs-Gesell¬ 
schaften  zum  grössten  Nachtheile  gereichen,  denn  es  stände  dann  im 
Belieben  des  Versicherungsnehmers,  durch  Verweigerung  der  Prämien¬ 
zahlung  die  Perfection  des  Vertrages  zu  verhindern,  und  die  betreffende 
Versicherungs-Gesellschaft  hätte  sich  der  Mühe  und  der  Kosten  der  Auf¬ 
nahme  des  Versicherungsantrages,  sowie  der  Ausfertigung  und  Zustellung 
der  Police  ganz  umsonst  unterzogen. 


*)  Der  schriftliche  Vertrag  wird  in  diesem  Falle  durch  den  schriftlichen  Ver¬ 
sicherungs-Antrag  im  Verein  mit  der  Police  gebildet. 

2)  cfr.  Allgem.  Landrecht  I.,  5,  §  102.  —  Deutsches  Handelsgesetzbuch  Art.  321 
und  die  Protocolle  der  Nürnberger  Conferenz  pag.  1361. 
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Sehr  wohl  kann  dagegen  der  Beginn  der  Wirksamkeit  des  Ver¬ 
sicherungsvertrags  von  der  gehörig  geleisteten  Prämienzahlung  abhängig 
gemacht  werden,  und  dies  ist  auch  allein  die  mit  dem  Zwecke  des  Ver¬ 
sicherungsvertrages  wie  mit  dem  berechtigten  Interesse  des  Versicherers 
übereinstimmende  rechtliche  Bedeutung  der  in  den  meisten  Statuten  der 
älteren  Lebensversicherungs  -  Gesellschaften  sich  vorfindenden  Clausel : 
„Die  Versicherung  wird  erst  durch  die  gehörig  geleistete  Prämienzahlung 
gültig.“ 

Das  Reichs-Ober-Handels-Gericht  bemerkt  bezüglich  dieser  Clausel, 
es  sei  ganz  natürlich,  dass  der  Versicherer  sich  einseitig  vom  Vertrage 
lossagen  dürfe  oder  sogar  ipso  jure  auf  höre,  daran  gebunden  zu  sein. 
Derselbe  wolle  eben  die  Prämie  nicht  creditiren,  übernehme  vielmehr 
die  Gefahr  nur  unter  der  Bedingung,  dass  die  Prämie  rechtzeitig  gezahlt 
werde;  werde  diese  Zahlung  unterlassen,  so  wolle  der  Versicherer  an  den 
Vertrag  nicht  gebunden  sein.  Brächten  es  daher  die  Umstände  mit  sich, 
dass,  z.  B.  bei  Versicherungsverträgen  unter  Entfernten,  der  Versicherungs¬ 
vertrag  perfect  werde,  bevor  die  Möglichkeit  der  Prämienzahlung  vor¬ 
handen  sei,  so  werde  die  nothwendige  Creditirung  der  Prämie  rück¬ 
gängig  gemacht,  und  der  Versicherer  von  jeder  Verpflichtung  frei,  sobald 
die  mögliche  Zahlung  unterlassen  werde.  Nichtzahlung  der  Prämie  sei 
hiernach  eine  Verletzung  der  dem  Versicherungsnehmer  aus  dem  perfecten, 
beiderseits  bindenden  Vertrage  obliegenden  Vertragspflicht  und  sie  befuge,, 
verpflichte  aber  nicht  den  Versicherer,  sich  einseitig  vom  Vertrage  los 
Zusagen.  ‘) 

Sehr  präcis  und  erschöpfend  drücken  sich  in  dieser  Beziehung  die 
allgemeinen  Versicherungs  -  Bedingungen  des  Vereins  Deutscher  Lebens¬ 
versicherungs-Gesellschaften  aus.  In  §  1  derselben  heisst  es:  „Die  von 
dem  Versicherungsnehmer  und  dem  Versicherten  zum  Zwecke  des  Ab¬ 
schlusses  des  Versicherungsvertrages  in  dem  Anträge  (Declaration)  ge¬ 
machten  Angaben  und  abgegebenen  Erklärungen  bilden  mit  der  Police 

den  Versicherungsvertrag . Durch  Annahme  der  Police  und  Zahlung 

der  ersten  Prämie  oder  Prämienrate  wird  das  Einverständniss  des  Ver¬ 
sicherungsnehmers  mit  dem  ganzen  Inhalte  der  Police  festgestellt . 

Die  Gültigkeit  der  Versicherung  ist  davon  abhängig,  dass  der  Ver¬ 
sicherungsnehmer  vor  Aushändigung  der  Police  die  erste  Prämie  nebst 


!)  cfr.  die  Erkenntnisse  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts  v.  13.  Februar  1872. 
Entscheidungen  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts  Bd.  V.,  112  ff.  und  v.  4.  April  1873. 
Entscheidungen  Bd.  IX.,  380  ff. 
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den  berechneten  Kosten  innerhalb  der  in  §  4  festgesetzten  Frist  voll¬ 
ständig  bezahlt  hat,  und  weiter  davon,  dass  der  Versicherte  zu  dem 
Zeitpunkte,  an  welchem  die  erste  Prämie  bezahlt  wurde,  noch  lebte  und 
seit  Ausstellung  des  Versicherungsvertrages  nicht  krank  oder  verletzt 
war.  War  er  bereits  verstorben  oder  krank  oder  verletzt,  so  ist  die  Ver¬ 
sicherung  nichtig,  gleichviel  ob  der  Versicherungsnehmer  von  dem  Tode, 
der  Krankheit  oder  der  Verletzung  Kenntniss  gehabt  hat  oder  nicht. 
Die  etwa  bereits  bezahlten  Prämienbeträge  werden  in  einem  solchen 
Falle  nach  Abzug  der  durch  den  Abschluss  der  Versicherung  verursach¬ 
ten  Kosten  zurückerstattet.  Die  Zahlung  der  ersten  Prämie  muss,  um 
die  Gesellschaft  zu  verpflichten,  durch  eine  Bescheinigung  des  die  Police 
aushändigenden  Beauftragten  der  Gesellschaft  auf  der  Police  bewiesen 
werden.“ 

IV.  Ausleguugsregeln  für  den  Lebensversicherungs-Vertrag. 

§  5.  Für  die  Auslegung  und  Beurtheilung  der  Lebensversicherungs- 
Verträge  0  sind  zunächst  in  erster  Linie  maassgebend  die  in  jedem  einzelnen 
Falle  von  den  Contrahenten  getroffenen  Vereinbarungen,  insbesondere 
nach  Inhalt  der  ertheilten  Police.  In  der  Regel  qualificirt  sich  dieser 
Inhalt  nur  als  eine  vollständige  oder  abgekürzte  Wiedergabe  der  von  der 
betreffenden  Versicherungs  -  Gesellschaft  ein  für  alle  Male  aufgestellten 
„Allgemeinen  und  besonderen  Versicherungs -Bedingungen“.  Den  Grund 
hierfür  haben  wir  darin  zu  suchen,  dass  es  im  Interesse  der  Sicherheit 
und  Stabilität  ihres  Geschäftsbetriebes,  der  sich  auf  eine  an  sich  unbe¬ 
grenzte  Reihe  von  Vertragsabschlüssen  bezieht,  für  eine  jede  Versicherungs- 
Gesellschaft  erforderlich  ist,  die  Versicherungsverträge  nach  einer  stereo¬ 
typen  Norm  abzuschliessen.  Und  diese  Norm  finden  wir  eben  in  den 
„Allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen“  niedergelegt.  Selbstverständ¬ 
lich  sind  die  Contrahenten  dadurch  nicht  verhindert,  im  Einzelfalle  auch 
noch  besondere  Bestimmungen  zu  treffen. 

Von  grosser  Wichtigkeit  für  die  Auslegung  der  Vertragsbestimmungen 
des  Einzelfalls  sind  dann  ferner  die  Allgemeinen  Versicherungs  -  Be¬ 
dingungen  der  übrigen  Versicherungs-Gesellschaften,  insofern  als  eine 
Uebereinstimmung  derselben  mit  den  fraglichen  Bestimmungen  am  besten 
den  allgemeinen  Charakter  der  letzteren  kennzeichnet. 

*)  cfr.  die  Erkenntnisse  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts  vom  13.  December  1870. 
Entscheidungen  Bd.  I.,  154.  —  vom  4.  April  1871.  Entscheidungen  Bd.  II.,  1873.  — 
vom  21.  November  1871.  Entscheidungen  Bd.  IV.,  59.  —  vom  25.  November  1871. 
Entscheidungen  Bd.  IV.,  63  ff.  —  vom  8.  März  1872.  Entscheidungen  Bd.  V., 
243.  —  vom  11.  März  1873.  Entscheidungen  Bd.  IX.,  370  ff.  —  vom  30.  October  1873. 
Entscheidungen  Bd.  XI.,  272.  —  v.  10.  Januar  1874.  Bd.  XU.,  204  ff’. 

2 


18 


Als  ergänzend  treten  endlich  noch  hinzu  die  allgemeinen  Auslegungs¬ 
regeln  für  die  Verträge  überhaupt,  und  insbesondere  für  die  Handels¬ 
geschäfte.  9 

Der  ganzen  Natur  des  Lebensversicherungs- Vertrages  als  eines,  wie 
schon  das  Allgemeine  Landrecht  (§  2024  Theil  II.,  Tit.  8)  ausdrücklich 
hervorhebt,  auf  besondere  Treue,  Redlichkeit  und  Aufrichtigkeit  beider 
Contrahenten  fundirten  Instituts  entsprechend  wird  in  Streitfällen  vor 
Allem  der  Wille  der  Letzteren  bei  Abschluss  des  Vertrages  nach  Rück¬ 
sichten  der  Billigkeit  und  des  guten  Glaubens  zu  erforschen  sein.  Ins¬ 
besondere  wird  hierbei  auch  Rücksicht  darauf  zu  nehmen-  sein,  ob  und 
inwieweit  die  thatsächlichen  Verhältnisse  des  einzelnen  Falls  auf  den 
Entschluss  des  Versicherers,  die  Versicherung  überhaupt  und  unter  den 
stipulirten  Bedingungen  zu  übernehmen,  von  wesentlichem  Einfluss  ge¬ 
wesen  sind.  Lässt  sich  in  Folge  einer  unklaren  Fassung  des  gewählten 
Ausdrucks  ein  bestimmter  Wille  der  Contrahenten  überhaupt  nicht  er¬ 
kennen,  so  ist  auch  der  Vertrag  offenbar  gar  nicht  zu  Stande  gekommen. 
Die  Folgen  hiervon  treffen  dann  die  Contrahenten  insofern,  als  die 
beiderseits  auf  den  Abschluss  des  Vertrages  gerichteten  Absichten  nicht 
erreicht  werden,  in  ganz  gleicher  Weise.  Ist  dagegen  der  Wille  der 
Contrahenten  wohl  erkennbar,  aber  nicht  vollständig  zum  Ausdrucke  ge¬ 
langt,  also  z.  B.  wenn  nicht  alle  Eventualitäten,  welche  der  abgeschlossene 
Vertrag  mit  sich  führen  kann,  berücksichtigt  sind,  so  wird  eine  rigoristi- 
sche  und  lediglich  den  Wortlaut  beachtende  Interpretation  der  Vertrags¬ 
bestimmungen  möglichst  zu  vermeiden  sein,  da  dieselbe  dem  leitenden 
Princip  wie  dem  vernünftigen  Willen  redlicher  Paciscenten  gleichmässig 
widerstreiten  würde.  Auch  eine  extensive  Interpretation  der  Versicherungs- 
Bedingungen  zu  Gunsten  des  Versicherers  schliesst  das  Reichs-Ober- 
Handels-Gericht  mit  Recht  aus,  weil  diesem ,  welcher  sich  dem  Ver¬ 
sicherungsnehmer  gegenüber  schon  dadurch,  dass  er  die  Versicherungs- 
Bedingungen  allein  aufstellt  und  redigirt,  in  einer  viel  vortheilhafteren 
Lage  befindet,  unleugbar  die  Verpflichtung  obliegt,  sich  so  klar,  präcise 
und  unzweideutig  über  den  Umfang  und  die  Grenzen  seiner  Haftpflicht 
auszudrücken,  dass  der  andere  Contrahent  seine  Absicht  verstehen  kann. 
Dagegen  geht  das  Reichs-Ober-Handels-Gericht  viel  zu  weit,  wenn  es 
den  Grundsatz  aufstellt,  dass  die  Versicherungs-Bedingungen  aus  dem 
angeführten  Grunde  im  Zweifel  stets  gegen  den  Versicherer  ausgelegt 
werden  sollen.  Denn  offenbar  trägt  in  einem  solchen  Falle  der  Ver- 


l)  cfr.  Allgemeines  Landrecht  I.,  5,  §  267  und  Deutsches  Handelsgesetzbuch 
Art.  278. 
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Sicherungsnehmer  nicht  weniger  Schuld  an  der  Unklarheit  der  betreffen¬ 
den  Vertragsbestimmung  als  der  Versicherer,  da  er  ja  Gelegenheit,  ja 
sogar  die  Pflicht  hatte,  die  von  ihm  bemerkte  Unklarheit  durch  Er¬ 
läuterungen  aufzuhellen,  bezw.  eine  deutlichere  Fassung  der  Bestimmung 
herbeizuführen.  Dem  entsprechend  muss  aber  im  Zweifel  die  streitige 
Vertragsbestimmung  so  interpretirt  werden,  dass  die  Rechte  für  beide 
Theile  gleich  abzumessen  sind;1)  und  nur  im  Nothfalle  wird  es  gestattet 
sein,  eine  grössere  Leistung  zu  Gunsten  des  einen  oder  anderen  Con- 
trahenten  festzusetzen. 


V.  Erfordernisse  des  Lebensversicherungs-Vertrages. 

Im  Allgemeinen. 

§  6.  Nach  dem  bisher  Ausgeführten  ergiebt  sich,  dass  zum  Abschlüsse 
eines  jeden  Lebens  Versicherungs-Vertrages  folgende  Erfordernisse  vor¬ 
handen  sein  müssen: 

1.  Ein  Versicherungsgeber  oder  Versicherer,  welcher  die 
Versicherung  übernimmt; 

2.  Ein  Versicherungsnehmer,  welcher  den  Vertrag  mit  dem 
Versicherer  abschliesst,  auch  „Versichernder41  und  sogar  „Ver¬ 
sicherter44  genannt.  Während  aber  die  Bezeichnung  des  Ver¬ 
sicherungsnehmers  als  „Versichernder44  nur  dem  Sprachgebrauche 
fremd  ist  und  sich  allein  bei  Staudinger2)  sowie  in  einigen 
Statuten  älterer  Lebensversicherungs  -  Gesellschaften  vorfindet, 
muss  die  bis  in  die  neuere  Zeit  allgemein  üblich  gewesene  Be¬ 
zeichnung  „Versicherter44  für  Versicherungsnehmer  geradezu  ge- 
missbilligt  werden.  Denn  als  Versicherter  kann  schon  dem 
Sprachgebrauche  nach  nur  diejenige  Person  bezeichnet  werden, 
auf  deren  Leben  die  Versicherung  genommen  wird. 
Nun  können  allerdings  Versicherungsnehmer  und  Versicherter 
identisch  sein,  ja  sie  müssen  es  sogar  sein  in  allen  Fällen  der 
„Versicherung  auf  eigenes  Leben44,  aber  in  allen  andern  Fällen 
der  Lebensversicherung  müssen  Beide  verschiedene  Personen 
sein.  Wird  deshalb,  ohne  hierauf  Rücksicht  zu  nehmen,  für 

J)  Dieses  Princip  vertritt  offenbar  auch  das  Deutsche  Handelsgesetzbuch  in 
Art.  335,  indem  es  bestimmt,  dass  der  Verpflichtete,  sobald  im  Vertrage  über  die 
Beschaffenheit  und  Güte  der  Waare  nichts  Näheres  bestimmt  ist,  Handelsgut  mittlerer 
Art  und  Güte  zu  gewähren  hat. 

2)  Staudinger,  „Die  Rechtslehre  vom  Lebensversicherungs- Vertrage“,  pag.  47. 

2* 


20 


Versicherungsnehmer  und  Versicherten  die  gemeinsame  Bezeich¬ 
nung  „Versicherter“  gebraucht,  so  erwächst  hieraus,  wie  Stau¬ 
dinger  treffend  bemerkt,  «)  der  grosse  Uebelstand  einer  Undeut¬ 
lichkeit  der  Vertragsbestimmungen,  indem  es  zweifelhaft  werden 
kann,  ob  eine  praktische  Folge,  die  in  Bezug  auf  den  „ Ver¬ 
sicherten“  namhaft  gemacht  wird,  Platz  greift,  wenn  der  sie 
begründende  Umstand  in  der  Person  des  Versicherungsnehmers 
oder  Desjenigen,  auf  dessen  Leben  die  Versicherung  genommen 
ist,  eintritt.  Es  macht  sich  dies  besonders  bei  den  Bestimmungen 
über  das  „Erlöschen  der  Versicherung“  fühlbar,  wo  es  oft 
zweifelhaft  wird,  wie  weit  der  Ausdruck  „Versicherter“  auszu¬ 
dehnen  sei,  und  nur  die  Rücksicht  auf  den  Zusammenhang  mit 
anderen  Bestimmungen  der  Allgemeinen  Versicherungs  -Be¬ 
dingungen,  ein  besseres  Verständniss  und  das  Gewicht  des 
Irrationellen,  das  zu  Gunsten  der  einen  Möglichkeit  in  die  Waag¬ 
schale  fällt,  den  Ausschlag  giebt.  Dem  entsprechend  haben 
auch  die  Allgemeinen  Versicherungs  -  Bedingungen  des  Vereins 
Deutscher  Lebensversicherungs  -  Gesellschaften  die  richtige  Ter¬ 
minologie  wieder  zur  Anwendung  gebracht.  §  1  derselben  hebt 
ausdrücklich  hervor:  Versicherter  ist  diejenige  Person,  auf 
deren  Leben  die  Versicherung  abgeschlossen  ist.  Als  Ver¬ 
sicherungsnehmer  gilt  diejenige  Person,  welche  den  Ver¬ 
sicherungsvertrag  bei  der  Gesellschaft  beantragt  und  mit  der¬ 
selben  abgeschlossen  hat,  resp.  der  von  letzterer  anerkannte 
legitimirte  Rechtsnachfolger  dieser  Person. 

Fernere  Erfordernisse  eines  jeden  Lebensversicherungs- Ver¬ 
trages  sind: 

3.  Ein  Vermögensnachtheil,  welcher  dem  Versicherungsnehmer 
oder  seinen  Angehörigen  oder  einer  dritten  Person  durch  Krank¬ 
heit,  Erwerbsunfähigkeit  oder  Tod  des  Versicherten  erwachsen 
kann ; 

4.  Schriftliche  Form,  welche  bei  den  Lebens  versicherungs- Verträgen 
auf  Gegenseitigkeit  durch  das  Allgemeine  Landrecht  vorge¬ 
schrieben,  aber  auch  bei  den  Versicherungsverträgen  auf  Prämie 
die  Regel  ist; 

5.  Uebernahme  der  Verpflichtung  Seitens  des  Versicherungsnehmers, 
an  den  Versicherer  ein  genau  bestimmtes  Entgelt  (die  sogen. 
Prämie)  zu  zahlen. 


*)  a.  a.  O.  pag.  47. 
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6.  Bestimmte  Festsetzung  der  Art  und  Dauer  der  vom  Versicherer 
zu  übernehmenden  Gefahr; 

7.  Uebernahme  der  Verpflichtung  Seitens  des  Versicherers,  bei  Ein¬ 
tritt  des  Schadensfalls  die  festgesetzte  Versicherungssumme  zu 
bezahlen. 

1.  Der  Versicherer  und  seine  Organe, 
a.  Der  Versicherer. 

§  7.  Nach  der  Vorschrift  des  Allgemeinen  Landrechts1)  ist  Jeder, 
welcher  befugt  ist,  einen  entgeltlichen  Vertrag  zu  schliessen,  auch  be¬ 
rechtigt,  Versicherungen  zu  ertheilen.  Nur  solche  Personen,  deren  amt¬ 
liche  Befugnisse  und  Pflichten  mit  den  Obliegenheiten  eines  Versicherers 
in  ein  collidirendes  Interesse  gerathen  könnten,  wie:  Mäkler,  richterliche 
Personen  in  Assecuranzstreitigk eiten,  Vorsteher  und  Beamte  der  Ver¬ 
sicherungs-Gesellschaften  etc.,  sind  zur  Ertheilung  von  Versicherungen 
für  eigene  Rechnung  weder  unmittelbar  noch  mittelbar  befähigt,  und 
zwar  soll  eine  Zuwiderhandlung  gegen  dieses  Verbot  nicht  nur  Nichtig¬ 
keit  des  Versicherungsvertrages  herbeiführen,  sondern  die  bedungene, 
also  nicht  bloss  die  gezahlte,  Prämie  soll  auch  dem  Fiscus  anheimfallen, 
und  weiter  soll  der  unbefugte  Versicherer  seines  Amts  entsetzt  werden.2) 

Wie  schon  der  Entwurf  eines  Handelsgesetzbuchs  für  die  Preussi- 
schen  Staaten  bemerkt, 3)  verstehen  sich  die  angeführten  Beschränkungen 
theilweise  von  selbst,  wie  in  Betreff  der  Mäkler  und  Richter  in  Assecuranz- 
streitigkeiten ;  theils  sind  dieselben  entbehrlich  oder  unpraktisch,  insofern 
ihr  Beruf  für  die  genannten  Personen  nicht  das  geringste  Hinderniss 
bildet,  sich  an  Lebensversicherungs-Gesellschaften  auf  Gegenseitigkeit 
oder  als  Actionaire  an  Lebensversicherungs- Actiengesellschaften  zu  be¬ 
theiligen. 

Ausserdem  hat  der  Umstand,  dass  der  Einzelne  bei  einem  einzelnen 
Versicherungsgeschäft  der  Gefahr  in  weit  höherem  Grade  ausgesetzt  ist, 
als  wenn  sich  Mehrere  zum  Abschlüsse  vieler  solcher  Geschäfte  verbin¬ 
den,  von  Anfang  an  gerade  speciell  auf  dem  Gebiete  des  Lebensver¬ 
sicherungs-Wesens  zu  Associationen  der  Versicherer  geführt.  Diese 
Associationen,  bekannt  unter  dem  Namen  Lebensversicherungs  -  Gesell¬ 
schaften,  -Anstalten,  -Banken  etc.,  bedürfen  nach  §  1  des  Gesetzes  vom 
17.  Mai  1853  (betreffend  den  Geschäftsverkehr  der  Versicherungsanstalten) 


1)  Theil  II.,  Tit.  8  §  1938. 

2)  Allgemeines  Landrecht  L  c.  §§  1939  und  1940. 

3)  Motive  zu  Art.  327  pag.  180. 
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zur  Ausübung  ihres  Geschäftsbetriebes  der  staatlichen  Genehmigung,  und 
für  den  Fall  ihrer  Bildung  auf  Actien  unterliegen  sie  selbstverständlich 
den  Bestimmungen  des  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  und  des  Gesetzes 
vom  11.  Juni  1870  über  die  Actiengesellschaften.  In  derselben  Weise, 
wie  die  eigentlichen  Handelsgesellschaften,  gemessen  auch  die  Ver¬ 
sicherungs-Gesellschaften,  mit  Ausnahme  der  weiter  unten  behandelten 
Versicherungs  -  Gesellschaften  auf  Gegenseitigkeit,  die  Vortheile  der 
juristischen  Persönlichkeit. 

Ausländische  Versicherungs-Gesellschaften  bedürfen  zum 
Geschäftsbetriebe  im  Inlande  einer  besonderen  Concession.  Diese  wird 
in  Preussen  von  dem  Ministerium  ertheilt;  sie  erfolgt  regelmässig 
unter  der  Bedingung,  dass  die  betreffende  Versicherungs  -  Gesellschaft 
verpflichtet  ist,  in  Streitfällen  zwischen  ihr  und  inländischen  Ver¬ 
sicherten  vor  den  inländischen  Gerichten  Recht  zu  nehmen ,  —  und  zwar 
entweder  bei  dem  competenten  Gerichte  des  Wohnorts  des  Agenten, 
welcher  die  Versicherung  vermittelt  hat,  oder  falls  dieser  Agent  nicht  In¬ 
länder  ist,  bei  dem  competenten  Gerichte  des  Wohnorts  des  Versicherten,  — 
sowie  dass  Aenderungen  der  Statuten  und  des  Geschäftsplanes  ohne  Zu¬ 
stimmung  der  Ministerien  nicht  in  Kraft  treten.  Bei  Collisionen  dieser 
Bestimmungen  mit  einer  anderen  in  den  Statuten  enthaltenen  allgemeinen 
Versicherungsbedingung  sind  nach  einem  Erkenntniss  des  Reichs-Ober- 
Handels-Gerichts  0  nur  die  ersteren  maassgebend,  denn  wenngleich  die 
zur  Concessionirung  berufenen  Verwaltungsbehörden  keine  Rechtssätze 
zu  schaffen  im  Stande  sind,  so  sind  doch  die  bei  derselben  gegebenen 
Bestimmungen,  weil  eben  die  Versicherungs-Gesellschaft  nur  auf  Grund 
derselben  contrahiren  darf,  als  in  die  lex  contractus  jedes  einzelnen  Ver¬ 
sicherungsvertrages  aufgenommen  anzusehen,  und  die  ertheilte  Police  ist 
so  aufzufassen,  als  laute  sie:  „Die  Versicherungs-Gesellschaft  .  .  .  ver¬ 
sichert  unter  den  bei  der  Concessionirung  aufgestellten  Bestimmungen  und 
den  vorstehenden  allgemeinen  Bedingungen,  sowie  den  nachfolgenden 
besonderen  Bedingungen.“  Wie  in  dem  „Vereinsblatte  für  Deutsches 
Versicherungswesen“  (No.  11  vom  November  1874)  treffend  hervor¬ 
gehoben  wird,  ist  diese  Ausführung  schon  deshalb  verfehlt,  weil  der 
Versicherungsnehmer  präsumtiv  die  Concessionsbedingungen  nicht  kennt, 
somit  in  dubio  nicht  auf  Grund  derselben  contrahirt,  die  Gesellschaft 
aber  nur  einen  Contrahenten  darstellt,  und  die  Polizeibehörde  nicht  für 
den  Versicherungsnehmer  contrahirt,  selbst  wenn  sie  es  auch  möchte. 


!)  Erkenntniss  des  Reichs  -  Ober  -  Handels  -  Gerichts  vom  27.  Juni  1874.  Ent¬ 
scheidungen  Bd.  XIV.,  37. 


Es  ist  gewiss,  dass  die  Polizeibehörde  nach  Landesrecht  die  Concession 
an  gewisse  Bedingungen  knüpfen  kann,  aber  wenn  im  einzelnen  Falle 
ein  Vertrag  diesen  Bedingungen  zuwider  abgeschlossen  wird,  so  kann 
das  betreffende  Gericht  höchstens  den  Vertrag  oder  einzelne  Theile  des¬ 
selben  für  unverbindlich  erklären,  es  kann  die  Contrahenten  aber  nicht 
zwingen,  gegen  ihren  Willen  zu  contrahiren. 

Einer  besonderen  Erwähnung  unter  den  Versicherungs-Gesellschaften 
bedürfen  noch  die  Versicherungs  -  Gesellschaften  auf  Gegen¬ 
seitigkeit,  Dieselben  qualificiren  sich  nur  dann  als  eine  Vereinigung 
zu  Handelszwecken,  wenn  Kaufleute  zusammentreten,  um  im  Interesse 
ihrer  kaufmännischen  Geschäfte  sich  gegenseitig  zu  versichern.  In  allen 
andern  Fällen  haben  wir  es  bei  diesen  Gesellschaften,  wie  wir  bereits 
weiter  oben  (in  §  3  sub  I.  2)  sahen,  nur  mit  einfachen  Associationen 
zum  Behufe  gegenseitiger  Versicherung  zu  thun.  Eigenthümlich  ist  den 
Versicherungs-Gesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  im  Verhältniss  zu  anderen 
Corporationen ,  dass  die  Gründung  der  erstem  und  der  Beitritt  zu  den¬ 
selben  mittelst  specieller  (Versicherungs-)  Verträge  geschieht,  deren 
jeder  einzelne,  wie  das  Reichs-Ober-Handels-Gericht  näher  ausführt,  zwar 
ein  gesellschaftliches  Recht,  zugleich  und  vorwiegend  aber  einen  auf 
besonderem  Privatvertrage  beruhenden  Versicherungsanspruch  er¬ 
zeugt.  Durch  die  Mitgliedschaft  ist  nicht  mehr  gegeben,  als  das  abstracto 
Vorhandensein  eines  solchen  Anspruchs;  dessen  concreter  Inhalt  aber, 
d.  h.  das  wirkliche  Recht  des  Mitglieds,  ist  nicht  ein  gesellschaftliches, 
jedem  Mitgliede  als  solchem  zustehendes  Recht,  sondern  beruht  lediglich 
auf  dem  besonderen  Versicherungsverträge.  Jeder  Anspruch,  welchen 
ein  Vereinsmitglied  gegen  den  Verein  auf  Auszahlung  der  Versicherungs¬ 
summe,  oder  auf  Entlassung  von  der  Beitragspflicht,  oder  auf  Rescission 
des  Vertrages  erhebt,  ist  in  erster  Linie  ein  Anspruch  aus  einem  Assecuranz- 
contract,  unterliegt  daher,  ungeachtet  der  Beimischung  eines  gesellschaft¬ 
lichen  Elements,  der  allgemeinen  gesetzlichen  Regel  von  Streitigkeiten 
aus  Versicherungsverträgen. *) 


!)  Erkenntniss  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts  vom  10.  December  1872.  Ent¬ 
scheidungen  des  R.-O.-H.-G.  Bd.  VIII.,  181.  —  Wollte  man,  so  heisst  es  in  diesem  Er¬ 
kenntnisse  noch  weiter,  die  auf  einem  solchen  Versicherungsverträge  beruhenden 
Rechte  dem  Mehrheitsbeschlüsse  des  Vereins  unterwerfen,  so  hiesse  das  die  Grund¬ 
lagen  und  den  Inhalt  des  Versicherungsvertrages  beliebiger  Aenderung  der  Mehrheit 
preisgeben,  während  selbstverständlich  gerade  der  Versicherungsvertrag  die  stricteste 
Innehaltung  der  vertragsmässigen  Grundlage  erfordert.  Ob  nun  der  Inhalt  des 
Statuts  in  den  die  Police  vertretenden  Aufnahmeschein  wörtlich  aufgenommen  ist, 
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Für  die  rechtliche  Construction  der  Versicherungs-Gesellschaft  auf 
Gegenseitigkeit  ist  der  Umstand,  dass  sie  allein  den  Ersatz  des  den  Mit¬ 
gliedern  wirklich  entstandenen  Schadens  bezweckt  und  dieser  antheil- 
weise  von  Allen  gemeinschaftlich  getragen  wird,  von  grosser  Wichtig¬ 
keit;  denn  hiernach  ist  die  Versicherungs  -  Gesellschaft  keine  juristische 
Einheit,  welche  als  solche  Rechte  erwerben,  Verpflichtungen  übernehmen, 
als  Klägerin  oder  Beklagte  auftreten  kann,  sondern  die  Einzelnen  zusammen 
sind  die  Rechtssubjecte.  Dem  entsprechend  hängt  auch  der  Bestand  der 
Gesellschaft  nicht  von  der  jeweiligen  Mitgliederzahl  ab;  und  ebensowenig 
findet  eine  Solidarhaft  der  einzelnen  Gesellschaftsmitglieder  statt.  Viel¬ 
mehr  haftet  jedes  der  Letzteren  nur  verhältnissmässig,  *)  wenngleich  für 
sämmtliche  Versicherungen  und  ohne  Beschränkung  auf  vorweg  be¬ 
stimmte  Summen  oder  Procente  seiner  eigenen  Versicherungssumme,  der¬ 
art,  dass  entweder  eine  jährliche  Reparation  des  Gesammtschadens 
auf  die  einzelnen  Gesellschaftsmitglieder  erfolgt,  oder  jedes  derselben 
eine  im  Voraus  bestimmte  jährliche  Prämie  (vergl.  hierüber  noch  weiter 
unten  §  13)  zu  zahlen  hat.  Reicht  die  Summe  der  eingegangenen 
Prämien  zur  Deckung  des  Schadens  nicht  hin,  so  haben  die  Mitglieder 
sogen.  Nachschüsse  noch  nachträglich  zu  entrichten.  Stellt  sich 


oder  ob  der  Aufnahmeschein  auf  das  Statut  hinweist,  macht  keinen  Unterschied. 
Unter  den  in  diesem  Statut  enthaltenen  Bedingungen  ist  der  Versicherungsvertrag 
geschlossen;  jede  einseitige  Aenderung  der  Bedingungen  durch  den  Verein,  d.  h.  den 
Versicherer,  ist  dem  Versicherten  gegenüber  unwirksam. 

!)  Eine  Ausnahme  bildet  in  dieser  Beziehung  die  gleichfalls  auf  Gegenseitigkeit 
gegründete  Lebens -Versicherungs -Anstalt  für  die  Armee  und  Marine.  Das  Statut 
derselben  bestimmt  in  §  4  nur  Folgendes :  „Ungeachtet  der  im  §  1  gedachten  Gegen¬ 
seitigkeit  findet  keine  Gewinnvertheilung  aus  den  Ueberschüssen  statt,  vielmehr 
fliessen  dieselben  in  einen  Fonds,  welcher  bestimmt  ist,  für  die  Verluste  durch 
Kriegsgefahr  und  ausserordentliche  Sterblichkeit  (§§  2  und  17)  Deckung  zu  gewähren. 
Dagegen  sind  auch  die  Versicherten  gegen  Nachzahlung  insoweit  gesichert,  als  bei 
ausserordentlichen  Verlusten,  sofern  die  Fonds  der  Anstalt  nicht  ausreichen,  zunächst 
das  von  Sr.  Majestät  (später  aus  Reichsmitteln)  bewilligte  Capital  Garantie  bietet.“  Aus 
diesen  Bestimmungen  ergiebt  sich  unzweifelhaft,  dass  die  Theilnehmer  der  Anstalt  nicht 
den  geringsten  Anspruch  darauf  haben,  aus  den  Ueberschüssen,  welche  die  Anstalt  event. 
erzielt,  Dividenden  zur  Verminderung  der  hohen  Prämien,  welche  die  Anstalt  von  ihnen 
erhebt,  zu  erhalten,  sowie  dass  man  gar  nicht  daran  gedacht  hat,  die  Verpflichtungen 
der  Mitglieder  für  den  Fall  von  Verlusten  oder  etwa  eintretender  Insolvenz  der 
Anstalt  klar  und  präcis  zu  normiren,  namentlich  auch  festzusetzen,  nach  welchem 
Maassstabe  die  einzelnen  Mitglieder  zur  Deckung  etwaiger  Verluste  herangezogen 
werden  sollen.  Die  für  die  Letzteren  jedenfalls  sehr  unerfreuliche  Consequenz  hier¬ 
von  ist  natürlich  die,  dass  etwaige  Verluste  statt  —  was  das  allein  Richtige  wäre  — 
pro  rata  der  gezahlten  Prämien  gedeckt  zu  werden,  nunmehr  von  den  Mit¬ 
gliedern  zu  gleichen  Th  eilen  getragen  werden  müssen. 
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dagegen  ein  Reingewinn  für  die  Gesellschaft  heraus,  so  kommt  derselbe 
als  Dividende  an  die  Gesellschaftsmitglieder  zur  Vertheilung.  Diese 
Dividende  aber  kann  sich  der  Natur  der  Sache  nach  immer  nur  als  ein 
Ueberschuss  der  gezahlten  Beiträge  über  den  Betrag  der  jährlichen  Aus- 
agen  qualificiren. 

Hierbei  ist  noch  zu  bemerken,  dass  das  Recht  der  Direction, 
einzelne  Versicherungs- Anträge  abzulehnen,  die  Versicherungs- 
Gesellschaft  zu  keiner  geschlossenen  machen  kann,  da  dieses  Recht  nur 
den  Inhalt  der  Anträge  (zu  grosses  Risico  etc.),  nicht  aber  die  Individualität 
der  Antragsteller  betrifft.  Ebensowenig  ist  die  Ausgabe  von  Garantie¬ 
scheinen  oder  die  Bildung  eines  Reservefonds  geeignet,  den  recht¬ 
lichen  Charakter  der  Associationen  auf  Gegenseitigkeit  zu  ändern.  Denn 
die  Garantiescheine-Besitzer  als  solche  sind  nicht  Mitglieder  der  Gesell¬ 
schaft,  sondern  stehen  ihr  als  Gläubiger,  als  Darleiher  gegenüber  und 
beziehen  als  solche  Zinsen,  die  im  Falle  sich  ergebenden  Gewinns  sich 
erhöhen;  und  der  Reservefond  ist  andererseits  Eigenthum  der  Gesell¬ 
schaft  und  dazu  bestimmt,  bei  der  Auflösung  derselben  unter  die  Mit¬ 
glieder  vertheilt  zu  werden.  9 

Trotzdem  die  Versicherungs-Gesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  somit 
an  und  für  sich  der  juristischen  Persönlichkeit  entbehren,  ist  dennoch 
ihre  Organisation  behufs  Erleichterung  und  Vereinfachung  des  Geschäfts¬ 
betriebs,  sowie  der  besseren  Vertretung  nach  Aussen  wegen  regelmässig 
eine  corporative,  d.  h.  sie  werden  durch  die  in  den  Statuten  oder  Regle¬ 
ments  bestimmten  Organe :  Generalversammlung, V er waltungsrath,  Direction 
und  dergl.  mehr  verwaltet  und  vertreten.  Häufig  aber  besitzen  diese 
Associationen  auch  in  der  That  vollständige  Corporationsrechte ;  indessen 
bedarf  es  zur  Erlangung  derselben  immer  erst  eines  besonderen  Antrages 
und  demnächst  der  Verleihung  von  Seiten  der  Staatsgewalt.  Wenngleich  in 
diesem  Falle  die  Versicherungs -Gesellschaft  auf  Gegenseitigkeit  nach 
Aussen  hin  als  selbstständiges  Rechtssubject  auftritt,  Rechte  erwerben 
und  sich  verpflichten  kann,  so  werden  doch  dadurch  im  Innern  die 
einzelnen  Rechte  und  Pflichten  der  verschiedenen  Gesellschaftsmitglieder 
in  keiner  Weise  alterirt. 

b.  Die  Organe  des  Versicherers: 

Subdirectionen,  Generalagenturen  und  Specialagenturen. 

§  8.  Der  Abschluss  der  Versicherungs -Verträge  erfolgt  in  den 


9  cfr.  die  Erkenntnisse  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts  vom  1.  December  1871, 
Entscheidungen  Bd.  IV.  200  ff.  —  und  vom  17.  September  1875,  Entscheidungen 
Bd.  XVIII,  398  ff. 
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wenigsten  Fällen  derart,  dass  der  Versicherungsnehmer  mit  dem  Ver¬ 
sicherer  dabei  in  directen  persönlichen  Verkehr  tritt.  Bei  dem  umfang¬ 
reichen  Geschäftskreise  und  dem  bedeutenden  Geschäftsverkehre  grosser 
Versicherungs- Gesellschaften  ist  dies  auch  gar  nicht  gut  möglich.  Letztere 
bedienen  sich  deshalb  zu  ihrem  Verkehre  mit  dem  Publicum  und  speciell 
den  Versicherungsnehmern  einer  Reihe  von  Organen,  deren  Vollmacht 
zur  Vertretung  der  betreffenden  Versicherungs -Gesellschaft  eine  bald 
mehr,  bald  minder  ausgedehnte  ist.  Es  sind  dies  die  sogenannten  Sub- 
directoren,  General-  und  Specialagenten.  9  Als  Gesellschaftsbeamte  sind 
dieselben  nach  Art.  234  des  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  zu  beurtheilen. 
Letzterer  aber  bestimmt,  dass  die  Berechtigung  der  Gesellschaftsbeamten, 
ihre  Machtgeberin  durch  Rechtshandlungen  zu  verpflichten,  lediglich  von 
dem  Inhalte  der  ertheilten  Vollmacht  abhängig  sein  und  sich 
nur  im  Zweifel  auf  alle  Rechtshandlungen,  welche  die  Ausführung 
der  Geschäfte,  auf  welche  die  Vollmacht  sich  bezieht,  gewöhnlich  mit 
sich  bringt,  erstrecken  soll.  Es  ist  daher  in  jedem  einzelnen 
Streitfälle  nach  dem  Inhalte  der  ertheilten  Vollmacht  fest¬ 
zustellen,  wie  weit  die  aus  derselben  sich  ergebende  Er¬ 
mächtigung  reicht. 

Was  nun  zuvörderst  die  Subdirectionen  anlangt,  so  nehmen  sie  aller¬ 
dings  unter  den  Organen  der  Lebensversicherungs-  Gesellschaften  den 
ersten  Rang  ein.  Aber  das  Reichs -Ober -Handels -Gericht  setzt  sich  doch 
mit  den  Thatsachen  in  vollständigen  Widerspruch,  wenn  es  annimmt, 
dass  erfahrungsgemäss  die  von  einer  Versicherungs -Gesellschaft 
errichtete  Geschäftsstelle,  an  deren  Spitze  eine  Subdirection  steht,  als 
Zweigniederlassung  zu  betrachten  sei,  da  jene  die  einzelnen  Versicherungs¬ 
verträge  innerhalb  eines  gewissen  Bezirks,  dessen  Grenzen  häufig  mit 
staatlichen  Grenzen  zusammenfallen,  abzuschliessen  und  über  die  Erfüllung 
der  in  diesem  Bezirke  bestehenden  Versicherungs -Verträge  zu  beschliessen 
habe,  dass  somit  auch  die  Gesellschaft,  da  für  alle  zum  Geschäftskreise 
der  Zweigniederlassung  gehörenden  Angelegenheiten  ein  forum  gestae 
administrationis  begründet  sei,  am  Sitze  ihrer  Subdirectionen  hinsichtlich 
der  von  diesen  abgeschlossenen  Versicherungs -Verträge  belangt  werden 


i)  Nach  dem  Gesetz  vom  17.  Mai  1853  §  3  bedurften  dieselben  zu  ihrem  Ge¬ 
schäftsbetriebe  einer  Concession  derjenigen  Bezirksregierung,  in  deren  Kreise  sie  für 
ihre  Versicherungs -Gesellschaft  thätig  zu  sein  beabsichtigten.  Diese  Bestimmung  ist 
indessen  bereits  durch  Art.  III  des  Gesetzes  vom  22.  Juni  1861  wieder  aufgehoben 
worden. 
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könne.  *)  Denn  thatsächlich  sind  die  Subdirectionen  der  Lebensver¬ 
sicherungs-Gesellschaften  niemals  mit  einer  solchen  Selbstständigkeit  aus¬ 
gerüstet,  dass  im  einzelnen  Falle  dieVermuthung  für  die  Zweignieder¬ 
lassung  spräche.  Vielmehr  bestimmen  die  Statuten  der  einzelnen  Gesell¬ 
schaften  regelmässig,  dass  die  Befugniss,  die  Gesellschaft  zu  vertreten 
und  zu  verpflichten,  lediglich  der  Direction  zustehe  und  auf  dritte  Personen 
nicht  übertragen  werden  könne.  Dementsprechend  aber  kann  der  Abschluss, 
bezw.  die  Prolongation  und  Modification  der  Lebensversicherungs-Verträge 
lediglich  durch  die  Direction  erfolgen,  und  ebenso  sind  alle  auf  die  Er¬ 
füllung  der  von  der  Gesellschaft  eingegangenen  Versicherungs -Verträge 
und  auf  Zahlung  versicherter  Summen  gerichteten  Erklärungen  nur  dann 
von  verbindlicher  Kraft  und  Wirkung,  wenn  dieselben  von  der  Direction 
der  Gesellschaft  ausgegangen  sind. 

Das  eben  Gesagte  gilt  auch  von  den  General-  oder  Hauptagenturen. 
Die  Stellung  derselben  zu  ihrer  Versicherungs -Gesellschaft  ist  eine  bald 
mehr,  bald  minder  selbstständige  und  darf  allein  nach  der  ihnen  ertheilten 
Instruction  beurtheilt  werden.  In  der  Regel  heisst  es  in  dieser:  „Der 
Generalagent  bewegt  sich  in  der  rechtlichen  Stellung  eines  Bevollmäch¬ 
tigten,  beschränkt  auf  die  Functionen,  welche  durch  seine  geschäftsver¬ 
mittelnde  Wirksamkeit  für  einen  grösseren  Geschäftskreis  bedingt  werden. 
Die  Stellung  eines  Generalbevollmächtigten  hat  derselbe 
nicht;  er  ist  vielmehr  verpflichtet,  in  allen  Angelegenheiten,  zu  deren 
Erledigung  er  nicht  ausdrücklich  ermächtigt  ist,  die  Entscheidung  der 
Direction  einzuholen,  und  nur  dann  und  insoweit  für  die  Gesellschaft 
Erklärungen  abzugeben  berechtigt,  wenn  und  insoweit  ihm  hierzu  be¬ 
sonderer  und  ausdrücklicher  Auftrag  seitens  der  Direction  ertheilt  worden 
ist.“  In  den  Wirkungskreis  des  Generalagenten  fällt  vornehmlich  die 
Anstellung  und  Entlassung  (mit  Beschränkung)  der  Agenten,  die  Erhebung 
der  Prämien,  sowie  die  Besorgung  und  Vermittelung  des  gesammten 
geschäftlichen  Verkehrs  zwischen  der  Direction  und  den  in  seinem  Bezirke 
wohnenden  Personen,  soweit  solche  versichert  sind.  Die  Basis  seiner 
Befugnisse  gegenüber  der  Gesellschaft  bildet  aber  stets  die  ihm  von  der 
Letzteren  erth eilte  schriftliche  bezw.  gedruckte  Instruction  und 
nur  diese  allein.  Ueberschreitet  er  dieselbe,  so  verpflichtet  er  rechtlich 
nur  sich  selbst,  nicht  die  von  ihm  vertretene  Gesellschaft. 

Trotz  dieser  so  nahe  liegenden  und  durch  die  Eigenart  des  modernen 
Versicherungswesens  wohlbegründeten  Schlussfolgerung  ist  das  Reichs- 


*)  Erkenntniss  des  Reichs -Ober -Handels -Gerichts  vom  14.  October  1874,  Ent¬ 
scheidungen  Bd.  XIV,  401  ff. 
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Ober -Handels -Gericht  noch  immer  nicht  zu  einer  constanten  Praxis  in 
der  vorliegenden  Frage  gelangt.  Nachdem  es  ursprünglich  von  der 
Ansicht  ausgegangen  war,  dass  die  in  der  Instruction  enthaltene  Be¬ 
schränkung  der  Befugnisse  des  Generalagenten,  wonach  derselbe  nicht 
befugt  sein  soll,  die  Gesellschaft  zu  vertreten  und  zu  verpflichten,  sich 
nicht  auf  den  ihm  ausdrücklich  überwiesenen  Geschäftskreis  beziehe,  dass  er 
vielmehr  innerhalb  desselben  als  Bevollmächtigter  erscheine  und  als 
solcher,  selbst  wenn  er  nicht  als  technischer  Bevollmächtigter  nach 
Art.  47  des  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  zu  betrachten,  doch  immer  in 
seinem  Geschäftskreise  selbstständig  zu  handeln  befugt  sei, *)  sprach  es 
in  dem  Erkenntniss  vom  6.  Mai  18761  2)  den  allein  richtigen  Rechtsgrund¬ 
satz  aus,  dass  der  Agent  nur  nach  Maassgabe  der  ihm  ertheilten  Instruction 
Stellvertreter  und  Bevollmächtigter  seiner  Gesellschaft  sei.  Bald  darauf 
ging  es  jedoch  von  diesem  Rechtsgrundsatze  wieder  ab  und  erklärte 
abermals,  wie  es  überhaupt  im  Handelsverkehre  darauf  ankomme,  den 
vermuthbaren  Willen  der  Contrahenten  zu  erforschen  und  darauf  zu 
achten,  was  üblich  und  herkömmlich  sei  —  Art.  278  und  279  des  Handels¬ 
gesetzbuchs  — ,  so  sei  es  insbesondere  auch  bei  Bestimmung  des  Um¬ 
fanges  einer  Handelsvollmacht  der  Fall.  Es  sei  daher  dem  Richter  ohne 
Zweifel  gestattet,  in  Fällen,  wo  Jemand  mit  Besorgung  eines  Geschäfts 
oder  einer  gewissen  Art  von  Geschäften  beauftragt  sei,  eine  stillschweigende 
Vollmacht  für  alle  Rechtshandlungen  zu  folgern,  welche  die  Besorgung 
dieses  Geschäfts  in  der  Regel  mit  sich  bringe.3)  Dass  die  thatsächlichen 
Verhältnisse  bei  den  Lebensversicherungs- Gesellschaften  indessen  die 
analoge  Anwendung  der  für  die  vermuthete  Vollmacht  der  Handlungs¬ 
gehilfen  im  engeren  Sinne  gegebenen  Vorschriften  auf  die  Generalagenten 
nicht  rechtfertigen,  wurde  hierbei  unberücksichtigt  gelassen.  Erst  das 
Erkenntniss  vom  13.  Juni  1876 4)  lenkte  wieder  in  die  richtige  Bahn  ein, 
indem  es  den  Grundsatz  aufstellte,  dass  die  Frage,  ob  und  wie  weit  die 
Agenten  der  Versicherungs- Gesellschaften  als  blosse  Vermittler  oder  als 
Stellvertreter  der  Gesellschaft  zu  betrachten  seien,  nach  dem  ihnen 


1)  cfr.  Erkenntniss  des  Reichs -Ober -Handels -Gerichts  vom  11.  März  1873, 
Entscheidungen  Bd.  IX,  370  ff.  —  Art.  278  des  Handelsgesetzbuchs. 

2)  cfr.  Entscheidungen  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts  Bd.  XIX. 

3)  Erkenntniss  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts  vom  30.  Mai  1876,  Ent¬ 
scheidung  Bd.  XIX.  Repert.  No.  496. 

4)  Entscheidungen  des  Reichs  -  Ober  -  Handels  -  Gerichts  Bd.  XIX.  Repert. 
No.  516. 
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ertheilten  Mandate  zu  beantworten  sei;  es  ging  aber  insofern 
wieder  zu  weit,  als  darin  ausgeführt  wurde,  dieses  Mandat  brauche  nicht 
gerade  ein  ausdrückliches  zu  sein,  es  könne  auch  ein  stillschweigendes 
sein;  und  es  sei  ferner  nicht  zu  bezweifeln,  dass,  wenn  genügender  Grund 
vorliege,  ein  stillschweigendes  Mandat  anzunehmen,  dasselbe  in  ähnlicher 
Weise  wirke,  wie  das  nach  Art.  47  des  Handelsgesetzbuchs  gesetzlich 
vermuthete  Mandat  des  Handlungsbevollmächtigten,  also  etwa  entgegen¬ 
stehende  Instructionen,  die  dem  Publicum  geheim  geblieben,  nicht  ent¬ 
gegengehalten  werden  könnten.  Den  richtigen  Grundsätzen  entspricht 
auch  ein  älteres  Erkenntniss  vom  23.  Januar  1872,  *)  wonach  der  General¬ 
agent  oder  Inspector* 2)  einer  Versicherungs- Gesellschaft  zum  Abschlüsse 
eines  Vergleichs  für  seine  Gesellschaft  ohne  die  hierzu  nach  §  102  des 
Allgemeinen  Landrechts  I,  13  erforderliche  Specialvollmacht  nicht  befugt 
ist,  er  müsste  denn  nackweisen,  dass  er  durch  die  ihm  von  seiner  Gesell¬ 
schaft  ertheilte  Vollmacht  allgemein  und  speciell  zum  Abschlüsse,  auch 
ohne  Specialvollmacht,  ermächtigt  sei. 

Als  letztes  Organ  der  Lebensversicherungs-Gesellschaften  haben  wir 
schliesslich  noch  die  Agenturen,  auch  Special-,  Neben-  oder 
Unteragenturen  genannt,  zu  verzeichnen.  Ein  den  Umfang  ihrer 
Bevollmächtigung  normirender  R^chtssatz  existirt  nicht,  wie  denn  über¬ 
haupt  die  Stellung  der  Agenten  nicht  abstract  präcisirbar  ist,  vielmehr 
in  jedem  Einzelfalle,  sobald  es  zum  Streite  kommt,  immer  erst  wird 
festgestellt  werden  müssen. 

Es  ist  diese  unklare  Stellung  der  Agenten  ein  nicht  zu  unterschätzender 
Uebelstand  für  das  ganze  Gebiet  des  Versicherungswesens,  denn  gerade  der 
Agent  ist  regelmässig  das  einzige  Organ  der  Versicherungs -Gesellschaft, 
mit  welchem  der  Versicherungsnehmer  in  directe  Beziehungen  zu  kommen 
pflegt;  ihm  macht  er  den  Versicherungs- Antrag,  zu  welchem  noch  dazu 
häufig  die  Anregung  vom  Agenten  selbst  ausgeht;  mit  ihm  verhandelt 
er,  von  ihm  erhält  er  die  Police  ausgehändigt,  ihm  zahlt  er  die  Prämie, 
ihm  sind  die  Anzeigen  von  dem  Eintritte  der  Schadenfälle  zu  machen 
und  die  vorgeschriebenen  Bescheinigungen  einzureichen;  kurzum  nach 
seinen  Anweisungen  hat  der  Versicherungsnehmer  sein  ganzes  Verhalten 
einzurichten. 


J)  Entscheidungen  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts  Bd.  V,  40  ff. ,  vergl.  auch 
Erkenntniss  vom  10.  October  1873,  Entscheidungen  Bd.  XI. 

2)  Das  Institut  der  Inspectoren  dient  weniger  dazu,  um  noch  ein  Organ  für 
specielle  Dienstleistungen  zu  haben,  als  vielmehr  zur  vollständigen  Repräsentation 
der  Gesellschaft  und  zur  Controle  des  Geschäftsbetriebs  der  Agenten. 
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Alle  diese  Thatsachen  weisen  aber  darauf  hin,  dass  die  Ansicht 
Staudingers ,  0  wonach  das  Verhältniss  zwischen  der  Versicherungs- 
Gesellschaft  und  ihrem  Agenten  eine  gewöhnliche  Dienstmiethe  (locatio, 
conductio  operarum)  sei,  insofern  als  der  Agent  die  Gesellschaft  in  der 
Ausführung  von  bestimmten  Handlungen  des  Versicherungsgeschäfts 
persönlich  vertrete  und  zwar  nach  Inhalt  der  ihm  ertheilten  Instruction, 
keineswegs  zutreffend  ist,  dass  vielmehr  ein  Mandatsverhältniss  vorliegt, 
und  dementsprechend  die  beiderseitigen  Rechte  und  Pflichten,  sobald 
darüber  in  dem  Agenturverträge  (Revers  und  Instruction)  nicht  aus¬ 
reichende  Bestimmungen  getroffen  sind,  nach  den  landrechtlichen  Vor¬ 
schriften  über  die  Vollmachtsaufträge1 2)  zu  beurtheilen  sind.  Wenn 
bereits  weiter  oben  von  den  Generalagenten  gesagt  wurde,  dass  die 
ihnen  von  der  Gesellschaft  ertheilte  Instruction  die  Basis  ihrer  Befugnisse 
bilde,  so  gilt  dies  in  demselben  Maasse  von  den  Agenten.  Die  strenge 
Aufrechterhaltung  dieses  Grundsatzes  Seitens  der  Lebensversicherungs- 
Gesellschaften  ist  einfach  eine  Pflicht  der  Selbsterhaltung,  denn  der 
Geschäftsverkehr  der  Gesellschaft  liesse  sich  weder  regeln  noch  über¬ 
sehen,  wenn  es  jedem  Hülfsorgane  gestattet  wäre,  nach  eigenem  Ermessen 
mit  den  Versicherungsnehmern  zu  unterhandeln.  Jeder  Agent,  der  über 
seine  Instruction  hinausgeht,  überschreitet  damit  auch  die  ihm  von  seiner 
Gesellschaft  ertheilte  Vollmacht,  kann  also  durch  sein  instructions¬ 
widriges  Handeln  niemals  die  Gesellschaft,  sondern  immer  nur  sich  selbst 
verpflichten.  Letztere  kann  eben  nur  da  für  ihren  Agenten  haften,  wo 
er  als  ihr  Beauftragter  handelte  und  als  solcher  den  Versicherungsnehmer 
schädigte;  und  zwar  beginnt  die  Ersatzverbindlichkeit  erst  da,  wo  die 
Möglichkeit  beginnt,  den  Agenten  bezw.  seine  Gesellschaft  für  die 
Schädigung  verantwortlich  zu  machen. 

Insoweit,  aber  auch  nur  insoweit  sind  z.  B.  die  Erklärungen  des 
Agenten  über  Sinn  und  Tragweite  der  in  den  Antragsformularen  (Declara¬ 
tionen)  enthaltenen  Fragen  für  die  betreffende  Gesellschaft  präjudicirlich, 
da  jener  hier  lediglich  als  Bevollmächtigter  der  Gesellschaft  fungirt. 
Dasselbe  gilt  hinsichtlich  der  Entgegennahme  der  von  den  Versicherungs- 


1)  a.  a.  O.  pag.  128.  Die  Behauptung  Staudingers,  dass  der  Annahme  eines 
Mandats-Verhältnisses  zwischen  dem  Agenten  und  seiner  Gesellschaft  von  vorn¬ 
herein  der  Umstand  widerspreche,  dass  die  Thätigkeit  des  Agenten  keine  unent¬ 
geltliche  sei,  ist  um  so  weniger  stichhaltig,  als  der  Mandatar  nach  Preussischem 
Recht  (Allgem.  Landrecht  I,  13,  §  74  ff.)  sehr  wohl  eine  Belohnung  für  seine  Thätig¬ 
keit  fordern  kann,  sobald  ihm  jene  ausdrücklich  versprochen  ist,  oder  das  Geschäft 
zu  seinem  Gewerbe  gehört. 

2)  Allgem.  Landrecht  I,  13,  §§  5 — 216. 


nehmern  gestellten  mannigfachen  Anträge,  sowie  von  der  Uebermittelung 
derselben  an  die  Gesellschaft,  endlich  auch  hinsichtlich  der  Empfang¬ 
nahme  der  Prämienzahlungen,  da  die  Versicherungsnehmer  in  dieser 
Beziehung  erfahrungsgemäss  regelmässig  an  die  Agenten  verwiesen  werden. 
Wenn  daher  das  Reichs -Ober -Handels -Gericht  in  dem  Erkenntniss  vom 
10.  April  1876  0  ausführt,  dass  die  Versicherungs -Gesellschaften,  sobald 
ein  Agent  bei  der  Annahme  der  rechtzeitig  offerirten  Prämie  sich  einen 
Verzug  habe  zu  Schulden  kommen  lassen,  für  den  Schaden,  den  der 
Versicherungsnehmer  dadurch  erlitt,  dass  er  dem  Agenten  vergebens  in 
Gemässheit  des  Versicherungs -Vertrages  die  Prämie  rechtzeitig  offerirte,  zu 
haften  haben,  so  ist  diese  Ansicht  allerdings  richtig,  indessen  keineswegs 
so  allgemein  aufzustellen,  wie  dies  im  vorliegenden  Falle  geschehen  ist. 
Es  hängt  vielmehr  ganz  von  der  Fassung  der  allgemeinen  Versicherungs- 
Bedingungen  ab,  ob  eine  solche  mora  accipiendi  eintreten  kann  oder 
nicht.  Nach  den  von  dem  Vereine  Deutscher  Lebensversicherungen  auf¬ 
gestellten  Bedingungen  ist  dies  offenbar  nicht  der  Fall,  denn  in  §  5 
alinea  2  derselben  heisst  es  ausdrücklich:  „Die  Zahlung  ist  kostenfrei  zu 
leisten,  und  zwar  an  den  Agenten,  der  das  Geschäft  vermittelte  oder  die 
Police  aushändigte,  resp.  an  dessen  Nachfolger,  muss  aber,  wenn  dies 
aus  irgend  einer  Ursache  Anstand  findet,  oder  der  Agent 
nicht  im  Besitze  der  von  der  Direction  vollzogenen  Prämien¬ 
rechnung  ist,  unmittelbar  an  die  Direction  der  Gesellschaft 
innerhalb  der  in  §  4  festgesetzten  Fristen  geleistet  werden.“ 

Insoweit  dagegen  die  Mitwirkung  der  Agenten  bei  dem  Zustande¬ 
kommen  der  Anträge  von  den  Versicherungsnehmern  in  Anspruch  ge¬ 
nommen  wird,  erscheinen  die  Agenten  als  Bevollmächtigte  des  Antrag¬ 
stellers,  nicht  aber  der  betr.  Lebensversicherungs-Gesellschaft.  Das  Reichs- 
Ober-Handels-Gericht  ging  allerdings  ursprünglich  von  der  entgegen¬ 
gesetzten  Ansicht  aus,  indem  es  erklärte,  dass  die  Rechtswirkungen, 
welche  die  allgemeinen  Vers.-Bedingungen  an  eine  wissentlich  unrichtige 
Declaration  knüpfen,  in  dem  Falle  nicht  eintreten,  wo  in  der  vom  Ver¬ 
sicherungsnehmer  abgegebenen  schriftlichen  Erklärung  eine  unwahre 
Antwort  auf  eine  erhebliche  Frage  enthalten  sei  und  Declarant  von  der 
unter  Frage  gestellten  Thatsache  Kenntniss  haben  musste,  andererseits 
aber  der  Agent  selbst  diese  unwahre  Angabe  in  voller  Kenntniss  von 
dem  wahren  Sachverhalte  eingeschrieben  habe,  und  zwar  einmal,  weil 
eine  Verschuldung  des  Agenten  vorliege,  für  welche  die  Versicherungs- 
Gesellschaft  einzustehen  habe,  und  weiter,  weil  der  Declarant  durch  das 


!)  Entscheidungen  des  Reichs-Ober-ITandels-Gerichts  Bd.  XIX. 
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Verhalten  des  Agenten  in  den  guten  Glauben  versetzt  werden  musste, 
es  sei  eine  ausdrückliche  Anzeige  der  fraglichen  dem  Agenten  bereits 
bekannten  Thatsache  überflüssig  und  unnöthig.  *)  Dieser,  wie  bereits 
ausgefübrt  ist,  durchaus  falsche  Standpunkt  wurde  indessen  bald  auf¬ 
gegeben,  und  seither  bat  das  Reichs-Ober-Handels-Gericht  stets  an  dem 
Grundsätze  festgehalten,  dass  der  Versicherungsnehmer,  welcher  dem 
Agenten  die  Beantwortung  der  in  der  Declaration  gestellten  Fragen 
überlasse,  auch  allein  das  Risico  jeder  unrichtigen  Erklärung  zu  tragen 
habe;  denn  nicht  auf  das  Wissen  des  Agenten  um  die  Unrichtigkeit  der 
betreffenden  Erklärung,  sondern  lediglich  auf  das  Wissen  des  Antrag¬ 
stellers  komme  es  dabei  an.*  2) 

Die  vielfach  streitige  Frage,  ob  der  Agent  hinsichtlich  etwaiger 
Prämienrückstände  der  betreffenden  Versicherungs- Gesellschaft  bloss 
als  Bürge  oder  aber  als  Selbstschuldner  hafte,  ist  von  dem  Reichs-Ober- 
Handels-Gerichte  mit  Recht  in  dem  letzteren  Sinne  beantwortet  worden. 
Wie  in  dem  Erkenntnisse  vom  15.  December  1877  näher  ausgeführt 
wird,  seien  die  Agenten  nach  den  üblichen,  in  den  Instructionen  nieder¬ 
gelegten  Vertragsbestimmungen  verpflichtet,  den  Betrag  der  ihnen  zu¬ 
gehenden  Policen  und  Prämienquittungen  innerhalb  bestimmter  Fristen 
einzuziehen  und  die  Documente  im  Falle  der  Nichteinlösung  mit  Ablauf 
der  Fristen  unverzüglich  an  die  Gesellschaft  zurückzusenden.  Für  den 
Fall  nicht  rechtzeitiger  Rücksendung  sollen  sie  dagegen  für  die  be¬ 
treffenden  Beträge  verhaftet  bleiben  und  dafür  aufkommen  müssen. 
Wenngleich  nun  diese  Vertragsbestimmung  keinen  Anhalt  dafür  biete, 
dass  die  Agenten  für  die  Beträge  der  empfangenen  Documente  sofort 
als  Selbstschuldner  einzutreten  haben  und  ihnen  nur  gestattet  sein  solle, 
sich  von  der  Schuld  durch  rechtzeitige  Zurücksendung  der  Documente 
zu  befreien,  so  werde  doch  die  Verhaftung  eine  definitive,  eine  „bleibende“, 
sobald  die  Documente  nicht  unverzüglich  nach  Ablauf  der  Einsendungs- 
frist  zurückgesandt  würden.  Die  Agenten  seien  daher  verpflichtet,  die 
Beträge  der  von  ihnen  nicht  remittirten  Documente  selbst  zu  berichtigen. 
Hierin  liege  aber  keine  Bürgschaft  für  Dritte,  kein  Eintreten  in 
eine  fremde  Obligation,  sondern  die  eigene  selbstständige  Ver- 

!)  cfr.  die  Erkenntnisse  des  Reichs -Ober -Handels -Gerichts  vom  23.  October 
1872  und  vom  5.  November  1872,  Entscheidungen  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts 
Bd.  VII,  371  ff.  und  423  ff. 

2)  cfr.  die  Erkenntnisse  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts  vom  19.  November 
1872,  Entscheidungen  Bd.  VIII,  59.  —  vom  30.  December  1873,  Entscheidungen 
Bd.  XII.  vom  8.  September  1875,  Entscheidungen  Bd.  XVIII.  Repert.  No.  677.  — 
vom  23.  Mai  1876,  Entscheidungen  Bd.  XIX.  Repert.  No.  414. 
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pflichtung  der  Agenten,  ihrer  Mandantin  bestimmte  Beträge  unter 
gewissen  Voraussetzungen  zu  bezahlen.1) 

Was  endlich  die  Frage  anlangt,  ob  der  Generalagent  einer  Ver¬ 
sicherungs-Gesellschaft,  welcher  das  del  credere-Stehen  für  die  von  ihm 
angestellten  Unteragenten  ohne  specielle  Beschränkung  übernommen, 
wegen  der  von  den  Letzteren  nicht  abgelieferten  Gelder  persönlich  und 
unmittelbar  seiner  Gesellschaft  hafte,  so  ist  dieselbe  gleichfalls  vom 
Reichs-Ober-Handels-Gericht  bejaht  worden.  Nach  den  Ausführungen 
desselben  entspricht  eine  solche  Haftung  derjenigen  des  Commissionairs 
gegenüber  seinen  Committenten,  sobald  Ersterer  für  die  Zahlung  oder 
für  die  anderweite  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  seines  Contrahenten 
vermöge  Vertrags-  oder  Handelsgebrauchs  einsteht.  Im  letzteren  Falle 
haftet  der  Commissionair  nach  Art.  370  alinea  2  des  Handelsgesetzbuchs 
für  die  gehörige  Erfüllung  im  Zeitpunkte  des  Verfalls  unmittelbar 
und  persönlich  insoweit,  als  solche  aus  dem  Vertragsverhältnisse  über¬ 
haupt  gefordert  werden  kann.  Wenngleich  nun  das  Rechtsverliältniss 
des  Generalagenten  nicht  ohne  Weiteres  dem  des  Commissionairs,  welcher 
auf  eigenen  Namen,  wenn  auch  für  Rechnung  des  Committenten  ab- 
schliesst,  gleichgestellt  werden  kann,  so  ähnelt  doch  seine  Stellung  in 
Bezug  auf  die  Unteragenten  der  des  Commissionairs  zum  Contrahenten 
insofern,  als  er  regelmässig  Letztere  selbst  erwählt  und  die  Gesell¬ 
schaft  dieselben  im  Falle  ihrer  Genehmigung  mit  Bestallung  versieht. 
Offenbar  gehen  die  Contrahenten  hiernach  von  der  Ansicht  aus,  dass 
den  Generalagenten,  welcher  vertragsmässig  bei  der  Organisation  seines 
Generalagentur-Bezirks  mitzuwirken  hat,  die  Wahl,  aber  auch  die  Gefahr 
in  der  Auswahl  seiner  Unteragenten  treffen,  und  dass  seine  diesfallsige 
Haftung  der  Gesellschaft  gegenüber  von  demselben  Gehalte  und  Umfange 
sein  soll,  wie  diejenige  des  Commissionairs,  d.  h.  eine  persönliche 
und  unmittelbare. 2) 

2.  Der  Versicherungsnehmer,  der  Versicherte  und  das  Object 
des  Lebensversicherungs-Vertrages. 

§  9.  Der  §  1943  des  Allg.  Landrechts  Thl.  II.  Tit.  8  trifft  die  Be¬ 
stimmung,  dass  eine  jede  (selbstverständlich  nur  „vertragsfähige“,  d.  h. 
dispositions-  und  handlungsfähige)  Person  Versicherung  nehmen’ kann, 
wo  sie  will,  und  zwar,  wie  in  den  §§  1968,  1971  und  1972  1.  c.  näher 
ausgefuhrt  wird,  nicht  nur  auf  ihr  eigenes  Leben,  sondern  auch  auf  das- 

*)  cfr.  Entscheidungen  des  R.-O.-H.-G.,  Repert.  No.  39,  1877. 

2)  cfr.  Erkenntniss  des  Reichs -Ober-Handels- Gerichts  vom  6.  Februar  1878 
Repert.  No.  95. 
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jenige  ihrer  ehelichen  Descendenten,  Eltern,  Ehegatten  und  Verlobten. 
Die  weitere  Vorschrift  des  §  1973  1.  c.,  dass  ausser  diesen  Personen 
Niemand  zu  seinem  eigenen  Vortheile  auf  das  Leben  eines  Dritten  ohne 
dessen  gerichtliche  Einwilligung  Versicherung  nehmen  könne,  ist  durch 
das  Gesetz  vom  11.  Juli  1845  dahin  geändert  worden,  dass  zur  Giltig¬ 
keit  der  Einwilligung  die  für  Verträge  im  Allgemeinen  vorgeschriebene 
Form  genüge.  *)  Gegenwärtig  ist  daher  die  schriftliche  Einwilligung  des 
Dritten  ausreichend.  Der  Grund,  welchen  die  Redactoren  des  Allgemeinen 
Landrechts  dafür  hatten,  Versicherungen  auf  das  Leben  eines  Dritten 
ohne  dessen  Vorwissen  und  Genehmigung,  abgesehen  von  wenigen  Aus¬ 
nahmen,  nicht  zu  gestatten,  liegt  klar  auf  der  Hand.  Sie  waren  eben 
der  Ansicht,  dass  eine  allgemeine  Erlaub niss  zum  Abschlüsse  derartiger 
Versicherungsverträge  für  den  Dritten  insofern  höchst  gefährlich  werden 
könne,  als  die  mit  seinem  Tode  verknüpften  Vortheile  für  den  Ver¬ 
sicherungsnehmer  einen  starken  Anreiz  zu  Verbrechen  gegen  das  Leben 
des  Dritten  bieten  mussten,  dass  dagegen  bei  den  vom  Verbote  speciell 
Ausgenommenen  die  nahe  Verbindung  mit  dem  Dritten  eine  Gewähr 
dafür  biete,  dass  ihm  an  der  Erhaltung  ihres  Lebens  mehr  gelegen 
sein  werde,  als  an  dem  Gewinne  der  gezeichneten  Versicherungssumme. 
Wenngleich  sich  nun  die  Richtigkeit  dieser  Argumentation  nicht  leugnen 
lässt,  so  ist  doch  die  daraus  hervorgegangene  Vorschrift  des  §  1973  1.  c. 
nicht  nur  unzweckmässig,  sondern  überhaupt  überflüssig.  Sie  ist  un¬ 
zweckmässig,  weil  sich  sehr  wohl  der  Fall  eines  eigenen  Interesses  an 
dem  Leben  eines  Dritten  denken  lässt,  welches  dieser  durch  Verweigerung 
seiner  Einwilligung  gefährden  kann;1 2)  sie  ist  aber  auch  geradezu  über¬ 
flüssig,  weil  das  Wesen  des  Lebensversicherungs-Vertrages  erfordert,  dass 
der  Zufall  den  Eintritt  der  vertragsmässigen  Gefahr  herbeiführe,  dieser 
Zufall  bei  der  „Versicherung  auf  fremdes  Leben“  aber  erst  da  anfängt, 
wo  die  eigene  Verschuldung  des  Versicherungsnehmers  auf  hört.  Dem¬ 
entsprechend  haftet  der  Versicherer  bei  den  Versicherungen  auf  fremdes 
Leben  principiell  niemals  in  den  Fällen,  wo  der  Tod  des  Versicherten 
durch  den  Versicherungsnehmer  herbeigeführt  ist,  wohl  aber  in  allen 
Fällen,  wo  dieser  Tod  ohne  Zuthun  des  Letzteren,  sei  es  auch  durch 
Selbstmord  oder  im  Duell  etc.,  erfolgt  ist.3) 

1)  Dieses  Gesetz  findet  auch  in  den  Bezirken  der  Provinz  Hannover,  in  denen 
das  Allgemeine  Landrecht  gilt,  Anwendung.  Gesetz  vom  1.  März  1869  No.  1. 

2)  cfr.  Malss  „Betracht.“  pag.  63. 

3)  So  bestimmt  auch  §  1970  des  Allgem.  Landrechts  II,  8:  Hat  aber  Jemand 
das  Leben  eines  Dritten  versichern  lassen,  so  haftet  der  Versicherer  für  jeden  auch 
von  dem  Dritten  selbst  verschuldeten  Verlust  des  Lebens,  wenn  nicht  das  Gegen- 
theil  festgesetzt  worden. 


Auf  keinem  anderen  Gebiete  des  Versicherungswesens  ist  die  Person 
des  Versicherungsnehmers  von  der  des  Versicherten  so  häufig  eine  ver¬ 
schiedene,  als  gerade  bei  dem  Lebens versicherungs  -Vertrage.  Bei  der 
Versicherung  auf  den  Todesfall  muss  sogar  zwischen  dem  V ersicherungs- 
nehmer,  dem  Versicherten  und  derjenigen  Person,  deren  Interesse 
versichert  ist,  dem  sogenannten  Drittversicherten  unterschieden 
werden.  Es  ergiebt  sich  hieraus  mit  Nothwendigkeit,  dass  in  jedem 
einzelnen  Lebensversicherungsfalle  genau  festzustellen  ist,  wer  als  Ver¬ 
sicherungsnehmer,  als  Versicherter,  resp.  Drittversicherter,  und  was  als 
Object  der  Versicherung  erscheint.  Z.  B.  Ein  Ehemann  versichert  bei 
einer  Lebensversicherungs-Gesellschaft  seiner  Wittwe  und  seinen  Kindern 
für  den  Fall  seines  Todes  ein  Capital  oder  eine  Rente.  Versicherungs¬ 
nehmer  und  Versicherter  ist  in  diesem  Falle  der  Ehemann,  Drittver- 
sicherte  aber  sind  seine  Frau  und  Kinder;  Object  der  Versicherung  ist 
endlich  der  Vermögensnachtheil, >)  der  den  Letzteren  aus  dem  Tode  des 
Mannes  und  Vaters  erwachsen  kann.  —  Ferner,  es  versichert  ein  Mann 
sich  für  den  Fall  einer  zeitiger  eintretenden  Erwerbsunfähigkeit  eine 
Rente.  Hier  ist  er  selbst  Versicherungsnehmer  und  Versicherter,  das 
Object  aber  der  aus  der  Arbeitsunfähigkeit  entstehende  Nachtheil.  — 
Endlich,  ein  Mann  versichert  das  Leben  seines  Schuldners,  der  ihm  die 
Schuld  durch  Raten  allmälig  abtragen  soll.  Der  Gläubiger  ist  dann 
Versicherungsnehmer  und  Drittversicherter,  Object  aber  ist  der  Nach- 
theil,  den  der  Gläubiger  erleidet,  falls  durch  den  vorzeitigen  Tod  des 
Schuldners  die  ferneren  Abschlagszahlungen  unterbrochen  werden.  Da¬ 
gegen  ist  der  Schuldner  selbst  in  diesem  Falle  der  Versicherte.2) 


En, J«,  ’  t  a'  7  Pag'  9’  Wekher  di6Se  Anff“g  dem  practischen 

Endresultate  nach  für  vollständig  berechtigt  hält,  kommt  trotzdem  zu  der  Be¬ 
hauptung,  dass  als  Object  des  Lebensversicherungs -Vertrages  das  Leben  eines 
enschen,  insofern  es  mit  seinem  Erlöschen  einen  materiellen  Verlust 

“  bezdchnen  sei’  weü  die  erstere  Auffassung  einmal  dem 
P  ge  raue  e  widerspreche,  dann  aber  auch  gewissermaassen  unsicher  und 

desTtr  (Werdeam  alle"  deDjeniSen  Versicherungsfällen ,  welche  die  Möglichkeit 
d  e  ErfToTT  Todes  und  folglich  jenes  Schadens,  damit  zugleich  aber  auch 
d  e  Frage  offen  lassen,  was  denn  in  Anbetracht  dieser  Eventualität  Object  sei,  ob 
mch  vielmehr  überhaupt  als  solches  etwas  bezeichnet  werden  müsse,  was  nicht  bloss 
mogheh  m  der  Zukunft,  sondern  wirklich  in  der  Gegenwart  vorhanden  ist.  -  Da 

d  se  Grunde  ungenügend  sind,  um  von  der  richtigen  Auffassung  abzugehen,  bedarf 
Keiner  weiteren  Erörterung. 

„Oh  r  ForSter’  a\a-  °-  P*S-  404  ’  sondert  hier  die  verschiedenen  Begriffe  nicht 

der  Ansicht8  7"  U,n<i  komml  in  FolSe  dessen  bei  dem  ersten  Beispiele  zu 

sicht,  dass  Frau  und  Kinder  des  Versicherungsnehmers  als  Versicherte  an- 

3* 
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II.  Von  der  grössten  Wichtigkeit  für  den  Versicherer  ist  selbst¬ 
verständlich  eine  möglichst  genaue  Feststellung  der  persönlichen  und 
socialen  Verhältnisse  des  Versicherten,  weil  nach  diesen  allein  der  Um¬ 
fang  der  Gefahr  festgestellt  werden  kann.  So  verlangt  denn  auch  das 
Allgemeine  Landrecht* 1)  zu  diesem  Behufe  die  Angabe  des  Vor-  und 
Geschlechtsnamens,  des  Alters,  Gesundheitszustandes,  Gewerbes  und 
sonstiger  Kennzeichen,  wodurch  die  Person,  auf  deren  Leben  die  Ver¬ 
sicherung  genommen  wird,  sich  von  Anderen  gleichen  Namens  unter¬ 
scheidet.  Und  eine  grosse  Reihe  von  Lebensversicherungs- Gesellschaften 
stellen  sogar,  um  der  Gefahr  einer  mangelhaften  Wahrscheinlichkeits- 
Berechnung  zu  begegnen,  in  den  Statuten  bestimmte  Voraussetzungen  auf, 
unter  denen  sie  allein  Versicherungen  auf  das  Leben  von  Personen  er- 
theilen  wollen.  Solche  Voraussetzungen  sind  z.  B.  unbescholtener  Ruf, 
gute  Gesundheit,  ein  Beruf  oder  Gewerbe,  welche  nicht  von  der  Art 
sind,  dass  dadurch  Leben  oder  Gesundheit  des  zu  Versichernden  besonderen 
und  ausserordentlichen  Gefahren  ausgesetzt  sind;  ein  bestimmtes  Alter  — 
in  der  Regel  nicht  unter  15  und  nicht  über  60  Jahre  — ,  ferner  ein  be¬ 
stimmter  Wohnort  u.  dergl.  m. 2) 

III.  Hinsichtlich  der  Person,  deren  Interesse  versichert  wird,  also 
des  sogenannten  Drittversicherten,  ist  dagegen  zu  bemerken,  dass  es 
einer  richtigen  Bezeichnung  desselben  zur  Gültigkeit  des  Lebensver¬ 
sicherungs-Vertrages  nicht  bedarf.3)  Denn  wer  sein  eigenes  Leben  ver¬ 
sichert,  wenngleich  zu  Gunsten  eines  Dritten,  habe,  wie  das  Reichs- 
Ober-Handels-Gericht 4)  hervorhebt,  stets  selber  ein  vollkommen  aus¬ 
reichendes  Interesse,  welches  genüge,  ohne  dass  es  auf  das  Interesse  oder 
Nichtinteresse  eines  Dritten  ankomme;  und  dies  um  so  mehr,  als  ja  schon 
nach  den  allgemeinen  Principien  des  bürgerlichen  Rechts  vom  Vertrage 


Zusehen  seien,  während  er  bei  dem  letzten  Beispiele  annimmt,  dass  der  Gläubiger 
Versicherungsnehmer  und  Versicherter,  dem  Schuldner  dagegen  nur  etwa  die  Be¬ 
deutung  des  Hauses  oder  Schiffes  beizulegen  sei,  welches  gegen  Feuer  oder  See¬ 
unglück  versichert  ist. 

1)  Theil  II,  Titel  8,  §§  2050,  2085. 

2)  cfr.  Staudinger,  a.  a.  O.  pag.  80  ff. 

3)  Nach  den  Grundsätzen  des  Sachen-  (und  damit  auch  des  See-)  Versicherungs¬ 
rechts  bleibt  dagegen  die  richtige  Bezeichnung  des  Drittversicherten  um  deswillen 
unerlässlich,  weil  sich  nach  dessen  Person  das  versicherte  Interesse  bestimmt.  Das 
Handelsgesetzbuch  hat  diesen  Fall  unter  der  hergebrachten  Bezeichnung  einer  er- 
sicherung  für  fremde  Rechnung“  geregelt. 

4)  cfr.  Erkenntniss  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts  vom  20.  October  1871. 
Entscheidungen  Bd.  III,  340  ff. 
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zu  Gunsten  Dritter  für  den  Fall,  dass  der  Dritte  das  ihm  zugedachte 
Recht  nicht  erwerben  wolle,  der  Vertrag  zu  Gunsten  Dessen  bestehen 
bleibe,  der  im  eigenen  Interesse  sich  die  Leistung  an  den  Dritten  aus¬ 
bedungen  habe.  Dabei  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,  dass  der  Mangel 
einer  richtigen  Bezeichnung  des  Drittversicherten,  zumal  wenn  der  Police 
auch  noch  die  Inhaberclausel  (siehe  §  11  dieser  Abhandlung)  fehlt,  für 
jenen  den  grossen  Nachtheil  hat,  dass  die  blosse  Thatsache  des  Besitzes 
der  Police  zu  seiner  vollständigen  Activlegitimation  für  den  Fall,  dass 
er  die  Versicherungssumme  erheben  will  und  die  Versicherungs-Gesell¬ 
schaft  ihm  hierin  Schwierigkeiten  macht,  nicht  genügt.  Denn  die  den 
Policen  regelmässig  angehängten  und  einen  integrirenden  Bestandtheil 
derselben  bildenden  Bedingungen  berechtigen  die  Gesellschaft  zwar, 
ohne  weitere  Legitimationsprüfung  die  Versicherungssumme  an  den  Prä¬ 
sentanten  der  Police  zu  zahlen,  gewähren  ihr  aber  auch  andererseits 
das  Recht,  diese  Zahlung  so  lange  zu  verweigern,  bis  der  Präsentant 
den  Nachweis  seiner  Legitimation  vollständig  geführt  hat.  *) 

Ebensowenig  wie  einer  richtigen  Bezeichnung  des  Drittversicherten 
bedürfen  auch  die  Lebensversicherungs-Verträge  zu  Gunsten  eines  an 
dem  Leben  der  versicherten  Person  interessirten  Dritten  eines  Beitritts 
des  Letzteren  zu  dem  zwischen  dem  Versicherungsnehmer  und  dem  Ver¬ 
sicherer  geschlossenen  Vertrage,  oder  auch  nur  einer  Genehmigung  des 
Dritten  bei  Lebzeiten  des  Promissars.  (Vergl.  hierüber  noch  weiter  unten 
in  §  15  dieser  Abhandlung.) 

3.  Die  Form  des  Lebens v ersicherungs -Vertrages. 

§  10.  Nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des  Allgemeinen  Land¬ 
rechts2)  musste  früher  jeder  Versicherungsvertrag,  welcher  zwischen 
Preussischen  Unterthanen  oder  in  Preussen  zwischen  Königlichen  Unter- 
thanen  und  Fremden  geschlossen  wurde,  bei  Strafe  der  Ungültigkeit 
schriftlich  abgefasst  werden.  Diese  Form  Vorschrift  ist  gegenwärtig  für 
die  sämmtlichen  Versicherungsverträge  auf  Prämie  durch  Art.  271  Z.  3 
in  Verbindung  mit  Art.  317  des  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  beseitigt. 
Denn  der  erstere  erklärt  „die  Uebernahme  eineu  Versicherung  gegen 
Prämie“  für  ein  Handelsgeschäft,  und  Art.  317  bestimmt  ausdrücklich, 
dass  bei  Handelsgeschäften  die  Gültigkeit  der  Verträge  durch  schriftliche 
Abfassung  oder  andere  Förmlichkeiten  nicht  bedingt,  Ausnahmen  von 
dieser  Regel  aber  nur  insoweit  stattfinden  sollen,  als  sie  in  dem  Gesetz- 


■ 


0  cfr.  §  12  unter  II. 

2)  Theil  II.  Tit.  8.  §  2064, 
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buche  selbst  enthalten  sind.  Von  einer  solchen  Ausnahme  hinsichtlich 
der  Versicherungsverträge  ist  nun  in  der  That  im  Handelsgesetzbuche 
keine  Rede  mehr  und  deshalb  sehr  wohl  auch  ein  nur  mündlicher 
Abschluss  eines  Lebensversicherungs -Vertrages  auf  Prämie  denkbar.1) 
Den  mehrfach  erhobenen  Einwand,  dass  Art.  271  Z.  3  nur  die  Ueber- 
nahme  der  Versicherung  gegen  Prämie  zu  den  Handelsgeschäften 
zähle,  der  Versicherungsnehmer  selbst  aus  diesem  Grunde  auch 
heute  noch  immer  nur  in  Schriftform  wirksam  verpflichtet  werden  könne, 
hat  das  Reichs-Ober-Handels-Gericht  treffend  widerlegt.  Es  verweist  in 
dieser  Beziehung  auf  Art.  277  des  Handelsgesetzbuchs,  welcher  vor¬ 
schreibe,  dass  die  Bestimmungen  des  IV.  Buchs  des  Handelsgesetzbuchs 
auch  bei  nur  einseitigen  Handelsgeschäften  auf  beide  Contrahenten  gleich- 
mässig  Anwendung  finden  sollen,  sofern  sich  nicht  aus  diesen  Be¬ 
stimmungen  selbst  ergebe,  dass  ihre  besonderen  Festsetzungen  sich  nur 
auf  denjenigen  der  beiden  Contrahenten  beziehen,  auf  dessen  Seite  das 
Geschäft  ein  Handelsgeschäft  sei.  Da  nun  Art.  317  des  Handelsgesetz¬ 
buchs  nirgends  zwischen  nur  einseitigen  und  zweiseitigen  Handels¬ 
geschäften  unterscheide,  so  sei  eben  jede  Versicherung  auf  Prämie  ein 
Handelsgeschäft. 2) 

Was  dagegen  die  Versicherungsverträge  auf  Gegenseitig¬ 
keit  anlangt,  so  gedenkt  das  Deutsche  Handelsgesetzbuch  derselben 
überhaupt  nicht.  Es  ist  deshalb  jene  Formvorschrift  des  Allgemeinen 
Landrechts,  wonach  die  Versicherungsverträge  schriftlich  abgefasst 
werden  sollen,  auch  gegenwärtig  noch  für  dieselben  maassgebend. 

Für  die  Praxis  hat  übrigens  die  durch  das  Deutsche  Handelsgesetz¬ 
buch  erfolgte  Beseitigung  der  Form  Vorschrift  des  Allgemeinen  Landrechts 
wenig  Werth.  Denn  von  dem  Zeitpunkte  an,  wo  wir  dem  Versicherungs¬ 
verträge  im  Verkehr  und  Rechtsleben  überhaupt  begegnen,  ist  es  auch 
bis  auf  den  heutigen  Tag  stets  üblich  gewesen,  die  Schriftform  als  einen 
wesentlichen  Bestandtheil  des  Vertrages  anzusehen  und  zu  fordern.  Die¬ 
selbe  ist,  wie  Jolly  treffend  bemerkt,3)  zugleich  mit  dem  Institute  er¬ 
wachsen  und  kann  von  demselben  nicht  getrennt  werden.  Die  Gültig¬ 
keit  des  Lebensversicherungs  -  Vertrages  setzt  also  das  Vorhandensein 
eines  besonderen  Vertragsinstruments,  der  sogenannten  Police  —  vergl. 


1)  cfr.  hierüber  auch  v.  Hahn  „Commentar“  II.,  pag.  46.  —  Goldschmidt 
„Handbuch“  I.,  pag.  441.  518. 

2)  Erkenntniss  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts  vom  23.  Januar  1871,  —  Ent¬ 
scheidungen  des  Reichs-Ober-Handels-Gerichts  Bd.  V. 

3)  Zeitschrift  für  Deutsches  Recht,  Bd.  XI,  348  ff. 
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hierüber  §  12  —  voraus.  Und  dem  entsprechend  bestimmt  denn  auch 
der  §  1  alinea  2  der  von  dem  Verein  Deutscher  Lebensversicherungs- 
Gesellschaften  aufgestellten  Allgemeinen  Versicherungsbedingungen: 

„Die  von  dem  Versicherungsnehmer  und  dem  Versicherten  zum 
Zwecke  des  Abschlusses  des  Versicherungsvertrages  in  dem  An¬ 
träge  (Declaration)  gemachten  Angaben  und  abgegebenen  Er¬ 
klärungen  bilden  mit  der  Police  den  Versicherungsvertrag.“ 


4.  Der  Versicherungs-Antrag  oder  die  sogenannte 
Declaration. 

§  11.  Zum  Abschlüsse  eines  Lebensversicherungs -Vertrages  bedarf 
es  regelmässig  zuvörderst  eines  schriftlichen  Antrages  des  Versicherungs¬ 
nehmers,  in  welchem  sich  dieser  ausführlich  über  die  physischen  und 
socialen  Verhältnisse  derjenigen  Person,  auf  deren  Leben  die  Versiche¬ 
rung  genommen  werden  soll,  zu  äussern  hat;  so  insbesondere  über  Vor- 
und  Zunamen,  Alter,  Geburts-  und  Wohnort,  Beruf  und  Stand,  Gesund¬ 
heitszustand,  Familien  Verhältnisse  etc.  des  Betreffenden ;  9  ferner  darüber, 
ob  Letzterer  bereits  bei  einer  anderen  Lebensversicherungs -Gesellschaft 
und  zwar  gegen  normale  oder  erhöhte  Prämie  versichert  ist,  oder 
ob  Anträge  auf  Versicherung  desselben  ganz  oder  theil weise  abgelehnt 
worden  sind;  weiter  auch  über  die  gewünschte  Art  der  Versicherung, 
die  Höhe  der  Versicherungssumme,  den  Zahlungsmodus  der  Prämie  und 
endlich  darüber,  zu  wessen  Gunsten  die  Versicherung  abgeschlossen 
werden  soll.  Bei  den  „Versicherungen  auf  fremdes  Leben“  verlangen 
die  Gesellschaften  auch  regelmässig,  .dass  der  Versicherungsnehmer  die 
von  dem  Dritten  gemachten  Angaben  noch  ausdrücklich  anerkenne  und 
als  seine  eigenen  zu  vertreten  verspreche. 

Ausserdem  sind  zur  Vervollständigung  des  Versicherungsantrages 
über  diejenigen  Punkte,  deren  Feststellung  für  den  Abschluss  des  Lebens¬ 
versicherungs-Vertrages  von  besonderer  Wichtigkeit  ist,  so  namentlich 
über  das  Alter  und  den  zeitigen  Gesundheitszustand  desjenigen,  auf  dessen 
Leben  die  Versicherung  genommen  werden  soll,  in  der  Regel  noch 
besondere  Bescheinigungen:  Geburtsurkunde,  Impfschein,  ärztliche  Atteste 
etc.  beizubringen.  Die  allgemeinen  Bedingungen  der  Versicherungs- 
Gesellschaften  enthalten  sogar  regelmässig  die  Clausel,  dass  ein  Zeugniss 
über  das  Lebensalter  bei  Eintritt  des  Unglücksfalls  noch  nachträglich  von 


9  cfr.  Allgem.  Landrecht  II  8,  §  2050. 
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dem  Forderungsberechtigten  (vergl.  hierüber  weiter  unten  §  18)  nach¬ 
zuliefern  ist,  falls  dessen  Beibringung  bei  Abschluss  der  Versicherung 
verabsäumt  worden  ist.  Das  Reichs -Ober -Handels -Gericht  hat  freilich 
hinsichtlich  dieser  Clausei  den  Rechtsgrundsatz  aufgestellt,  die  Präsumtion 
spreche  dafür,  dass  die  Beibringung  des  in  Rede  stehenden  Alterszeug¬ 
nisses  stattgefunden  habe;1)  denn  die  Versicherungs- Gesellschaft  habe 
einmal  specielles  Interesse  daran,  und  die  Beibringung  desselben  bilde  in 
dem  ordnungsmässigen  Geschäftsgänge  die  Regel,  da  es  durch  die  Angabe 
des  Alters  in  der  Police  und  in  dem  Todtenscheine  nicht  ersetzt  werden 
könne;  ferner  sei  aber  auch  nicht  anzunehmen,  dass  der  Geburtsjahr  und 
-Tag  auf  der  Police,,  genau  angebende  Vermerk  ohne  Vorlegung  des 
gedachten  Alterszeugnisses  auf  die  blosse  Angabe  des  Versicherten  hin 
erfolgt  sei.  Für  den  Fall,  dass  die  betreffende  Lebensversicherungs- 
Gesellschaft  einen  derartigen  Einwand  erhebe,  habe  sie  daher  zuvörderst 
nachzuweisen,  dass  die  Vorlegung  des  Alterszeugnisses  bei  Abschluss  des 
Versicherungs- Vertrages  versäumt  worden  sei. 

Diese  Ansicht  kann  indessen  nicht  gebilligt  werden.  Schon  nach 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  muss  Derjenige,  welcher  eine  erhebliche 
Thatsache  behauptet,  dieselbe  beweisen.  Und  das  Preussische  Recht 
weicht  hiervon  keineswegs  ab:2)  Enthält  daher  der  Lebensversicherungs- 
Vertrag  die  Bestimmung,  dass  bei  dem  Abschluss  der  Versicherung  ein 
von  der  competenten  Behörde  ausgestellter  Geburts-  und  Altersnachweis 
des  Versicherten  beizubringen,  sowie  dass  dieser  Nachweis,  sofern  der¬ 
selbe  nicht  schon  früher  eingereicht  war,  spätestens  8  Wochen  nach  dem 
Ableben  des  Versicherten  der  Gesellschaft  einzusenden  ist,  so  gehört  auch 
in  jedem  Streitfälle  zur  Begründung  der  Klage  die  Behauptung,  dass  das 
Geburtsattest  in  Gemässheit  des  Vertrages  beigebracht  worden  ist,  und, 
falls  diese  Behauptung  bestritten  werden  sollte,  der  Nachweis  derselben, 
wobei  der  Versicherungs-Gesellschaft  der  Gegenbeweis  Vorbehalten  bleibt. 

Um  jedem  Streitfälle  in  dieser  Beziehung  aus  dem  Wege  zu  gehen, 
hat  übrigens  der  Verein  Deutscher  Lebensversicherungs- Gesellschaften  im 
§  13  seiner  allgemeinen  Versicherungs -Bedingungen  die  ausdrückliche 
Bestimmung  aufgenommen: 

„Ist  bei  dem  Abschlüsse  oder  während  der  Dauer  der  Ver¬ 
sicherung  ein  Zeugniss  über  das  Alter  des  Versicherten  nicht 
beigebracht  worden,  so  muss  dies  Zeugniss  nachgeliefert  werden. 


1)  Erkenntniss  des  R.  -  0.  -H.  -  G.  vom  20.  October  1871.  Entscheidungen  des 
R.-O.-H.-G.  Bd.  III,  340  ff. 

2)  cfr.  §  16  Einleitung.  §  28  Allgem.  Gerichts -Ordnung  I,  13. 
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D  en  Beweis,  dass  ein  Altersnachweis  beigebracht  ist, 
bat  in  jedem  Falle  die  Person  zu  führen,  welche  aus 
der  Versicherung  Ansprüche  erhebt.“ 

Wie  sich  aus  dem  bisher  Angeführten  bereits  ersehen  lässt,  ist  der 
Inhalt  des  Versicherungs- Antrages  für  den  Inhalt  des  abgeschlossenen 
Versicherungs- Vertrages  regelmässig  von  der  grössten  Wichtigkeit.  Dies 
findet  seine  Bestätigung  darin,  dass  die  Lebensversicherungs-Gesellschaften 
ihren  Policen  fast  durchgängig  folgende  Fassung  gegeben  haben:  „Die 

Lebensversicherung«- Gesellschaft . versichert  durch  gegenwärtige 

Urkunde  dem  Herrn . auf  Grund  des  von  ihm  gestellten 

Antrages  und  der  beigebrachten  Bescheinigungen  die  Summe 
von  ....  Mark“;  sowie  dass  in  den  allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen 
regelmässig  die  Ungiltigkeit  des  Versicherungs -Vertrages  für  den  Fall 
ausgesprochen  wird,  „wenn  in  den  Declarationen  oder  in  den  Attesten 
und  Schriftstücken,  auf  Grund  deren  die  Versicherung  abge¬ 
schlossen  wurde,  unrichtige  Angaben  oder  Erklärungen  abgegeben 
sind  oder  etwas  verschwiegen  ist.“  Der  Versicherungs- Antrag  ist  daher 
in  Wahrheit  als  die  Basis  des  ganzen  Versicherungs -Vertrages 
und  keineswegs  als  die  blosse  Veranlassung  desselben  anzusehen;  er  dient 
deshalb  auch  nicht  nur  zur  Interpretation,  sondern  unter  Umständen 
sogar  zur  Ergänzung  der  Police.  Die  Behauptung,  dass  es  dem  Ver¬ 
sicherer  freistehe,  diejenigen  Bestimmungen  des  Versicherungs -Antrages 
zu  seinen  Gunsten  geltend  zu  machen,  welche  einen  etwaigen  Verstoss 
gegen  die  Policebedingungen  darlegten,  alle  übrigen  aber  schlechthin  zu 
ignoriren,  oder  was  auf  dasselbe  hinauskommt,  dass  der  Versicherungs- 
Antrag  für  den  Vertrag  selbst  nur  dann  von  Einfluss  sei,  falls  der 
Antrag  wahrheitswidrige  Angaben  enthalte,  beruht,  wie  das  Reichs-Ober- 
Handels  -  Gericht  ausführt,  auf  einer  völligen  Verkennung  der  rechtlichen 
Bedeutung  der  Versicherungs -Anträge  und  würdigt  dieselben  zu  höchst 
bedenklichen  Controlirungs-Acten  im  einseitigen  Interesse  des  Versicherers 
herab.  Habe  die  Gesellschaft  auf  Grund  des  Versicherungs- Antrages  die 
Lebensversicherung  abgeschlossen,  so  habe  sie  damit  auch  das  Vertrags¬ 
angebot  in  allen  Richtungen  durch  ihre  Annahme  zum  bindenden  Ver¬ 
trage  erhoben,  ohne  dass  es  einer  Bezugnahme  der  Versicherungs-Urkunde, 
der  Police,  auf  jeden  einzelnen  Theil  des  Antrages  bedürfte.  Es  genüge, 
dass  der  Inhalt  der  Police  letzterem  nicht  entgegenstehe.  9 


*)  Erkenntniss  des  R.-O.-H.-G.  vom  20.  October  1871.  Entscheidungen  des 
R.-O.-H.-G.  Bd.  III.,  340  ff. 
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5.  Die  Lebensversicherungs-Police. 

§  12.  Die  Lebensversicherungs-Police  i)  ist  die  einseitige  Erklärung 
des  Versicherers  darüber,  wie  der  Versicherungs- Vertrag  zwischen  ihm 
und  dem  Versicherungsnehmer  abgeschlossen  worden  ist.  Sie  ist  lediglich 
eine  Beweisurkunde1 2 3)  und  zur  Giltigkeit  des  Lebensversicherungs-Ver¬ 
trages,  wie  wir  weiter  oben  in  §  10  sahen,  nicht  einmal  erforderlich, 
sofern  es  sich  nicht  um  Lebensversicherungs- Verträge  auf  Gegenseitigkeit 
handelt.  Letztere  bedürfen  allerdings  auch  heute  noch  der  schriftlichen 
Abfassung,  und  die  Police  bildet  dann  bei  ihnen  im  Vereine  mit  dem 
Versicherungs  -  Anträge  den  schriftlichen  Lebensversicherungs -Vertrag. 
Weder  Gesetz  noch  Gewohnheitsrecht  bestimmen,  dass  der  ganze  Inhalt 
des  Versicherungs -Vertrages  in  der  Police  fixirt  sein  muss. 

Nach  der  Vorschrift  des  Allgemeinen  Landrechts  3)  soll  dieselbe 
jedoch  den  Namen  des  Versicherten,  den  Gegenstand  der  Versicherung, 
den  Betrag  der  Versicherungs- Summe,  die  Art  und  Dauer  der  Gefahr 
nach  Anfang  und  Ende,  den  Ausstellungsort  und  die  Unterschrift  des 
Versicherers  so  bestimmt  angeben,  dass  Zweifel  hinsichtlich  dieser  Punkte 
nicht  entstehen  können.  Regelmässig  tritt  hierzu  noch  eine  Angabe  über 
die  Höhe  und  Zahlungsweise  der  Prämie,  sowie  bei  den  einseitigen  Lebens¬ 
versicherungen  die  Erwähnung  des  etwa  zwischen  den  Contrahenten  ver¬ 
einbarten  Anspruchs  auf  Theilnahme  an  dem  jährlichen  Reingewinn  des 
Versicherers  (die  sogen.  Dividende).  Alle  weiteren  sich  häufig  in  den 
Policen  der  verschiedenen  Lebensversicherungs-Gesellschaften  vorfindend^n 
Erklärungen  der  letzteren,  z.  B.  Quittungen  über  die  richtige  Bezahlung 
der  ersten  Prämie,  Auszüge  aus  den  Gesellschafts -Statuten  und  dergl. 
mehr  sind  dagegen  als  unwesentlich  für  die  Giltigkeit  einer  Police  anzu¬ 
sehen.  Damit  ist  indessen  keineswegs  gesagt ,  dass  derartige  nicht 
essentielle  Bestandtheile  der  Police  auch  immer  überflüssig  sind.  So 
sahen  wir  bereits  weiter  oben,  dass  bei  den  „Versicherungen  im  eigenen 
Namen  zu  Gunsten  eines  Dritten“  die  richtige  Bezeichnung  dieses  Dritt- 
versicherten  zur  Giltigkeit  des  Lebensversicherungs -Vertrages  durchaus 
nicht  erforderlich  ist.  Trotzdem  macht  es  nach  Inhalt  der  von  den  ver¬ 
schiedenen  Versicherungs -Gesellschaften  aufgestellten  „allgemeinen  Ver¬ 
sicherungs-Bedingungen“  einen  erheblichen  Unterschied,  ob  die  Person 


1)  Auch  Versicherungsschein,  Receptionsschein  genannt. 

2)  cfr.  Erkenntniss  des  R.-O.-H.-G.  vom  4.  April  1873.  Entsch.  des  R.-O.-H.-G. 
Bd.  IX,  380  ff.  —  Deutsches  H.-G.-B.  Art.  317. 

3)  cfr.  Theil  II,  Tit.  8,  §§  2069,  2073,  2089,  2094,  2096  und  2097. 
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des  Drittversicherten  in  der  Police  genannt  ist  oder  nicht.  Während 
nämlich  die  Versicherungs-Gesellschaft  im  letzteren  Falle  weder  bei  Leb¬ 
zeiten  des  Versicherungsnehmers  noch  nach  dessen  Tode  zu  dem  Dritt¬ 
versicherten  in  irgend  eine  rechtliche  Beziehung  tritt,  vielmehr  die  fällige 
Versicherungssumme  auch  an  den  blossen  Präsentanten  der  Police  zahlen 
und  von  dem  Drittversicherten,  wie  überhaupt  von  jedem  Dritten,  welcher 
sich  im  Besitze  der  Police  befindet,  den  Nachweis  seiner  Legitimation 
fordern  darf,  so  tritt  für  den  Fall,  wo  der  Drittversicherte  in  der  Police 
genannt  ist,  Letzterer  zwar  gleichfalls  bis  zur  Fälligkeit  der  Versicherungs- 
Summe  in  kein  Rechtsverhältniss  zu  der  Versicherungs- Gesellschaft,  — 
es  müsste  denn  eine  förmliche  dieser  angezeigte  Uebertragung  der  Rechte 
aus  dem  Versicherungs -Vertrage  auf  ihn  stattgefunden  haben  — ,  allein 
ihn  trifft  unter  Umständen  nicht  die  Rechtsverwirkung,  welche  in  Folge 
Verschuldung  des  Versicherten  sonst  regelmässig  einzutreten  pflegt,  und 
an  ihn  allein  darf  und  muss  ohne  weitere  Legitimation  die  fällige  Ver¬ 
sicherungs-Summe  ausgezahlt  werden.1)  Das  Recht  des  in  der  Police 
genannten  Drittversicherten  ist  hiernach,  wie  auch  in  dem  Erkenntniss 
des  Reichs -Ober -Handels -Gerichts  vom  20.  October  1871 2)  besonders 
hervorgehoben  wird,  allerdings  ein  stärkeres  und  gesicherteres,  als  das 
Recht  des  in  der  Police  nicht  genannten  Drittversicherten.  Denn  der 
Letztere  läuft  Gefahr,  durch  Verwirkung  Seitens  der  Person,  auf  deren 
Leben  die  Versicherung  genommen  ist,  sein  Recht  zu  verlieren;  er  läuft 
Gefahr,  dass  die  Gesellschaft  sich  durch  blosse  Zahlung  an  den  Präsen¬ 
tanten  befreit,  und  er  kann  angehalten  werden,  den  Nachweis  seiner 
Berechtigung  zu  führen.  In  allen  übrigen  Beziehungen  dagegen  steht  er, 
auch  regelmässig  nach  den  Versicherungs -Bedingungen,  dem  in  der 
Police  genannten  Drittversicherten  gleich,  und  es  ist  namentlich  völlig 
undenkbar,  dass  ihm  das  Recht  versagt  sein  sollte,  aus  dem  die  Grund¬ 
lage  des  Versicherungs -Vertrages  bildenden  Versicherungs-Anträge  seine 
Berechtigung  darzuthun,  dass  nämlich  der  Vertrag  zu  seinen  Gunsten 
geschlossen  sei.  Es  liegt  in  seinem  Interesse,  dass  sein  Name  in  der 
Police  genannt  wird,  wie  umgekehrt  die  Nichtnennung  im  Interesse  der 
Gesellschaft.  Ist  die  Namensnennung  von  der  letzteren  bei  Ausfertigung 


0  Für  den  Fall  seines  früheren  Todes  dürfte  dann  die  Versicherungs -Summe 
eigentlich  nur  an  seine  legitimirten  Rechtsnachfolger  gezahlt  werden.  Allein  die 
allgemeinen  Bedingungen  der  Versicherungs -Gesellschaften  bestimmen  regelmässig, 
dass  ihnen  dann  die  Berechtigung  zustehen  solle,  wieder  an  den  blossen  Präsentanten 
der  Police  zu  zahlen. 

2)  Entscheidungen  des  R.-O.-H.-G.  Bd.  III,  340  ff. 
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der  Police  unterlassen,  gleichviel  ob  aus  Versehen  oder  absichtlich,  um 
die  Vortheile  der  Nichtnennung  zu  gemessen,  und  der  Versicherungs¬ 
nehmer  hat  diese  Police  angenommen,  so  muss  der  Drittversicherte  sich 
dies  freilich  gefallen  lassen,  aber  die  Gesellschaft  handelt  dolose,  wenn 
sie  um  seiner  Nichtnennung  in  der  Police  willen,  ihm  das  Recht  des 
Drittversicherten  überhaupt  streitig  macht. 

II.  Die  Lebensversicherungs-  Police  begründet  eine  Forderung  der 
darin  benannten  Person  gegen  die  Versicherungsgesellschaft.  Sie  kann 
die  Natur  eines  echten  Inhaberpapiers1)  dadurch  nicht  annehmen, 
dass  die  Gesellschaft  sich  das  Recht  Vorbehalten  hat,  ohne  nähere  Prü¬ 
fung  den  Präsentanten  der  Police  als  den  vom  Berechtigten  zur  Erhebung 
der  Zahlung  Beauftragten  anzusehen  (die  sogenannten  Lebensversiche¬ 
rungs-Policen  au  porteur  oder  auf  Inhaher).  Denn  die  Inhaber¬ 
clausei  will  hier  nicht  den  Inhaber  der  Legitimirung ,  sondern  den 
Schuldner  der  Legitimationsprüfung  überheben.  Der  Inhaber  als  solcher 
hat  kein  Recht  auf  Zahlung,  wohl  aber  der  Schuldner,  d.  h.  die  Ver¬ 
sicherungsgesellschaft,  ein  Recht  auf  Zahlung  an  den  blossen  Inhaber.2) 
Und  wenn  die  Inhaberpolicen  auch  mit  den  echten  oder  eigentlichen 
Inhaberpapieren  den  Zweck  der  Erleichterung  des  Forderungsumlaufs 
gemein  haben,  so  knüpft  sich  doch  an  ihren  blossen  Besitz  noch  keines¬ 
wegs  die  Präsumtion  oder  gar  Fiction  des  redlichen  Erwerbs.  Vielmehr 
stehen  dem  Versicherer  auch  gegen  den  Präsentanten  einer  Inhaberpolice 
die  sämmtlichen  Einreden  zu,  die  dem  Versicherungsnehmer  selbst  ent¬ 
gegengestellt  werden  können,  z.  B.  unter  anderen  die  Einrede  wegen 
unrichtiger  Angabe  des  Gesundheitszustandes  etc. 3) 

III.  Was  endlich  die  Verpfändung  und  Veräusserung  der 
Lebensversicherungs-Policen  anlangt,  so  ist  als  Object  des  Pfand¬ 
rechts  an  einer  solchen  naturgemäss  nicht  die  das  Forderungsrecht  be¬ 
weisende  Urkunde,  sondern  die  Forderung  selbst  zu  betrachten.  Dagegen 


1)  Art.  307  des  Deutschen  H.-G.B.  bezieht  sich  nur  auf  die  echten  Inhaber¬ 
papiere,  wie  Banknoten,  Pfandbriefe,  Actien;  dagegen  nicht  auf  die  blossen 
Legitimationspapiere  ,  wie:  Inhaberpolicen,  Eisenbahnbillets ,  Sparkassen¬ 
bücher  etc. 

2)  cfr.  Allgem,  Landrecht  II  8,  §§  2071,  2072  und  2281.  —  Gruchot,  Bd.  XVII, 
pag.  271.  —  Staudinger,  a.  a.  O.  pag.  160.  —  Förster,  a.  a.  O.  pag.  405.  —  Er¬ 
kenntnis  des  R.-O.-H.-G.  vom  20.  October  1871.  Entscheid.  Bd.  III,  339.  —  vom 
23.  Mai  1871:  Entscheid.  Bd.  II,  306.  —  vom  2.  April  1873:  Entscheid.  Bd.  IX, 
242.  —  vom  20.  Juni  1874:  Entscheid.  Bd.  XIV,  28.  —  vom  27.  Februar  1875; 
Entscheid.  Bd.  XVII,  149.  —  Förster,  Theorie  etc.,  Bd.  I,  §  64. 

3)  cfr.  Förster,  a.  a.  O.  pag.  405,  Anmerk.  12. 
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kann  sehr  wohl  ein  Retentionsrecht  an  einer  Lebensversicherungs- 
Police  ausgeübt  werden,  weil  dieses,  umfassender  als  das  Pfandrecht, 
soweit  reicht,  als  überhaupt  ein  Interesse  der  Zurückbehaltung  vorhanden 
ist,  und  sich  daher  auch  auf  Gegenstände  ohne  Yerkehrswertb,  z.  B.  auf 
Beweisdocumente  an  sich,  ohne  Rücksicht  auf  das  Rechts verhältniss,  zu 
dessen  Beurkundung  sie  dienen,  erstrecken  kann.i) 

Eine  wirksame  Verpfändung  der  Police  kann  dementsprechend  nur 
durch  Aushändigung  derselben  an  den  Gläubiger  und  Aufnahme  einer 
schriftlichen  Urkunde  über  den  Pfandvertrag  erfolgen. 

Hinsichtlich  der  Veräusserung  der  Lebensversicherungs -Policen  ist 
zu  bemerken,  dass  die  Uebereignung  derselben,  gleichviel  ob  die  Police 
auf  einen  legitimirten  Inhaber  oder  nur  auf  Inhaber  schlechthin  aus¬ 
gestellt  ist,  giltigerweise  niemals  durch  die  blosse  Uebertragung  an  den 
Dritten,  sondern  nur  durch  gehörige  Cession  geschehen  kann.* 2)  Auch 
die  Schenkung  einer  Police  an  einen  Dritten  wird  nach  preussischem 
Rechte  wie  die  schenkungsweise  Cession  einer  Forderung,  also  durch 
Aufnahme  einer  schriftlichen  —  nicht  gerichtlichen  —  Cession  mit  Ein¬ 
händigung  der  Police  an  den  Dritten,  vollzogen,  und  dem  Schenkenden 
bleibt  nur  der  Widerruf  wegen  Uebermaasses  frei.3) 

IV.  Im  Falle  des  Verlustes  resp.  Unterganges  einer  Lebensversiche¬ 
rungs-Police  geht  das  Forderungsrecht  auf  die  Versicherungssumme,  ent¬ 
sprechend  der  Natur  der  Police  als  einer  blossen  Beweisurkunde,  selbst¬ 
verständlich  nicht  unter,  sondern  die  Versicherungsgesellschaften,  welche 
ja  die  Auszahlung  der  Versicherungssumme  regelmässig  von  der  Rück¬ 
gabe  der  Police  abhängig  machen,  können  auf  Grund  der  betreffenden 
Versicherungsbedingung  statt  der  Police  nur  die  Aushändigung  eines  auf 
Grund  vorhergegangenen  Amortisationsverfahrens  ausgestellten  Mortifi- 
cationsscheines  beanspruchen.  Hat  der  Forderungsberechtigte  diesen  bei¬ 
gebracht,  so  ist  auch  die  Gesellschaft  ohne  Weiteres  zur  Ausstellung 
einer  neuen  Police  resp.  Auszahlung  der  Versicherungssumme  verpflichtet, 
da  nach  dem  Allgemeinen  Landrecht4)  die  Mortificirung  eines  Schuld- 
Instruments  die  Stelle  der  Rückgabe  desselben  vertritt.  In  der  Regel 


J)  cfr.  Erkenntniss  des  R.-O.-H.-G.  vom  2.  April  1873.  Entscheidungen  des 
R.-O.-H.-G.  Bd.  IX,  242. 

2)  cfr.  Entscheid,  des  Ober-Tribunals  Bd.  47,  pag.  419  ff. 

3)  cfr.  Entscheid,  des  Ober -Tribunals  Bd.  54,  pag.  83.  —  Allgem.  Land¬ 
recht  I  11,  §  394.  —  Förster,  a.  a.  O.  pag.  405. 

4)  Theil  I,  Tit.  16,  §  126  ff.  und  die  Verordnung  vom  9.  December  1809, 
wegen  Mortification  von  Privatschuldverschreibungen  und  Urkunden. 
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enthalten  auch  die  Versicherungsbedingungen  der  verschiedenen  Ver¬ 
sicherungsgesellschaften  auf  die  Amortisation  verloren  gegangener  Policen 
bezügliche  allgemeine  Bestimmungen.  Was  hierbei  den  für  das  Amorti¬ 
sationsverfahren  geltenden  Gerichtsstand  anlangt,  so  lässt  sich  derselbe 
in  dem  Versicherungsverträge  nicht  vorher  festsetzen,  da  in  dieser  Be¬ 
ziehung  nicht  nur  die  Rechte  der  Contrahenten,  sondern  auch  vornehm¬ 
lich  die  Rechte  desjenigen,  dem  das  Document  verloren  gegangen  ist, 
und  desjenigen,  der  dasselbe  erworben  hat,  in  Frage  kommen.  Es  treten 
daher  vorkommendenfalls  die  gesetzlichen  Vorschriften  ein,  nach  denen 
der  für  das  Amortisationsverfahren  allein  geltende  Gerichtstand  sich 
nach  dem  Erfüllungsorte,  bezw.  nach  dem  Gerichtsstände  des  Ausstellers 
der  Police  richtet.1) 

6.  Die  Prämie  und  die  Prämienquittungen. 

§  13.  Die  Lebensversicherungs-Prämie  ist  das  im  Voraus  bestimmte 
Entgelt  für  die  vom  Versicherer  übernommene  Verpflichtung,  bei  Eintritt 
des  Schaden  bringenden  Ereignisses,  auf  welches  hin  der  Lebensversiche¬ 
rungs-Vertrag  abgeschlossen  worden,  an  den  Forderungsberechtigten  die 
Versicherungssumme  auszuzahlen.  Die  Höhe  der  Prämie  richtet  sich 
im  Allgemeinen  nach  der  Grösse  des  Risicos,  welches  der  Versicherer 
übernimmt,  und  zwar  wird  sie  hauptsächlich  nach  Wahrscheinlichkeits¬ 
rechnungen  über  die  mittlere  Lebensdauer  des  Menschen  (die  sogenannte 
Probabilitätsberechnung)  bestimmt.  Nach  den  Bestimmungen  des  All¬ 
gemeinen  Landrechts2)  kann  die  Prämie  in  Geld  oder  auch  in  anderen 
erlaubten  Vortheilen,  welche  dem  Versicherer  eingeräumt  werden,  be¬ 
stehen,  und  zwar  soll  sie,  falls  keine  spätere  Frist  festgesetzt  ist,  bei 
Aushändigung  der  Unterzeichneten  Police  an  den  Versicherungsnehmer 
Seitens  des  Letzteren  gezahlt  werden.  Jedenfalls  ist  dieser  nur  gegen 
Aushändigung  von  Police  und  Prämienquittung  zur  Entrichtung  der 
Prämie  verpflichtet. 3) 

Hinsichtlich  der  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Prämienzahlungen 
erfolgen  können,  haben  wir  zu  unterscheiden: 

1)  Die  Prämienzahlung  nach  Capitalfuss,  wo  beim  Abschluss  der 
Lebensversicherung  eine  Gesammtprämie  für  die  ganze  Dauer  der  Ver¬ 
sicherung  zu  zahlen  ist. 


1)  cfr.  Anh.  §  385  zu  §  115  der  Allgem.  Gerichtsordnung  I,  51.  —  Art.  73 
der  Deutschen  Wechselordnung  und  §  839  der  Deutschen  Civil -Process- Ordnung. 
—  Erkenntniss  des  R.-O.-H.-G.  vom  15.  März  1878.  Repert.  No.  214. 

2)  Theil  II  Tit.  8,  §§  2107  und  2109. 

3)  Deutsches  H.-G.-B.  Art.  816,  alinea  1. 
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2)  Die  Prämienzahlung  nach  Contributionsfuss,  wo  die  Prämie 
in  jährlichen,  halbjährlichen,  vierteljährlichen,  ja  sogar  monatlichen 
Terminalzahlungen  von  bestimmter  Grösse  berichtigt  werden  muss. 
Geschäftsprincip  der  Versicherungsgesellschaften  ist  es  hierbei,  trotz  der 
zugelassenen  Terminalzahlungen  nur  nach  Jahresprämien  zu  rechnen  und 
diese  wiederum  überall  als  „untheilbare  Einheit“  zu  berechnen,  so  dass 
die  Jahresprämie  voll  gezahlt  werden  muss,  sobald  die  Gefahr  für  den 
Versicherer  überhaupt  begonnen  hat,  und  sich  auch  nicht  vermindert, 
wenn  die  Zeitdauer  der  Gefahr  sich  abkürzt,  -denn  die  Gefahr  kann  in 

K  • 

jedem  Augenblick  dieser  Zeitdauer  ganz  eintreten.“  Dementsprechend 
bestimmt  §  3  der  allgemeinen  Bedingungen  des  Vereins  deutscher  Lebens¬ 
versicherungs-Gesellschaften:  „Die  Prämien  sind  im  Voraus  auf  ein 
volles  Jahr  zu  entrichten.  Werden  jedoch  mit  Genehmigung  der  Ge¬ 
sellschaft  die  Jahresprämien  in  Raten  bezahlt,  so  ist  für  Zinsverlust  und 
für  vermehrte  Verwaltungskosten  die  festgestellte  Entschädigung  zu 
zahlen;  auch  bei  solcher  ratenweisen  Zahlung  der  Prämien  ist  der 
Versicherungsnehmer  stets  verpflichtet,  die  volle  Jahresprämie  bis  zum 
Ende  des  Versicherungsjahres  zu  zahlen.  Der  Beginn  eines  Versiche¬ 
rungsjahres  bestimmt  sich  nach  dem  in  der  Police  festgesetzten  Anfangs¬ 
zeitpunkte  der  Versicherung.“  Die  weitere  Vorschrift  des  §  3:  „bei  Be¬ 
stimmung  der  Prämiensätze  wird  das  Alter  nur  nach  vollen  Jahren 
berechnet.  Das  angetretene  Lebensjahr  gilt  für  voll,  wenn  die 
erste  Hälfte  desselben  an  dem  Tage,  an  welchem  die  den  Versicherungs¬ 
antrag  begründenden  Schriftstücke  vollständig  bei  der  Direction  ein- 
gehen,  bereits  abgelaufen  war;  ein  kleinerer  Theil  desselben  kommt  nicht 
zur  Anrechnung“,  will  selbstverständlich  nur  klar  stellen,  in  welcher 
Weise  ein  bei  Stellung  des  Antrages  eventuell  bereits  angefangenes 
Lebensjahr  des  zu  Versichernden  bei  der  Berechnung  des  Prämiensatzes 
berücksichtigt  werden  soll.  Die  in  der  Praxis  0  schon  öfter  geltend  ge¬ 
machte  Ansicht,  dass  dadurch  bestimmt  werden  solle,  bei  jedem  Ver- 
sicherungsabschlusse  bilde  hinsichtlich  der  Prämienberechnung  das  Lebens¬ 
alter  des  Versicherten  die  Grundlage,  ist  schon  deshalb  nicht  haltbar, 
weil  bei  der  Prämienberechnung  ausser  dem  Lebensalter  auch  noch  eine 
ganze  Reihe  anderer  Factoren,  z.  B.  der  Gesundheitszustand,  der  Beruf, 
die  klimatischen  Verhältnisse  des  Wohnorts  u.  dergl.  m.,  in  jedem  Einzel¬ 
falle  bald  mehr  bald  weniger  mit  in  Frage  kommen  können,  so  dass 
sich  eine  generelle,  für  jeden  concreten  Fall  maassgebende  Berechnungs¬ 
norm  gar  nicht  aufstellen  lässt.  Dagegen  ist  die  Vorausbezahlung  der 


*)  cfr.  das  Erkenntniss  des  R.-O.-H.-G.  vom  7.  Mai  1878.  Repert.  No.  480,  1878, 
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Prämie  auf  mehrere  Zeitperioden  dem  Grundsätze  der  Unteilbarkeit 
nicht  unterworfen,  und  der  für  eine  spätere  Periode  vorausgezahlte  Be¬ 
trag  muss  erstattet  werden,  wenn  in  dieser  eine  Gefahr  für  den  Ver¬ 
sicherer  nicht  mehr  begonnen  hat.1) 

3)  Die  Prämienzahlung  nach  gemischtem  Fusse,  wo  ein  Theil 
der  Prämie  nach  Capital-,  der  andere  nach  Contributionsfuss  gezahlt 
wird,  derart,  dass  der  Versicherungsnehmer  durch  Zahlung  eines  Capitals 
bei  Abschluss  der  Versicherung  das  Recht  erwirbt,  fortan  eine  verhält- 
nissmässig  geringere  Prämie  nach  Contributionsfuss  zu  zahlen,  als  er  sie 
an  und  für  sich  ohne  Zahlung  jenes  Capitals  nach  der  Probabilitäts- 
berechnung  zu  zahlen  haben  würde. 

II.  Die  Prämienquittungen  oder -Rechnungen,  auch  Prolon¬ 
gationsscheine  genannt,  enthalten  nur  eine  Anerkennung  des  Fort¬ 
bestandes  des  Lebensversicherungs -Vertrages  auf  Grund  der  ursprüng¬ 
lichen  Police.  Wenn  sich  in  denselben  im  unmittelbaren  Anschlüsse  an 
die  Quittung  häufig  noch  der  Satz  findet:  „wodurch  die  verbindende 
Kraft  dieser  Police  bis  zum  letztgedachten  Tage  prolongirt  ist“,  so  liegt 
darin  zwar,  wie  das  Reichs-Ober-Handels-Gericht  näher  ausführt,2)  die 
an  sich  überflüssige  Anerkennung,  dass  dem  Fortbestände  des  Ver¬ 
sicherungsvertrages  bis  zu  dem  gedachten  Tage  ein  Mangel  der  Prämien¬ 
zahlung  nicht  entgegenstehe,  keineswegs  aber  ein  unumwundenes  Schuld- 
anerkenntniss  aus  dem  Versicherungsverträge.  Diese  blosse  Anerkennung 
des  Fortbestandes  ist  auch  scharf  zu  unterscheiden  von  der  wirklichen 
Erneuerung  des  Versicherungsvertrages  sowohl  bei  blossen  Zeitversiche¬ 
rungen  nach  Ablauf  der  ursprünglichen  Versicherungszeit,  wie  in  Fällen, 
wo  aus  irgend  einem  Grunde,  z.  B.  Mangels  rechtzeitiger  Prämienzahlung 
der  ursprüngliche  Versicherungsvertrag  erloschen  ist.  Denn  bei  wirk¬ 
licher  Erneuerung  erfolgt  eine  neue  Untersuchung,  und  es  ist  auch  ins¬ 
besondere  ein  neues  ärztliches  Attest  über  den  Gesundheitszustand  bei¬ 
zubringen. 

7.  Die  Art  und  Dauer  der  Gefahr,  das  Interesse  und 
die  Versicherungssumme. 

§  14.  Jeder  Lebensversicherungs -Vertrag  verlangt  als  essentielles 
Moment  das  Vorhandensein  einer  bestimmten  Gefahr,  d.  h.  die  Möglich¬ 
keit  des  künftigen  Eintritts  eines  schadenbringenden  Ereignisses,  welches 


!)  Förster,  a.  a.  0.  pag.  395. 

2)  Erkenntniss  des  R.-O.-H.-G.  vom  30.  Juni  1871.  Entscheidungen  des 
R.-O  -H.-G.  Bd.  III,  77  ff. 
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sich  je  nach  den  verschiedenen  Arten  der  Lebensversicherung  bald  als 
eine  bestimmte  Krankheit,  bald  als  Arbeits-  oder  Erwerbsunfähigkeit, 
bald  wiederum  als  eine  gewisse  Altersgrenze  oder  Tod  derjenigen  Person, 
auf  deren  Leben  die  Versicherung  genommen  wurde,  charakterisirt. 
Denn  auch  der  „Lebensversicherung  auf  den  Todesfall“,  bei  welcher 
doch  der  Eintritt  des  Todes  immer  gewiss  und  nur  die  Zeit  desselben 
unbestimmt  ist,  fehlt  das  Moment  der  Gefahr  insofern  nicht,  als  hier  die 
Möglichkeit  vorliegt,  dass  der  Versicherte  plötzlicher  und  früher  ver¬ 
sterben  kann,  als  es  die  Vermögensverhältnisse  des  Versicherungsnehmers 
resp.  Drittversicherten  wünschens werth  machen.  Die  Dauer  der  Gefahr 
bestimmt  sich  naturgemäss  nach  dem  Zeiträume,  für  welchen  der  Ver¬ 
sicherer  das  Risico  übernommen  hat,  wird  also,  je  nachdem  die  Ver¬ 
sicherung  eine  lebenslängliche  oder  kurze  ist,  auch  eine  verschiedene 
sein.  Dass  der  Eintritt  des  Schaden  bringenden  Ereignisses  nur  durch 
den  Zufall  herbeigeführt  sein  darf,  liegt  in  dem  Wesen  des  Lebens¬ 
versicherungs-Vertrages.  Das  Gebiet  des  Zufalls  beginnt  aber  erst  da, 
wo  das  der  Verschuldung  auf  hört.  Hat  deshalb  eine  der  bei  dem  Ver¬ 
trage  interessirten  Personen  durch  ihr  Verschulden  —  sei  dieses  nun  ein 
auf  Vorsatz  oder  auch  nur  auf  grober  Fahrlässigkeit  beruhendes  —  den 
Unglücksfall  verursacht,  so  kann  auch  nicht  mehr  von  einer  Haftung 
des  Versicherers  für  diesen  Fall  die  Rede  sein.  Dementsprechend  be¬ 
stimmt  das  Allgemeine  Landrecht,1)  dass  die  Lebensversicherung  auf 
einen  durch  Verbrechen  verwirkten  Verlust  des  Lebens  weder  gegeben 
noch  gedeutet  werden  kann;  und  weiter,  dass  die  Versicherung  schon 
dann  erlösche,  wenn  der  Versicherte  ohne  Einwilligung  des  Versicherers 
ausser  Europa,  oder  zur  See,  oder  in  den  Krieg  gehe,  oder  eine  für  sein 
Leben  gefährliche  Lebensart  ergreife.  Selbstverständlich  gehört  hierher 
auch  der  Tod  in  Folge  Selbstmordes  oder  Zweikampfes.2) 

Weil  aber  das  Gebiet  des  Zufalls  für  die  vorliegende  Frage  da  be¬ 
ginnt,  wo  das  der  Verschuldung  auf  hört,  so  kann  bei  der  „Versicherung 
auf  fremdes  Leben“  der  Versicherungsnehmer  niemals  für  den  von  dem 
Dritten  selbst  verschuldeten  Verlust  des  Lebens  in  Folge  eines  Ver¬ 
brechens,  Selbstmordes,  Zweikampfs  u.  dergl.  m.  verantwortlich  gemacht 
werden.  Vielmehr  haftet  der  Versicherer  in  allen  diesen  Fällen  dem 
Versicherungsnehmer,  resp.  Drittversicherten,  nach  Maassgabe  des  Ver¬ 
sicherungsvertrages,  wie  auch  das  Allgemeine  Landrecht  ausdrücklich 
hervorhebt. 3) 

!)  Theil  H,  Tit.  8  §§  1969  und  2152. 

2)  Vergl.  hierüber  noch  weiter  unten  §  23. 

3)  loco  cit.  §  1970. 
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II.  Wie  sich  ein  Lebensversicherungs -Vertrag  ohne  Vorhandensein 
einer  bestimmten  Gefahr  nicht  denken  lässt,  so  gehört  auch  zum  Wesen 
desselben  das  Vorhandensein  eines  gewissen  materiellen  Interesses  am 
Leben  des  Versicherten;  denn  dasselbe  ist,  wie  Staudinger  treffend  be¬ 
merkt,1)  Voraussetzung  des  Schadens  aus  dem  Unglücksfall,  gegen 
dessen  Existentwerden  der  Versicherungsnehmer,  resp.  der  Drittversicherte, 
gedeckt  werden  soll. 

Diesem  Interesse  am  Leben  des  Versicherten  gesellt  sich  indessen 
mit  der  Perfection  des  Versicherungsvertrages  noch  ein  entgegengesetztes 
Interesse  hinzu,  nämlich  das  Interesse  am  Tode  des  Versicherten,  inso¬ 
fern  als  durch  den  Abschluss  jedes  Lebensversicherungs -Vertrages  für 
den  Versicherungsnehmer,  resp.  Drittversicherten,  ein  Forderungsrecht 
auf  Zahlung  der  Versicherungssumme  entsteht,  welches  bei  Eintritt  des 
Todesfalls  sofort  geltend  gemacht  werden  kann.  In  der  Regel  wird  das 
eine  Interesse  so  stark  wie  das  andere  sein,  indessen  ist  namentlich  bei 
den  „Versicherungen  auf  fremdes  Leben“  die  Möglichkeit  nicht  aus¬ 
geschlossen,  dass  das  Interesse  am  Tode  des  Versicherten  dasjenige  an 
seinem  Leben  bei  weitem  überwiegen  und  deshalb  auf  Seiten  des  späteren 
Forderungsberechtigten  zu  Schritten  führen  könnte,  welche  Leben  und 
Sicherheit  des  Versicherten  ernsthaft  gefährden.  Diese  Möglichkeit  ist 
denn  auch  für  die  Redactoren  des  Allgemeinen  Landrechts  offenbar 
maassgebend  gewesen,  in  letzteres  die  Vorschrift  aufzunehmen,2)  dass, 
abgesehen  von  den  nächsten  Verwandten,  Niemand  zu  seinem  eigenen 
Vortheile  auf  das  Leben  eines  Dritten  ohne  dessen  gerichtliche  Ein¬ 
willigung  Versicherung  nehmen  könne.3) 

Hinsichtlich  der  Abschätzung  des  materiellen  Interesses  am  Leben 
des  Versicherten  ist  übrigens  zu  bemerken,  dass  dasselbe  nur  in  den 
seltensten  Fällen4)  sich  wird  in  einer  bestimmten  Geldsumme  fixiren 
lassen,  da  die  Vermögensnachtheile,  welche  der  Unglücksfall  für  den 
Versicherungsnehmer  resp.  Drittversicherten  herbeiführen  kann,  der  Natur 
der  Sache  nach  völlig  ins  Unbestimmte  fallen,  eine  wirkliche  Schadens¬ 
berechnung  also  fast  unmöglich  ist. 


0  Förster,  a.  a.  O.  pag.  95. 

2)  Theil  II,  Tit.  8,  §§  1971  —  1973. 

3)  cfr.  hierzu  noch  weiter  oben  §  9. 

4)  Z.  B.  da,  wo  ein  Gläubiger  bis  zur  Höhe  seiner  Forderung  das  Leben  seines 
Schuldners  versichert. 
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III.  Der  eben  geltend  gemachte  Grund  hat  denn  auch  folgerichtig 
dazu  geführt ,  als  wesentliches  Erforderniss  des  Lebensversicherungs- 
Vertrages  eine  im  Voraus  zu  bestimmende  Versicherungssumme  aufzu¬ 
stellen.1)  Die  Höhe  derselben  wird  selbstverständlich  durch  das  freie 
Ermessen  der  Contrahenten  für  jeden  Einzelfall  besonders  festzusetzen 
sein.  Häufig  enthalten  auch  die  Statuten  der  Lebensversicherungs-Gesell¬ 
schaften  Bestimmungen  über  Minimum  und  Maximum  der  abzuschliessenden 
Versicherungen.  Von  einer  Ueberversicherung  kann  aber  bei  dem 
Umstande,  dass  das  materielle  Interesse  am  Leben  des  Versicherten  sich 
in  der  Regel  nicht  in  Geld  abschätzen  lassen  wird,  nie  die  Rede  sein, 
und  es  sind  somit  mehrfache  Versicherungen  auf  das  Leben  einer  und 
derselben  Person  unbedingt  zulässig. 

VI.  Rechte  und  Pflichten  des  Versicherungsnehmers  und  des  Versicherers. 

A.  Bei  Abschluss  des  Lebensversicherungs-Vertrages. 

§  15.  Dem  ganzen  Character  des  Lebensversicherungs -Vertrages 
entsprechend  sind  beide  Contrahenten  bei  Abschluss  desselben  zu  be¬ 
sonderer  Treue,  Redlichkeit  und  Aufrichtigkeit  verpflichtet.  Namentlich 
haben  sie  alle  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  ihnen  bekannten  Umstände, 
von  denen  die  Wirksamkeit  des  Vertrages  ganz  oder  zum  Theil  abhängen 
kann,  einander  treulich  anzuzeigen.2)  Insbesondere  gilt  dies  von  dem 
Versicherungsnehmer,  da  der  von  diesem  zu  stellende  Versicherungs- 
,  Antrag,  wie  bereits  weiter  oben  erörtert  worden,3)  als  die  Basis  des 
,  ganzen  Versicherungs -Vertrages  anzusehen  ist.  Kann  Jener  deshalb 
;  überführt  werden,  dass  er  dem  Versicherer  Umstände  verschwiegen  habe, 
>  welche  nach  vernünftigem  Ermessen  der  Sachverständigen  auf  den  Ent¬ 
schluss  desselben,  in  den  Vertrag  bedungenermaassen  sich  einzulassen, 
hätten  Einfluss  ausüben  können,  so  soll  die  Versicherung  nach  der  aus¬ 
drücklichen  Vorschrift  des  Allgemeinen  Landrechts4)  ohne  weiteres 
unverbindlich  und  die  Prämie  verfallen  sein. 


J)  cfr.  Allgem.  Landrecht  II  8,  §  2089. 

2)  cfr.  Allgem.  Landrecht  II  8,  §  2024,  I  11,  §  539  ff.  —  Ferner  die  Erkennt¬ 
nisse  des  R.  -O.-H.-G.  vom  19.  November  1872.  Entscheid.  Bd.  VIII,  55.  —  vom 
14.  Februar  1873.  Entscheid.  Bd.  IX,  65  ff.  —  vom  26.  April  1873.  Entscheid. 
Bd.  IX,  285  ff.  —  vom  26.  September  1873.  Entscheid.  Bd.  XI,  134  ff. 

3)  cfr.  hierüber  weiter  oben  §  11. 

4)  Theil  II,  Tit.  8,  §  2026. 
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Nach  der  Natur  des  Versicherungs  -Vertrages  und  dem  Zwecke  der 
Anzeigepflicht  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  die  Versicherungsgesell¬ 
schaft  die  erforderlichen  Angaben  über  die  physischen  und  socialen 
Verhältnisse  derjenigen  Person,  auf  deren  Leben  die  Versicherung 
genommen  werden  soll,  nicht  von  ihrem  Agenten,  sondern  allein  von 
dem  Versicherungsnehmer  verlangt,  und  dass  es  mit  diesem  Zwecke  völlig 
unverträglich  ist,  falls  Letzterer  dem  Agenten  die  beliebige  Ausfüllung 
des  Fragebogens  überlässt.  —  Der  Versicherungsnehmer,  welcher  dies 
thue,  —  bemerkt  das  Reichs -Ober-Handels -Gericht  — ,  thue  es  eben 
auf  seine  Gefahr;  er  nehme  das  Risico  einer  unrichtigen  Erklärung  auf 
sich,  er  wolle  und  müsse  sich  daher  so  behandeln  lassen,  als  ob  die  vom 
Agenten  herrührende  Erklärung  in  Wirklichkeit  von  ihm  selbst  ausge¬ 
gangen  sei,  mit  der  Folge,  dass  es  auf  sein  Wissen  um  deren  Unrichtig¬ 
keit,  nicht  auf  das  Wissen  des  Agenten  ankomme. 

Demgemäss  hat  also  der  Versicherungsnehmer  selbst  dafür  Sorge  zu 
tragen,  dass  sammtliche  Fragen  des  Declarationsformulars  der  Wahr¬ 
heit  gemäss  beantwortet  werden.  Wenn  er  es  auch  nicht  gerade  nöthig 
hat,  zur  Erfüllung  dieser  Anzeigepflicht  Erkundigungen  über  That- 
sachen  einzuziehen,  die  ihm  selbst  unbekannt  sind,  deren  Kenntniss  aber 
vielleicht  im  Interesse  des  Versicherers  liegt,  so  ist  er  doch  zur  rück¬ 
haltlosen  Anzeige  aller  ihm  bekannten,  erheblichen  Umstände  ver¬ 
bunden,  und  es  kann  dabei  nach  den  Ausführungen  des  Reichs -Ober- 
Handels -Gerichts  keinen  Unterschied  machen,  in  welcher  Absicht  die 
Anzeige  unterbleibt.  Der  Versicherungsnehmer  wird  deshalb  auch  in 
dem  Falle,  wo  er  einen  wesentlichen  Umstand  aus  einem  an  sich  nicht 
unehrenhaften  Motive  verschweigt,  z.  B.  gewisse  Krankheiten  aus  Scham¬ 
gefühl,  dem  Versicherer  immerhin  haftbar  bleiben.  Dass  der  verschwiegene 
Umstand  aber  ein  erheblicher  sein  muss,  geht  aus  dem  ganzen  Wesen 
des  Lebensversicherungs -Vertrages  hervor.  Es  würde  eben  die  Annahme, 
dass  eine  jede,  sei  es  auch  die  gleichgiltigste  und  unerheblichste,  objective 
Unwahrheit  in  den  Angaben,  welche  sich  überdies  den  laut  des  Declarations¬ 
formulars  zu  beantwortenden  Fragen  gegenüber  nur  in  den  seltensten  Fällen 
würde  vermeiden  lassen,  dem  Versicherer  habe  das  Recht  ertheilen  sollen, 
den  Versicherungsnehmer  seines  Anspruchs  für  verlustig  zu  erklären,  dem 
leitenden  Principe  des  Lebensversicherungs -Vertrages  wie  dem  vernünftigen 
Willen  redlicher  Paciscenten  gleichmässig  widerstreiten.  Hierbei  ist 
jedoch  immer  daran  festzuhalten,  dass  es  nicht  dem  sub- 
jectiven  Ermessen  des  Versicherungsnehmers  überlassen 
bleibt,  darüber  zu  entscheiden,  ob  eine  Thatsache  wesentlich 
sei  oder  nicht,  sondern,  dass  es  nur  darauf  ankommt,  ob  die- 
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selbe  nach  dem  Vertrags  willen  als  erheblich  gelten  soll. 
Letzteres  aber  muss  stets  angenommen  werden,  wenn  die  Declaration 
darauf  bezügliche  Fragen  enthält.  In  diesem  Falle  ist  es  dann  unter 
allen  Umständen  eine  Pflicht  des  Antragstellers,  die  an  ihn  gestellten 
Fragen  wahrheitsgemäss  zu  beantworten.1)  Thut  er  es  nicht,  so 
handelt  er  unzweifelhaft  dem  Vertragswillen  entgegen  und  hat  es  sich 
selbst  zuzuschreiben,  wenn  der  Vertrag  keine  Wirksamkeit  erlangt.  Zur 
Feststellung  des  contractwidrigen  Handelns  genügt  aber  ebenso  unzweifel¬ 
haft  der  Nachweis,  dass  der  Versicherungsnehmer  sich  der  Unrichtigkeit 
der  Anzeige  bewusst  sein  konnte  und  musste.  Die  vom  Reichs -Ober- 
Handels -Gerichte  in  dieser  Beziehung  aufgestellte  Forderung,  der  Ver¬ 
sicherer  habe  nachzu weisen,  dass  der  Versicherungsnehmer  sich  der 
Unrichtigkeit  seiner  Anzeige  bewusst  war,  geht  jedenfalls  viel  zu  weit, 
denn  sie  setzt  eine  Kenntniss  von  dem  Seelenzustande  des  Letzteren 
voraus,  die  in  der  Regel  schwer,  in  vielen  Fällen  aber  überhaupt  nicht 
zu  erlangen  sein  wird. 

Nach  dem  bisher  Ausgeführten  muss  deshalb  hinsichtlich  der  Anzeige¬ 
pflicht  bei  Abschluss  eines  Lebensversicherungs -Vertrages  als  Regel 
gelten,  dass  jede  objectiv  unrichtige  Beantwortung  einer  Frage  die 
Nichtigkeit  des  Vertrages  nach  sich  zieht,  weil  dadurch  ein  Irrthum 
im  Wesentlichen  des  Geschäfts  bei  dem  Versicherer  erzeugt  wird, 
und  dass  es  hierbei  für  den  Bestand  des  Geschäfts  ganz  gleichgiltig  ist, 
ob  dieser  Irrthum  durch  dolus  veranlasst  ist  oder  nicht.  In  Ueberein- 
stimmung  hiermit  bestimmt  auch  Art.  813  des  Deutschen  Handels-Gesetz¬ 
buchs  ausdrücklich,  dass  der  Versicherungs -Vertrag  ohne  Rücksicht  auf 
dolus,  Irrthum  oder  Verschulden  des  Versicherungsnehmers  bei  jeder 
dem  Versicherer  unbekannten  Unrichtigkeit  in  Betreff  eines  erheblichen 
Umstandes  für  Letzteren  unverbindlich  sein  solle,  es  sei  denn,  dass  dem¬ 
selben  die  Unrichtigkeit  der  Anzeige  bekannt  gewesen  sei.  Diese  Ein¬ 
schränkung  ist  wohl  gerechtfertigt,  insofern  als  hier  der  Betrug  keine 


*)  Vergl.  die  Erkenntnisse  des  R.-O.-H.-G.  vom  9.  October  1874,  Repert.  No.  38. 
Entscheid.  Bd.  XIV.  —  vom  11.  December  1874.  Repert.  No.  1144.  Entscheid. 
Bd.  XV.  —  vom  19.  Januar  1875.  Repert.  No.  1000/74.  Entscheid.  Bd.  XVI.  — 
vom  8.  September  1875.  Repert.  No.  677.  Entscheidungen  Bd.  XVII.  —  vom 
21.  December  1875.  Repert.  No.  1304.  Entscheid.  Bd.  XVIII.  —  vom  1.  März  1876. 
Repert.  No.  308,  vom  3.  März  1876.  Repert.  No.  190  und  vom  16.  Juni  1876. 
Repert.  No.  562.  Entscheidungen  Bd.  XIX.  —  vom  5.  Januar  1877. 

Contra:  Erkenntniss  des  R.-O.-H.-G.  vom  21.  November  1871.  Entscheidungen 
Bd.  IV,  59  — ,  vom  26.  Januar  1872.  Entscheidungen  Bd.  V. 
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Wirkung  hat,  eine  Bestrafung  der  Absicht,  zu  betrügen,  aber  nicht  als 
rathsam  erscheint. 

Das  Reichs  -  Ober  -  Handels  -  Gericht  theilt  diese  Ansicht  allerdings 
nicht;  es  geht  vielmehr  von  dem  Grundsätze  aus,  dass  selbst  ein  Irrthum 
des  Versicherers  über  den  Gesundheitszustand  des  Versicherten  nicht 
contracthindernd  sei.  Wenngleich  bei  der  Lebens-Versicherung,  so  wird 
in  dem  Erkenntnisse  vom  26.  September  1873  näher  ausgeführt,1)  die 
Gesundheits- Verhältnisse  der  zu  versichernden  Person  für  den  Entschluss 
des  Versicherers,  den  Vertrag  abzuschliessen,  von  grosser  Wichtigkeit 
seien  oder  sein  könnten,  so  gehe  es  doch  nach  dem  Wesen  dieses  Ver¬ 
trages  zu  weit,  in  der  Unkenntniss  der  bezüglichen  Thatumstände  immer 
einen  Irrthum  über  den  Hauptgegenstand  des  Vertrages  oder  die  wesent¬ 
lichen  Eigenschaften  des  Vertragsgegenstandes  zu  erblicken,  so  dass  des¬ 
halb  die  Vernichtung  des  Vertrages  wegen  Mangels  der  Willens -Ueber- 
einstimmung  ausgesprochen  werden  müsste.  Vielmehr  könne  der  bezüg¬ 
liche  Irrthum  in  der  Regel  nur  als  Irrthum  io  den  Beweggründen  in 
Betracht  kommen  und  insofern  nur  zufolge  besonderer  Stipulation  oder 
dolosen  Handelns  die  Aufhebung  des  Vertrages  begründen.  Cohn2) 
bemerkt  hiergegen  treffend,  dass  die  Prämisse,  die  Gefährlichkeit  einer 
Sache,  die  mehr  oder  minder  grosse  Wahrscheinlichkeit  des  Eintritts  des 
schädlichen  Ereignisses  könne  wohl  für  den  Versicherer  allenfalls  ein 
Motiv  abgeben,  einen  Antrag  anzunehmen  oder  abzulehnen,  niemals  aber 
den  Inhalt  des  Assecuranz -Vertrages  bilden,  irrig  sei;  denn  durch  die 
sogenannte  Anzeigepflicht  werde  nicht  sowohl  die  Wahrscheinlichkeit  der 
Gefahr  bestimmt,  als  vielmehr  deren  Characteristik  gegeben,  so  dass 
sie  daher  den  Inhalt  des  Vertrages  und  nicht  bloss  den  Beweggrund 
beeinflusse. 

Es  muss  deshalb  unter  allen  Umständen  der  Grundsatz  maassgebend 
bleiben,  dass  jeder  wesentliche  Irrthum  des  Versicherers  über  die 
Gesundheits-Verhältnisse  des  Versicherten  ganz  unzweifelhaft  die  Nichtig¬ 
keit  des  Lebensversicherungs -Vertrages  begründet,  sofern  nicht  in  letz¬ 
terem  die  Vereinbarung  getroffen  ist,  dass  im  Falle  des  Irrthums  nur  die 
Anfechtung  des  Vertrages  zulässig  sein  solle. 

Klar  und  erschöpfend  drücken  sich  die  allgemeinen  Bedingungen  des 
Vereins  Deutscher  Lebensversicherungs-Gesellschaften  über  die  Anzeige¬ 
pflicht  aus.  §  1  alinea  2  derselben  bestimmt:  „Für  die  Richtigkeit  und 


*)  Entscheidungen  des  R.-O.-H.-G.  Bd.  XI. 

2)  „Der  Versicherungs -Vertrag“,  pag.  47.  64. 
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Vollständigkeit  seiner  Angaben  und  Erklärungen  ist  der  Versicherungs¬ 
nehmer  allein  verantwortlich,  auch  wenn  jene  von  einem  Vertreter  der 
Gesellschaft  oder  sonst  einem  Dritten  niedergeschrieben  sind.  Mündliche 
oder  schriftliche  Erklärungen,  welche  der  Versicherte  oder  der  Versiche¬ 
rungsnehmer  neben  den  vorstehend  erwähnten  Anträgen  oder  ausserhalb 
derselben  einem  Vertreter  der  Gesellschaft  oder  anderen  Personen  abge¬ 
geben  haben,  sind  für  den  Versicherungs- Vertrag  ohne  rechtliche  Bedeu¬ 
tung  und  dürfen  niemals  gegen  die  Gesellschaft  geltend  gemacht  werden. 
Auch  soll  gegen  die  Gesellschaft  niemals  der  Einwand  erhoben  werden 

!  dürfen,  dass  sie  weitere  Erkundigungen  über  die  Gesundheits-  oder  son¬ 
stigen  Verhältnisse  des  Versicherungsnehmers  oder  des  Versicherten 
hätte  einziehen  sollen,  dies  aber  unterlassen  habe.“  Und  §  8  fügt  dann 

!  hinzu:  „Dieser  Versicherungsvertrag  ist  für  die  Gesellschaft  unverbind¬ 
lich  mit  der  Wirkung,  dass  ihr  alle  bezahlten  Prämien  verfallen  sind: 
wenn  in  den  Declarationen  oder  sonstigen  Schriftstücken  oder  Erklä¬ 
rungen,  auf  Grund  derer  die  Versicherung  abgeschlossen,  umgeschrieben 
oder  nach  dem  Erlöschen  wieder  in  Kraft  gesetzt  wurde,  unrichtige 
Angaben  oder  Erklärungen  erfolgt,  oder  Thatsachen  nicht  angegeben 
sind,  welche  nach  dem  Ermessen  Sachverständiger  auf  den  Entschluss 
der  Gesellschaft,  in  den  Versicherungs -Vertrag  bedungenermaassen  sich 
einzulassen,  hätten  Einfluss  haben  können.  Diese  Vorschriften  kommen 
zur  Anwendung  ohne  Unterschied,  ob  die  unrichtigen  Angaben 
oder  Erklärungen,  oder  die  nicht  erfolgte  Angabe  von  That¬ 
sachen  wissentlich  oder  aus  Irrthum,  ob  sie  mit  oder  ohne 
Verschulden  bewirkt  sind.  Ueberzeugt  sich  die  Direction  der  Gesell¬ 
schaft  durch  die  von  dem  Versicherungsnehmer  zu  erbringen¬ 
den  Beweise,  dass  nur  unverschuldeter  Irrthum  die  unrichtige 
Angabe  resp.  Verschweigung  veranlasst  hat,  so  wird  sie  die  volle  Prämien- 
Reserve  (§  7)  zurückgeben,  vorausgesetzt,  dass  dies  innerhalb  drei 
Monaten  nach  der  Aufhebung  der  Versicherung  beantragt  wird.  Hat  die 
Versicherung  bereits  länger  als  fünf  Jahre  ohne  Unterbrechung  in  Kraft 
gestanden,  so  wird  die  Gesellschaft  die  vorstehend  festgestellten  Folgen 
unrichtiger  Angaben  oder  Erklärungen  resp.  der  nicht  erfolgten  Angabe 
von  Thatsachen  nur  dann  noch  geltend  machen,  wenn  sie  selbst  den 
Nachweis  führen  kann,  dass  böse  Absicht  oder  grobe  Fahrlässigkeit  bei 
den  unrichtigen  Angaben  resp.  Verschweigungen  vorlag,  ausgenommen 
die  beiden  Fälle,  wenn  die  unrichtige  Angabe  oder  Verschweigung  einen 
Antrag  auf  Versicherung  des  Lebens  des  Versicherten,  welcher  vor  dem 
an  die  Gesellschaft  gerichteten  Anträge  bei  einer  anderen  Lebensversiche¬ 
rungs-Gesellschaft  gestellt  worden  war,  oder  einen  Arzt  betraf,  welcher 
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den  Versicherten  in  den  letzten  zehn  Jahren  vor  Stellung  des  Antrages 
bei  der  Gesellschaft  behandelt  oder  berathen  hatte.  In  den  beiden  letzt¬ 
erwähnten  Fällen  ist  die  Versicherung  ohne  Rücksicht  auf  die  Dauer 
derselben  und  unbedingt  für  die  Gesellschaft  unverbindlich,  und  die  be¬ 
zahlten  Prämien  sind  ihr  verfallen. u 

B.  Aus  dem  Lebensversicherungs-Verträge  selbst. 

Im  Allgemeinen. 

§  16.  Wie  schon  das  Allgemeine  Landrecht1)  ausdrücklich  hervor¬ 
hebt,  sind  die  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten  des  Versicherers  und 
Versicherten  aus  dem  Versicherungs  -  Vertrage  hauptsächlich  nach  dem 
Inhalte  desselben  zu  beurtheilen,  und  zwar  sollen  Abweichungen  von  der 
Regel,  Nebenbedingungen  und  Einschränkungen  nur  insoweit  giltig  sein, 
als  sie  in  der  Police  oder  bei  der  Zeichnung  ausdrücklich  bemerkt  wor¬ 
den  sind.  Der  Inhalt  des  Vertrages  aber  wird  sich  regelmässig  nach 
dem  Inhalte  der  von  der  betreffenden  Versicherungs-Gesellschaft  aufge¬ 
stellten  Bedingungen  normiren. 

Was  zunächst  den  Versicherungsnehmer  resp.  Drittversicherten  an¬ 
langt,  so  liegt  ihm  vornehmlich  die  Verpflichtung  ob,  dem  Versicherer 
die  Prämie  in  vertragsmässiger  Höhe  und  Zahlungsweise  zu  leisten,  sowie 
bei  Eintritt  des  Schadenfalls  den  Nachweis  zu  führen,  dass  diejenigen 
Umstände  eingetreten  sind,  welche  die  Zahlungs -Verpflichtung  des  Ver¬ 
sicherers  bedingen.  Dafür  erwirbt  er  ein  Forderungsrecht  auf  Zahlung 
der  Versicherungssumme  bei  Eintritt  des  Schadenfalls,  event.  auch  auf 
einen  Antheil  am  Gewinn  der  Versicherungs  -  Gesellschaft,  und  weiter 
steht  ihm  das  Recht  zu,  im  Falle  des  Concurses  des  Versicherers  vom 
Vertrage  zurückzutreten. 

Der  Versicherer  hat  dagegen  die  Verpflichtung,  die  Gefahr  vom 
Momente  des  Abschlusses  bezw.  des  Inkrafttretens  des  Versicherungs¬ 
vertrages  ab  nach  Maassgabe  der  Bestimmungen  des  letzteren  zu  über¬ 
nehmen.  Dies  ist  ein  Theil  seiner  Gegenleistung,  welcher  immer  vor¬ 
handen  ist  und  den  Vertrag  in  allen  Fällen  zu  einem  zweiseitigen 
macht.2)  Bei  Eintritt  des  Schadensfalls  muss  dann  die  volle  im  Ver¬ 
trage  vereinbarte  Versicherungssumme  gezahlt  werden. 

In  den  nächstfolgenden  Paragraphen  sollen  nun  diese  Rechte  und 
Pflichten  der  Contrahenten  näher  erörtert  werden. 


1)  Theil  II  Tit.  8,  §§  2100  und  2101. 

2)  cfr.  Förster  a.  a.  0.  pag.  396. 
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1)  Die  Verpflichtung  des  Versicherungsnehmers  zur 
Zahlung  der  Prämie. 

§  17.  Wie  bereits  im  §  13  dieser  Abhandlung  erwähnt  wurde,  ist 
die  Lebensversicherungs  -  Prämie  bei  Aushändigung  der  Unterzeichneten 
Police  sofort  an  denVersicherer  zu  zahlen,  und  der  Versicherungsnehmer 
würde  nur  in  dem  Falle  zur  einstweiligen  Zurückbehaltung  der  fälligen 
Prämie  berechtigt  sein,  wenn  der  Versicherer  sich  weigern  sollte,  ihm 
Zug  um  Zug  gegen  Zahlung  der  Prämie  die  Police  nebst  Prämien- 
Quittung  einzuhändigen.  Im  Uebrigen  bedroht  das  Allgemeine  Landrecht  *) 
den  Verzug  in  der  Prämienzahlung  mit  empfindlicher  processualischer 
und  ungewöhnlicher  Strafzins- Verpflichtung.  Denn  es  bestimmt,  dass  der 
Säumige  zur  Zahlung  der  Prämie  binnen  30  Tagen  nach  der  Zeichnung 
im  Executiv  -  Processe  angehalten  werden  kann  und  zugleich  von  der 
Prämie  Eins  vom  Hundert  monatlich  an  Zinsen  bezahlen  muss.  Hin¬ 
sichtlich  dieser  singulären  Vorschrift  ist  indessen  zu  bemerken,  dass  der 
Executiv  -  Process  nach  §  6  No.  1  der  Verordnung  vom  1.  Juni  1833 
gegenwärtig  nicht  mehr  stattfindet;  und  weiter  muss  dahin  gestellt 
bleiben,  ob  der  im  Allgemeinen  durch  Art.  60  und  61  des  Einführungs- 
*  Gesetzes  zum  Deutschen  Handels-Gesetzbuch  aufrecht  erhaltenen  Bestim¬ 
mung  über  die  12  pCt.  Verzugszinsen  nicht  Art.  14  desselben  Gesetzes 
entgegensteht,  nach  welchem  ja  die  Höhe  der  gesetzlichen  Zinsen,  ins¬ 
besondere  auch  der  Verzugszinsen  „in  allen  Handelssachen“  6  pCt.  pro 
Jahr  beträgt.  Jedenfalls  aber  spricht  das  Allgemeine  Landrecht  ledig¬ 
lich  von  der  „bei  Aushändigung  der  Police“  fälligen  Prämie,  also  nur 
von  der  Gesammtprämie  oder  allenfalls  von  der  ersten  Prämienrate  bei 
periodischer  Prämienzahlung,  und  eine  analoge  Ausdehnung  der  Vor¬ 
schrift  über  den  vom  Gesetzgeber  entschiedenen  Fall  erscheint  um  so 
weniger  als  zulässig,  als  die  Lebensversicherungs-Gesellschaften  an  die 
unterlassene  oder  verzögerte  Zahlung  der  Prämienraten  regelmässig  den 
Verlust  des  Versicherungs- Anspruchs  zu  knüpfen  pflegen.* 2) 

Die  früher  viel  bestrittene  Frage,  ob  der  Versicherungsnehmer  auch 
verpflichtet  sei,  dem  Versicherer  die  Prämie  zu  bringen,  oder  ob  Letzterer 
umgekehrt  verbunden  sei,  sich  die  Prämie  abzuholen,  ist  in  neuerer  Zeit 


0  Theil  II  Tit.  8,  §§  2067,  2109  u.  2110.  —  Allgem.  Gerichts-Ordnung  I  50, 
§§  384  u.  387. 

2)  cfr.  Erkenntniss  des  R.-O.-H.-G.  vom  23.  Januar  1871.  Entscheidungen  Bd.  V. 
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vom  Reichs-Ober-Handels-Gericht  wiederholt  zu  Gunsten  des  Versiche¬ 
rungsnehmers  entschieden  worden,1)  und  zwar  in  offenbarer  Verken¬ 
nung  der  den  Entscheidungen  zu  Grunde  liegenden  thatsächlichen  Ver¬ 
hältnisse.  Wie  der  genannte  Gerichtshof  ausführt,  sei  der  Schuldner  aus 
Handelsgeschäften  nach  Art.  325  des  Handels-Gesetzbuchs  bei  Geldzah¬ 
lungen,  mit  Ausnahme  der  Auszahlung  von  indossablen  oder  auf  Inhaber 
lautenden  Papieren,  zwar  allerdings  verpflichtet,  die  Zahlung  dem  Gläu¬ 
biger  an  dem  Orte  zu  übermachen,  an  welchem  Letzterer  zur  Zeit  der 
Entstehung  der  Forderung  seine  Handelsniederlassung  habe,  indessen 
könne  diese  Bestimmung  nur  gelten,  sofern  „nicht  ein  Anderes  aus  dem 
Vertrage  oder  aus  der  Natur  des  Geschäfts  oder  der  Absicht  der  Con- 
trahenten  hervorgehe“,  und  man  werde  Angesichts  der  notorischen 
Praxis  sehr  zahlreicher,  wenn  nicht  der  meisten  Versicherungs-Gesell¬ 
schaften,  die  Prämie  nicht  bei  sich  in  Empfang  zu  nehmen,  sondern  durch 
ihre  Agenten  erheben  zu  lassen,  billig  Bedenken  tragen,  auf  die  Prämien¬ 
zahlung  ohne  Weiteres  den  höchst  subsidiären  Auslegungs- Grundsatz  des 
Art.  325  anzuwenden.  Denn  schon  eine  solche  allgemeine  Praxis  sei 
zwar  nicht  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Gewohnheitsrechts,  aber  doch 
des  Geschäftsgebrauchs  durchaus  geeignet,  einen  entgegenstehenden  Willen 
der  Betheiligten  („Vertrag,  Absicht  der  Contrahenten“)  darzuthun. 

Allein  einmal  kann  keineswegs  von  einer  notorischen  Praxis  der 
meisten  Gesellschaften,  die  Prämien  abholen  zu  lassen,  sondern 
höchstens  von  der  notorischen  Praxis  vieler  Agenten  in  dieser  Be¬ 
ziehung  gesprochen  werden,  und  weiter  kann  letztere  niemals  der  be¬ 
treffenden  Versieh erungs  -  Gesellschaft  entgegengehalten  werden,  sobald 
nicht  zuvörderst  thatsächlich  festgestellt  ist,  dass  diese  Praxis  mit  der 
ausdrücklichen  Ermächtigung  der  Gesellschaft  geübt  wird.  Kann  dieser 
Nachweis  aber  nicht  geführt  werden,  so  muss  mit  Rücksicht  auf  den 
Umstand,  dass  in  der  den  Agenten  ertheilten  und  in  der  Instruction 
niedergelegten  Vollmacht  bei  sämmtlichen  Lebensversicherungs  -  Gesell¬ 
schaften  der  Direction  regelmässig  das  Recht  Vorbehalten  wird,  den  Ver¬ 
sicherungs-Vertrag  gegebenen  Falls  zu  modificiren,  eine  solche  Modifi- 
cation  des  Vertrages  aber  in  dem  Versprechen  des  Agenten  bezüglich 
der  Abholung  der  Prämien  offenbar  zu  finden  ist,  sobald  die  allgemeinen 
Versicherungs-Bedingungen  ausdrücklich  vorschreiben: 


l)  cfr.  die  Erkenntnisse  des  R.-O.-H.-G.  vom  11.  März  1873  und  vom  4.  April 
1873.  Entscheidungen  Bd.  IX,  370  ff.  380  ff.  —  Art.  278  u.  279  des  H.-G.-B.  — 
Förster,  a.  a.  0.  pag.  395. 


59 


„Die  Zahlung  der  Prämie  erfolgt  an  den  Agenten,  der  das 
Geschäft  vermittelte,  oder  wenn  dies  Anstand  findet,  unmittelbar 
an  die  Direction“,  — 

auch  immer  angenommen  werden,  dass  der  Agent  seine  Vollmacht  über¬ 
schritten  hat.  Dass  die  betreffende  Versicherungs-Gesellschaft  hierfür 
nicht  verantwortlich  gemacht  werden  darf,  bedarf  keiner  weiteren  Aus¬ 
führung. 

Die  Verpflichtung  des  Versicherungsnehmers  zur  Zahlung  der  Prämie 
erlischt  erst,  wenn  letztere  vollständig  gezahlt  ist.  Dieser  Zeitpunkt  wird 
natürlich  je  nach  der  Art  der  Lebensversicherung  und  der  zwischen  dem 
Versicherungsnehmer  und  dem  Versicherer  vereinbarten  Zahlungsweise 
ein  sehr  verschiedener  sein.  Ist  also  Prämienzahlung  nach  Capitalfuss 
festgesetzt,  so  hat  der  Versicherungsnehmer  sofort  nach  Abschluss  des 
Versicherungs -Vertrages  die  Gesammtprämie  zu  zahlen,  da  dem  Ver¬ 
sicherer  mit  dem  Momente  der  Perfection  des  Vertrages  ein  erzwingbarer 
Anspruch  darauf  zusteht.  Handelt  es  sich  dagegen  um  periodische 
Prämienzahlungen,  so  enden  dieselben,  je  nachdem  eine  lebenslängliche 
oder  kurze  Versicherung  etc.  abgeschlossen  worden,  erst  mit  dem  Tode 
des  Versicherten  oder  mit  Ablauf  der  vertragsmässigen  Zeit,  wofern 
nicht  die  Contrahenten  in  dieser  Beziehung  andere  Vereinbarungen  ge¬ 
troffen  haben.  So  trifft  der  Verein  Deutscher  Lebensversicherungs-Ge¬ 
sellschaften  in  §  4  seiner  allgemeinen  Versicherungs-Bedingungen  folgende 
Bestimmungen : 

„Die  Zahlung  der  ersten  Prämie  und  der  von  der  Gesell¬ 
schaft  berechneten  Kosten  kann  rechtsgiltig  nur  innerhalb  30  Tagen  von 
dem  Tage  ab  gerechnet  geleistet  werden,  an  welchem  die  Direction  der 
Gesellschaft  die  Police  nach  dem  Datum  der  letzteren  ausgefertigt  hat. 
Erfolgt  innerhalb  dieser  Frist  die  erwähnte  Zahlung  nicht,  so  hat  die 
Gesellschaft  das  Recht,  von  dem  Versicherungsnehmer  die  Kosten  des 
vereitelten  Geschäfts  für  Arzthonorare,  Porti  etc.  einzuziehen,  wenn  sie 
es  nicht  vorzieht,  von  dem  Versicherungsnehmer  ausser  den  Kosten, 
welche  ihr  durch  den  Antrag  erwachsen  sind,  auch  noch  die  Zahlung  der 
Prämie  für  das  erste  Jahr  zu  fordern,  zu  deren  Entrichtung  der  Ver¬ 
sicherungsnehmer  verpflichtet  ist. 

Für  die  Zahlung  der  ferneren  Prämie  ist,  wenn  die  Prämien  jährlich 
oder  halbjährlich  gezahlt  werden,  eine  Frist  von  30  Tagen,  wenn  sie 
vierteljährlich  gezahlt  werden,  eine  Frist  von  14  Tagen  gestattet,  inner¬ 
halb  deren  die  am  Fälligkeitstage  versäumte  Zahlung  nachgeholt  werden 
kann.  Werden  die  Prämien  innerhalb  dieser  Frist  nicht  vollständig 
berichtigt,  so  ist  die  Gesellschaft  aller  durch  den  Versicherungs -Vertrag 
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übernommenen  Verbindlichkeiten  entledigt,  und  die  bereits  bezahlten 
Beiträge  sind  ihr  verfallen,  ohne  dass  es  von  ihrer  Seite  irgend  einer 
Benachrichtigung  an  den  Versicherten  oder  Versicherungsnehmer  oder 
sonst  Jemand  bedarf. 

Bei  Versicherungen  auf  Lebenszeit  wird  die  Entrichtung  der  Prämie 
nicht  weiter  gefordert,  sobald  der  Versicherte  das  x.  Lebensjahr 
vollendet  hat.“ 

Und  in  §  5  heisst  es  dann  weiter:  „Die  Gesellschaft  ist  nicht  ver¬ 
pflichtet,  an  Entrichtung  der  fälligen  Prämien  zu  mahnen  oder  die  Prämien 
einziehen  zu  lassen,  und  es  kann  gegen  die  Folgen  versäumter  Prämien¬ 
zahlung  in  keinem  Falle  der  Einwand  erhoben  werden,  dass  die  Gesell¬ 
schaft  in  anderen  Fällen  oder  bei  früheren  Fälligkeitsterminen  an  Ent¬ 
richtung  der  Prämien  gemahnt  oder  die  letzteren  eingezogen  habe.“ 

2.  Das  Forderungsrecht  auf  die  Versicherungssumme  und  die 
Verpflichtung  des  Versicherers  zur  Zahlung  derselben. 

§  18.  Das  mit  dem  Abschlüsse  des  Lebens versicherungs -Vertrages 
entstehende  Forderungsrecht  auf  die  Versicherungssumme  erwirbt  natur- 
gemäss  die  im  Vertrage  als  die  berechtigte  bezeichnete  Person,  gleichviel 
ob  dieselbe  mit  dem  Versicherungsnehmer  identisch  ist,  oder  nicht. 
Insbesondere  gilt  dies  von  der  Ehefrau,  bezw.  den  Kindern,  zu  deren 
Gunsten  der  Ehemann ,  bezw.  Vater,  sein  Leben  versichert  hat.  Die 
Versicherungssumme  bildet  hier  niemals  einen  Bestandtheil  des  Nach¬ 
lasses,  weil  mit  Rücksicht  auf  das  Wesen  und  den  regelmässigen  Zweck 
der  Lebensversicherung,  sowie  die  obwaltenden  Verwandtschafts -Ver¬ 
hältnisse  und  die  daraus  fliessende  natürliche  Pflicht  des  Vaters,  für  das 
materielle  Wohl  der  Seinigen  Sorge  zu  tragen,  —  in  der  Regel  anzu¬ 
nehmen  sein  wird,  dass  der  Vater  als  Vertreter  seiner  Frau,  bezw. 
Kinder  aufgetreten  ist  und  mit  diesen  die  eine  Vertragspartei  bildet, 
während  die  Versicherungs -Gesellschaft  als  die  andere  erscheint.  Zwar 
könne,  wie  das  Obertribunal1)  hinsichtlich  dieses  Falles  näher  ausführt, 
der  versicherte  Familienvater,  kraft  seiner  Eigenschaft  als  solcher  und 
als  der  eine  Hauptcontrahent,  den  Versicherungs -Vertrag  durch  Nicht¬ 
zahlung  der  Prämie  erlöschen  lassen  oder  ihn  im  Einverständnisse  mit 
der  Gesellschaft  ändern,  auch  die  Umschreibung  zu  Gunsten  anderer 
Personen  herbeiführen,  so  lange  ihm  gegenüber  die  Person,  zu  deren 


i)  cfr.  die  Erkenntnisse  vom  26.  März  1874.  Entscheidungen  Bd.  72,  und  vom 
13.  October  1856.  Entscheidungen  Bd.  34,  pag.  42. 
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Vortheil  der  Versicherungs- Vertrag  abgeschlossen  sei,  kein  Widerspruchs¬ 
recht  erworben  habe.  Allein  dadurch  werde  die  Natur  des  Rechts  der 
begünstigten  Person  als  eines  wohlerworbenen,  wenngleich  erst  mit  dem 
Tode  des  Versicherungsnehmers  jeder  fremden  Einwirkung  entzogenen 
Rechts  nicht  beeinträchtigt. 

Ueberhaupt  muss  nach  dem  Handelsgewohnheitsrecht,  das  ja  hier  in 
erster  Linie  maassgehend  bleibt,  der  Rechtsgrundsatz  aufgestellt  werden, 
dass  jeder  an  dem  Leben  der  versicherten  Person  interessirte  Dritte  aus 
dem  zu  seinen  Gunsten  zwischen  dem  Versicherungsnehmer  und  dem 
Versicherer  geschlossenen  Vertrage  ein  directes  Recht  auf  Erfüllung 
erwirbt,  ohne  dass  er  diesem  Vertrage  beizutreten  oder  denselben  auch 
nur  bei  Lebzeiten  des  Versicherungsnehmers  zu  genehmigen  braucht.  ’) 
Der  Versicherer  ist  eben  nach  den  treffenden  Ausführungen  des  Reichs- 
Ober- Handels  -  Gerichts* 2)  dem  Versicherungsnehmer  und  dem  Dritt- 
versicherten,  zwar  nicht  gleichzeitig,  aber  doch  successiv  gebunden,  derart, 
dass  zwar  dem  Letzteren  bis  zu  seinem  Beitritte  jede  Verfügung  des 
Versicherungsnehmers  oder  seiner  Rechtsnachfolger,  welche  den  Ver¬ 
sicherer  von  der  übernommenen  Verpflichtung  befreit,  schadet,  mit  dem 
Augenblicke  aber,  wo  er  dem  Vertrage  beitritt  oder  die  Leistung  annimmt, 
das  Forderungsrecht  des  Versicherungsnehmers  erlischt.  Wird  daher 
nachträglich  über  das  Vermögen  des  Letzteren  noch  der  Concurs  eröffnet, 
so  kann  die  Forderung  von  der  Masse  nicht  mehr  in  Anspruch  genommen 
und  für  letztere  versilbert  werden.  Denn  selbst  gesetzt  den  Fall,  dass 
die  Police  mit  der  Inhaberclausel  versehen  wäre,  so  würde  der  Versicherer 
doch  mit  Rücksicht  auf  den  Umstaud,  dass  das  Forderungsrecht  des 
Dritten  durch  jene  nicht  berührt  wird,  die  Legitimation  des  Präsentanten 
der  Police  zu  prüfen  haben,  sobald  nicht  von  den  Contrahenten  aus¬ 
drücklich  vereinbart  worden,  dass  der  Versicherer  trotz  des  Beitritts  des 
Dritten  berechtigt  sein  solle,  die  Versicherungssumme  an  den  Inhaber 
der  Police  zu  zahlen. 

Was  den  Beitritt  selbst  anlangt,  so  geschieht  derselbe  durch  jeden 
Act,  welcher  den  Willen  des  Drittversicherten  erkennen  lässt,  die  Rechte 
aus  dem  Versieh erungs -Vertrage  geltend  zu  machen,  durchaus  formlos, 
somit  auch  durch  blosse  Klaganstellung,  völlig  unabhängig  von  dem 
Willen  der  eigentlichen  Contrahenten,  somit  auch  nach  dem  Tode  des 
V  ersicherungsnehmers. 


J)  cfr.  v.  Gerber  „Deutsches  Privatrecht“  §  202  i.  d.  Noten.  —  Staudinger, 
a.  a.  O.  pag.  156  ff.  —  Deutsches  H.-G.-B.  Art.  271  No.  3  und  Art.  1. 

2)  Erkenntniss  vom  20.  October  1871.  Entscheidungen  Bd.  III,  343. 
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Für  den  Fall,  dass  der  Dritte,  dem  die  Versicherungssumme  laut 
Police  zugedacht  ist,  dem  Lebensversicherungs -Vertrage  nicht  beigetreten, 
oder  dass  in  dem  letzteren  hinsichtlich  der  Person,  deren  Interesse  ver¬ 
sichert  worden,  überhaupt  keine  nähere  Bestimmung  getroffen  ist,  bleibt 
dagegen  nur  übrig,  als  den  Forderungsberechtigten  die  im  Nachlasse 
fortlebende  vermögensrechtliche  Persönlichkeit  dessen,  auf  dessen  Leben 
die  Versicherung  genommen  ist,  also  die  Gesammtheit  seiner  Erben  als 
solche,  anzusehen.  9 

Die  früher  überhaupt  viel  bestrittene  Frage,  ob  die  Lebensversiche¬ 
rungssumme  einen  Theil  des  Nachlasses  des  Versicherten  bilde,  mithin 
also  von  seinen  Gläubigern  in  Anspruch  genommen  werden  könne  oder 
nicht,  ist  in  neuerer  Zeit  fast  durchgängig  und  mit  Recht  in  verneinendem 
Sinne  beantwortet  worden.  So  kommt  besonders  Wolff* 2)  zu  folgendem 
Resultate:  darüber,  ob  die  Versicherungssumme  zum  Nachlasse  des  Ver¬ 
sicherten  zu  rechnen  sei  oder  nicht,  entscheide  lediglich  die  Absicht  des 
Letzteren,  und  diese  Absicht  müsse  objectiv  erkennbar  geworden  sein. 
Die  Vermuthung  werde  nie  dafür  sprechen,  dass  der  Versicherte,  nament¬ 
lich  insofern  ihm  für  nahe  Angehörige  zu  sorgen  obliege,  durch  die  Ver¬ 
sicherung  seines  Lebens  seinen  Gläubigern  ein  Object,  aus  welchem  sie 
ihre  Befriedigung  erlangen  könnten,  habe  verschaffen  wollen;  dass  viel¬ 
mehr  die  Absicht  dahin  gehe,  dass  eine  solche  Versicherungssumme  der 
Familie  ungeschmälert  verbleiben  solle,  dafür  sprächen  alle  in  der  Natur 
der  Sache  liegenden  Gründe. 

Hat  endlich  der  Versicherungsnehmer,  ohne  einen  Forderungsberech¬ 
tigten  zu  bezeichnen,  die  Lebensversicherungspolice  mit  der  Inhaberclausei 
versehen  lassen,  so  erscheint  er  allein  als  der  ursprüngliche  Forderungs¬ 
berechtigte,  und  jeder  spätere  Inhaber  der  Police  muss  sich  bei  der 
Präsentation  derselben,  behufs  Empfangnahme  der  Versicherungssumme, 
als  sein  Rechtsnachfolger  oder  durch  den  Besitz  einer  schriftlichen 


*)  cfr„  Erkenntniss  des  Obertribunals  vom  27.  November  1873.  Entscheidungen 
Bd.  71. 

2)  In  Goldschmidts  und  Labauds  Zeitschrift  ffir  Handels -Recht  Bd.  XII,  169  ff. 
—  Auch  der  österreichische  oberste  Gerichtshof  hat  kürzlich  die  Frage,  ob  die 
Lebensversicherungssumme  der '  Concursmasse  oder  den  Erben  gehöre,  zu  Gunsten 
der  Letzteren  entschieden,  verlangt  jedoch,  dass  der  Versicherte  den  Begünstigten 
bestimmt  habe.  Sei  dies  der  Fall,  so  seien  auch  allein  die  Erben  die  Forderungs¬ 
berechtigten,  denn  das  Bestimmungsrecht  sei  ein  persönliches  Recht,  welches  mit 
dem  Tode  erlösche  und  nicht  Gegenstand  des  Nachlasses  sein  könne:  Deutsche 
Juristen -Zeitung,  Jahrgang  1878  No  7. 
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Cessionsurkunde  legitimiren;  denn  der  Inhaber  als  solcher  hat,  wie  wir 
bereits  sahen,1)  noch  kein  Recht  auf  Zahlung;  wohl  aber  hat  der  Ver¬ 
sicherer  das  Recht,  ohne  weitere  Legitimationsprüfung  an  den  Inhaber 
zu  zahlen.  Dieser  kann  hierbei,  sofern  er  nicht  selbst  wahrer  Eigen¬ 
tümer  ist,  oder  nach  der  Fassung  der  allgemeinen  Versicherungs¬ 
bedingungen  die  freie  Disposition  über  die  Versicherung  hat,  den  Rechten 
des  wahren  Eigentümers  nichts  vergeben  und  ist  deshalb  auch  zum 
Abschlüsse  von  Vergleichen  über  die  Versicherungssumme  nicht  befugt; 
so  wie  andererseits  der  Versicherer  durch  die  Zahlung  an  den  Inhaber 
nur  insoweit  liberirt  wird,  als  er  in  Wirklichkeit  zahlt. 


Die  auf  das  Forderungsrecht  bezüglichen  Bestimmungen  der  all¬ 
gemeinen  Versicherungsbedingungen  des  Vereins  deutscher  Lebensversiche¬ 
rungs-Gesellschaften  lauten  folgendermaassen:  §  2.  „Ist  die  Versicherung 
zu  Gunsten  dritter  Personen  geschlossen,  so  tritt  dadurch  allein  die  Ge¬ 
sellschaft  mit  diesen  Personen,  selbst  wenn  dieselben  im  Besitze  der 
Police  sind,  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  wo  das  versicherte  Capital  fällig 
wird,  in  kein  Contractsverhältniss;  es  bleiben  vielmehr,  die  Police  mag 
lauten,  auf  wen  sie  will,  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  der  Versicherungs¬ 
nehmer  oder  dessen  legitimirte  Rechtsnachfolger  zur  Verfügung  über  die 
Versicherung  allein  befugt. 

Eine  Uebertragung  der  aus  der  Versicherung  entspringenden  Rechte 
unter  den  Lebenden2)  kann  rechtsgiltig  in  jedem  Falle  nur  mit  schrift¬ 
licher  Genehmigung  des  Versicherten  erfolgen  und  erlangt  der  Gesell¬ 
schaft  gegenüber  nur  dann,  rechtliche  Geltung,  wenn  sie  von  allen  Be¬ 
theiligten  in  beweisfähiger  Form  unter  Einreichung  der  Police  und  mit 
der  Angabe,  wer  fortan  die  Prämie  bezahlen  wird,  der  Direction  an¬ 
gezeigt  und  von  dieser  durch  einen  Vermerk  auf  der  Versicherungsurkunde 
selbst  anerkannt  ist.  —  Die  Gesellschaft  darf  die  Anerkennung  ohne  An¬ 
gabe  von  Gründen  verweigern.  Wer  eine  Police  ohne  die  schriftliche 
Genehmigung  des  Versicherten  erwirbt,  erlangt  nur  den  in  §  7  normirten 
Anspruch  auf  den  Rückkaufspreis  der  Police  zur  Zeit  seiner  Erwerbung 
der  letzteren. a 


§  14  alinea  2.  „Ist  in  der  Versicherungsurkunde  oder  deren  Nach¬ 
trägen  eine  bestimmte  Person  als  empfangsberechtigt  von  der  Gesellschaft 


J)  Vergl.  in  §  12,  II.  —  Erkenntniss  des  R  -O.-Il.-G.  vom  26.  Februar  1878. 
Repert.  No.  17. 

2)  cfr.  hierüber  auch  weiter  oben  in  §  12,  III. 
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namhaft  gemacht,  so  zahlt  die  Gesellschaft  nur  an  diese.  In  allen  übrigen 
Fällen,  sowie  auch,  wenn  der  Tod  jener  namhaft  gemachten  Person  nach¬ 
gewiesen  wird,  erfolgt  die  Zahlung  an  den  Präsentanten  der  Police, 
welcher  als  Empfangsberechtigter  oder  als  von  diesem  zur  Feststellung 
und  Annahme  der  Versicherungssumme  als  bevollmächtigt  angesehen  wird. 
Die  Gesellschaft  ist  jedoch  berechtigt,  wiewohl  nicht  verpflichtet,  den 
Nachweis  der  Legitimation  des  Präsentanten  zu  fordern,  und  wenn  dieser 
nicht  vollständig  geführt  wird,  die  Zahlung  zu  verweigern,  ohne  dadurch 
zur  Deposition  der  zu  zahlenden  Summe  oder  zur  Entrichtung  von 
Zögerungszinsen  verpflichtet  zu  werden.“ 

II.  Dem  Forderungsrechte  des  Versicherungsnehmers,  resp.  Dritt- 
versicherten  steht  auf  der  anderen  Seite  die  Verpflichtung  des  Versicherers 
zur  Zahlung  der  vollen,  im  Versicherungs -Vertrage  vereinbarten  Ver¬ 
sicherungssumme  gegenüber. 

Nach  der  ausdrücklichen  Vorschrift  des  Allgemeinen  Landrechts  ’) 
hat  diese  Zahlung  binnen  drei  Monaten  nach  dem  Tage,  an  welchem 
„die  von  dem  Absterben  des  Versicherten  eingegangene  glaubhafte  Nach¬ 
richt  dem  Versicherer  angedeutet  worden“,  d.  h.  natürlich  seit  dem 
Zeitpunkte,  an  welchem  dem  Versicherer  der  Tod  glaubhaft  nachgewiesen 
worden  ist,  zu  erfolgen.  Bei  einer  auf  eine  bestimmte  Zeit  erfolgten  Ver¬ 
sicherung  muss  ferner  der  Nachweis  geführt  werden,  dass  der  Versicherte 
während  der  Versicherungszeit  gestorben  ist.  Auch  muss  der  Inhaber 
der  Police  für  den  Fall,  dass  die  Versicherung  ausdrücklich  zum  Behufe 
einer  bevorstehenden  Gefahr  geschlossen,  und  die  versicherte  Person 
dieser  Gefahr  wirklich  ausgesetzt  gewesen  war,  die  gesetzliche  Frist, 
nach  deren  Verlauf  ein  Verschollener  für  todt  erklärt  werden  kann,  ab- 
warten.* 2)  Dann  aber  kann  der  Forderungsberechtigte  auf  die  gericht¬ 
liche  Todeserklärung  dessen,  auf  dessen  Leben  die  Versicherung  genommen 
war,  antragen  und,  sobald  das  ergangene  Erkenntniss  rechtskräftig  ge¬ 
worden,  von  dem  Versicherer  die  Auszahlung  der  Versicherungssumme 
beanspruchen.  Desgleichen  ist  er  berechtigt,  vom  Tage  des  Ablaufs  der 
betreffenden  Versicherungszeit  bis  zum  Zahlungstage  der  Versicherungs¬ 
summe  landesübliche  Zinsen  vom  Versicherer  zu  fordern.  Andererseits 
darf  dagegen  Letzterer  für  den  Fall,  dass  das  Ableben  des  Versicherten 
während  der  Dauer  der  Versicherungsperiode  in  dem  gerichtlichen  Todes¬ 
erklärungsverfahren  nicht  erwiesen  wird,  die  etwa  bereits  gezahlten  Zinsen 


1)  Theil  II  Tit.  8,  §  2293. 

2)  Loco  cit.  §§  2294  und  2295. 
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von  der  noch  zu  zahlenden  Versicherungssumme  wieder  abziehen.  Wird 
schliesslich  später  vom  Versicherer  der  Nachweis  erbracht,  dass  der 
Versicherte  die  Versicherungsperiode  überlebt  hat,  oder  kehrt  der  Ver¬ 
schollene  selbst  zurück,  so  muss  auch  dem  Versicherer  das  gesammte 
gezahlte  Versicherungscapital,  allerdings  ohne  Zinsen,  vom  Empfänger 
zurückgezahlt  werden.  *) 

Diese  landrechtlichen  Bestimmungen  sind  von  den  Lebensversiche¬ 
rungs-Gesellschaften  fast  durchgängig  theilweise  modificirt  worden.  So 
bestimmen  die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  des  Vereins  deutscher 
Lebensversicherungs-Gesellschaften  in  §14:  „Die  versicherte  Summe  wird 
drei  Monate  nach  dem  Eingänge  der  sämmtlichen  erforderlichen,  die  Aus¬ 
zahlung  begründenden  Schriftstücke  und  Atteste  (§§  11,  12)  bei  der 
Direction  der  Gesellschaft  gegen  Rückgabe  der  Police  gezahlt“;  und 
weiter  im  §  15:  „Die  Gesellschaft  ist  zur  Vergütigung  von  Zinsen  für  die 
Zeit  vom  Eintritte  des  ihre  Zahlungsleistung  bedingenden  Zeitpunkts  bis 
zu  dem  in  §  14  festgesetzten  Zahlungstage  nicht  verbunden.  —  Wenn 
erst  nach  erfolgter  Zahlung  Thatsachen,  welche  nach  den  §§  4,  5,  6,  8 
u.  9  den  Verlust  der  Ansprüche  auf  die  versicherte  Summe  zur  Folge 
haben,  oder  die  nach  dem  Schlusssätze  von  §  11  gemachte  Voraussetzung 
des  Todes  des  Versicherten  als  unrichtig  nachweisen,  zur  Kenntniss  der 
Gesellschaft  gelangen,  so  ist  dieselbe  jederzeit  berechtigt,  das  bereits 
Gezahlte  nebst  5  pCt.  Zinsen  zurückzufordern. u 

3.  Das  Forderungsrecht  auf  einen  Antheil  am  Reingewinne 
des  Versicherers  (Dividende). 

§  19.  Weder  Gesetz  noch  Gewohnheitsrecht  geben  dem  Versiche¬ 
rungsnehmer  einen  Anspruch  auf  einen  Antheil  am  Reingewinne  der 
betreffenden  Versicherungs  -  Gesellschaft.  Steht  demselben  daher  ein 
Dividendenanspruch  zu,  so  beruht  dieser  regelmässig  auf  einer  besonderen 
vertragsmässigen  Festsetzung  der  contrahirenden  Parteien.  Dem  wider¬ 
spricht  auch  keineswegs  der  Umstand,  dass  bei  den  Lebensversicherungs¬ 
vertragen  auf  Gegenseitigkeit  jeder  Versicherungsnehmer  einen  Anspruch 
auf  Dividende  hat,  sofern  eben  von  der  Gesellschaft  ein  Reingewinn 
erzielt  wird,  weil  hier  jeder  Versicherungsnehmer  indirect  auch  zugleich 
Versicherer  ist,  der  Reingewinn  also  sich  nur  als  ein  Ueberschuss  der 
gezahlten  Beiträge  über  den  Betrag  der  jährlichen  Auslagen  kennzeichnet.*) 


9  Loco  cit.  §§  2296  —  2299  incl. 

2)  cfr.  hierüber  auch  weiter  oben  in  §  6. 
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—  6G  — 

In  der  Regel  bestimmen  die  Versicherungsbedingungen  der  ver¬ 
schiedenen  Lebensversicherungs- Gesellschaften,  dass  der  mit  Anspruch 
auf  Dividende  Versicherte  erst  nach  Ablauf  eines  Zeitraums  von  2  bis 
5  Jahren,  vom  Abschlüsse  des  Vertrages  an  gerechnet,  in  den  Genuss 
der  ihm  zustehenden  Dividende  gesetzt  werden  soll  und  zwar  derart,  dass 
er  im  dritten,  vierten,  resp.  sechsten  Jahre  die  Dividende  des  ersten 
Jahres  gezahlt  erhält  u.  s.  w.  Daher  kommt  es,  dass  dann  der  Ver¬ 
sicherungsnehmer  resp.  seine  Rechtsnachfolger  noch  zwei  bis  fünf  Jahre 
nach  Ablauf  der  Versicherung  die  Dividenden  aus  den  letzten  zwei  bis 
fünf  Jahren  der  Versicherungszeit  zu  beanspruchen  haben,  soweit  nicht  : 
Abweichendes  vertragsmässig  festgesetzt  ist. 

Auch  die  Höhe  der  Dividende  wird  regelmässig  durch  statutarische 
Festsetzung  derart  normirt,  dass  sämmtlichen  mit  dem  Ansprüche  auf  i 
Dividende  Versicherten  gewisse  Procente  des  erzielten  Reingewinnes  zu-  j 
fallen  und  unter  dieselben  vertheilt  werden  sollen.  Hinsichtlich  dieser 
Vertheilung  aber  ist  zu  bemerken,  dass  dieselbe  in  verschiedener  Weise 
erfolgen  kann,  nämlich  entweder: 

1)  nach  Verhältniss  der  von  dem  Versicherungsnehmer 
zu  zahlenden  Jahresprämie,  oder 

2)  nach  Verhältniss  der  rechnungsmässigen  Reserve  jedes 
Versicherten,  oder 

3)  nach  Verhältniss  der  von  dem  Versicherten  im  Ganzen 
eingezahlten  Prämien. 

Was  endlich  die  rechtliche  Stellung  der  mit  einem  Ansprüche  auf 
Dividende  Versicherten  anlangt,  so  sind  dieselben  offenbar  nicht  bloss  als 
Gläubiger,  sondern  auch  als  Theilnehmer  der  betreffenden  Lebensver¬ 
sicherungs-Gesellschaft  anzusehen. 1) 

4.  Das  Rücktrittsrecht  des  Versicherungsnehmers  im  Falle 
eines  Concurses  des  Versicherers. 

§  20.  Nach  der  Vorschrift  des  Allgemeinen  Landrechts2)  ist  dei 
Versicherungsnehmer  für  den  Fall,  dass  über  das  Vermögen  des  Ver¬ 
sicherers  der  Concurs  eröffnet  werden  muss,  berechtigt,  von  dem  Ver¬ 
sicherungs-Verträge  zurückzutreten  und  die  gezahlte  Prämie  zurückzu¬ 
fordern,  bezw.  bei  der  Concursmasse  (ohne  Vorzugsrecht)  zu  liquidiren 
Bleibt  er  trotzdem  bei  dem  Vertrage  stehen,  so  kann  er  die  Cession  dei 


1)  Renaud  „ Actiengesellschaften* ,  §  17. 

2)  Theil  II  Tit.  8,  §§  2012,  2013,  2015. 
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Ansprüche  aus  einer  vom  Versicherer  etwa  genommenen  Rückversicherung 
beanspruchen.  Dagegen  hat  der  Concurs  des  Versicherten  keinen  Einfluss 
auf  den  Bestand  des  Versicherungs -Vertrages,  und  der  Versicherer  kann 
nur  die  fällige  Prämie  bei  der  Concursmasse  liquidiren.  Das  ihm  in 
dieser  Beziehung  durch  das  Landrecht  eingeräumte  Vorzugsrecht  ist  durch 
die  Concursordnung  von  1855  wieder  beseitigt  worden.  *) 

5.  Die  Anzeigepflicht  bei  Eintritt  des  Todesfalles. 

§  21.  Die  dem  Versicherungsnehmer,  resp.  Drittversicherten  regel¬ 
mässig  obliegende  Verpflichtung,  dem  Versicherer  von  dem  Tode  des 
Versicherten  ungesäumte,  rechtzeitige  Anzeige  zu  machen,  ist  keineswegs, 
wie  etwa  die  Anzeigepflicht  bei  Abschluss  des  Lebensversicherungs -Ver¬ 
trages,  im  Wesen  des  letzteren  begründet.  Sie  erscheint  vielmehr  als 
eine  gesetzliche  oder  vertragsmässige  Pflicht,  welche  dem  Forderungs¬ 
berechtigten  lediglich  im  ausschliesslichen  Interesse  des  Ver¬ 
sicherers  auferlegt  wird.  Die  Verabsäumung  dieser  Pflicht  an  sich 
kann  daher  auch  nicht  den  Verlust  aller  Ansprüche  aus  dem  Versicherungs¬ 
verträge,  sondern  höchstens  die  Verbindlichkeit  zum  Ersätze  des  durch 
die  Nichtanzeige  nachweisbar  erwachsenen  Schadens  nach  sich  ziehen. 
Bezüglich  des  Erfordernisses  der  Rechtzeitigkeit  dieser  Anzeige  ist  dabei 
noch  zu  bemerken,  dass  dieselbe  nicht  schlechthin  nach  dem  Tode  des 
Versicherten  oder  auch  nur  nach  erlangter  Kenntniss  von  diesem  Tode 
bemessen  werden  darf,  sondern  dass  hierzu,  nach  den  Ausführungen  des 
Reichs- Ober-Handels -Gerichts,* 2)  noch  ein  Doppeltes  hinzutreten  muss: 

a.  Die  Wissenschaft  von  Existenz  und  Inhalt  eines  auf  das  Leben 
des  Versicherten  lautenden  Versicherungs -Vertrages,  und  zwar  eine  so 
ausreichende  Wissenschaft,  dass  auf  Grund  derselben  sich  eine  bestimmte 
Ansicht  über  die  Existenz  eines  Versicherungsanspruchs  gewinnen  lässt, 
wozu  unter  Umständen  Kenntniss  von  dem  Inhalte  der  Police  erforderlich 
sein  wird. 

b.  Die  Wissenschaft  von  einem  auf  Grund  des  Versicherungs-Vertrages 
in  der  Person  des  Anzeigepflichtigen,  bezw.  in  denjenigen  Personen,  deren 
Interesse  der  Anzeigepflichtige  rechtlich  zu  wahren  verbunden,  bestehenden 
Forderungsrechte  gegen  den  Versicherer.  Denn  die  Erfüllung  der  Anzeige¬ 
pflicht  kann  selbstverständlich  nur  von  Demjenigen  verlangt  werden, 


*)  Loc.  cit.  §  2115.  —  §§  64 — 69  der  Conc.-Ordn. 

2)  cfr.  Erkenntniss  des  R.-O.-H.-G.  vom  24.  November  1870.  Entscheidungen 
des  R.-O.-H.-G.,  Bd.  I,  108  ff. 
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welcher  weiss,  dass  ein  Anspruch  und  welcher  Anspruch  gegen  die 
Versicherungsgesellschaft  besteht,  sowie  dass  dieser  Anspruch  ihm  zusteht. 

Dementsprechend  bestimmt  auch  §  11  der  allgemeinen  Versicherungs¬ 
bedingungen  des  Vereins  Deutscher  Lebens- Versicherungs-Gesellschaften: 
„Wer  eine  Zahlung  von  der  Gesellschaft  verlangt,  hat  den  Beweis  zu 
fuhren,  dass  die  Umstände  eingetreten  sind,  welche  die  Zahlungsver¬ 
pflichtung  bedingen.  —  Ist  diese  Verpflichtung  davon  abhängig,  dass 
eine  bestimmte  Person  am  Leben  sei,  so  muss  ein  Lebensattest  bei¬ 
gebracht  werden.  Ist  sie  davon  abhängig,  dass  ein  bestimmtes  Ereigniss 
eingetreten  oder  nicht  eingetreten  sei,  so  muss  das  Eine  oder  das  Andere 
glaubhaft  bescheinigt  werden.  —  Wird  die  Todesanzeige  oder  die  Bei¬ 
bringung  der  oben  genannten  Zeugnisse  über  die  angegebenen  Fristen 
hinaus  verzögert,  ohne  dass  der  Nachweis  einer  unverschuldeten 
Behinderung  erbracht  wird,  so  ist  jede  Verpflichtung  der  Gesell¬ 
schaft  aus  der  Police  ohne  Weiteres  erloschen,  und  es  kann  gegen  den 
Eintritt  dieser  Folgen  der  Säumniss  auch  in  keinem  Falle  der  Einwand 
erhoben  werden,  dass  die  Gesellschaft  selbst  die  vorgenannten  Zeugnisse 

und  Nachweise  sich  beschafft  habe.“ 

Was  endlich  die  Form  der  Anzeige  anlangt,  so  ist  in  den  Ver¬ 
sicherungsbedingungen  der  verschiedenen  Gesellschaften  regelmässig 
Schriftform  vorgeschrieben.  Ist  dies  der  Fall,  so  gehört  die  Be¬ 
obachtung  der  Form  auch  zur  Erfüllung  des  Vertrages.  Es  kann  daher 
die  vom  Reichs-Ober-Handels-Gerichte  aufgestellte  Ansicht,  dass  jede, 
also  auch  die  mündliche  Anzeige  genüge,  sobald  dieselbe  nur  in  voll¬ 
kommen  ausreichender  Weise  erfolgte,  nicht  gebilligt  werden. 

II.  Zugleich  mit  der  unter  I.  besprochenen  Verpflichtung  wird  dem 
Forderungsberechtigten  durch  die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen 
in  der  Regel  auch  die  weitere  Verpflichtung  auferlegt,  die  Prämien¬ 
quittung  über  die  zuletzt  fällig  gewesene  Prämie,  einen  von  der  com- 
petenten  Behörde  ausgestellten  Todtenschein,  ferner  ein  beglaubigtes 
Zeugniss  eines  approbirten  Arztes,  der  die  Leiche  besichtigt  hat,  ubei 
den  Befund  der  Leiche  und  die  Ursache  des  Todes,  sowie  endlich  einei 
„genauen“  Bericht  des  behandelnden  Arztes  oder,  wenn  ein  solcher  nich 
zugegen  gewesen,  andere  glaubwürdige  Zeugnisse  über  die  Be 
sichtigung  der  Legie,  über  die  Todesart  und  über  die  Todesursache  bei¬ 
zubringen;  andererseits  aber  der  Versicherungsgesellschaft  das  Rech 
beigelegt,  noch  weitere  Nachweise  und  Erklärungen  fordern  zi 
können,  sofern  sie  die  vorgelegten  Papiere  nicht  für  ausreichend  eracht« 
oder  Bedenken  trage,  die  Zahlungspflicht  anzuerkennen.  Dass  die  hier 
nach  der  Gesellschaft  zustehende  Berechtigung  die  Erfüllung  der  Zahlungs 


pflicht  völlig  in  das  Belieben  derselben  stellt,  sofern  letzteres  sich  nur 
in  die  Forderung  nach  „weiteren  Nachweisen  und  Erklärungen“  hüllt, 
dass  also  dem  Forderungsberechtigten  seine  vertragsmässige  Stellung  als 
Gläubiger  des  Versicherers  dadurch  geradezu  entzogen  wird,  liegt  auf 
der  Hand.  Indessen  kann  diese  Bedingung  im  Streitfälle,  der  Natur  des 
Lebensversicherungsvertrages  entsprechend,  nur  so  interpretirt  werden, 
dass  die  Versicherungsgesellschaft  zwar  zur  Nachforderung  weiterer  Nach¬ 
weise  und  Erklärungen  berechtigt  erscheint,  dass  jedoch  die  entsprechende 
Verpflichtung  des  Forderungsberechtigten  nicht  soweit  geht,  nunmehr 
seinerseits  noch  besondere  Erforschungen  über  Todesursache  etc.  anstellen 
zu  müssen,  dass  es  vielmehr  genügt,  wenn  derselbe  dem  Versicherer  alle 
thatsächlich  festgestellten  Umstände  sowie  die  vorhandenen  und 
ihm  zugänglichen  Beweise  mitgetheilt  hat.1) 

Der  Verein  Deutscher  Lebensversicherungen  hat  die  Unklarheit  der 
eben  erörterten  Versicherungsbedingung  dadurch  vollständig  beseitigt,  dass 
er  in  §  12  der  allgemeinen  Bedingungen  den  Directionen  der  Gesell¬ 
schaften  zwar  das  Recht  vindicirt,  falls  die  vom  Forderungsberechtigten 
beizubringenden  Papiere  zur  Feststellung  des  Thatbestandes  nicht  für 
genügend  befunden  werden,  noch  besondere  Aufklärungen  und  Nach¬ 
weisungen  zu  fordern,  ihnen  jedoch  gleichzeitig  die  Pflicht  auferlegt,  die- 
:  jenigen  Punkte,  deren  weitere  Aufklärung  noch  für  nöthig  erachtet  wird, 
speciell  anzugeben. 

VII.  Nichtigkeit  und  Aufhebung  des  Lebensversicherungs-Vertrages. 

§  22.  Fehlt  es  dem  Lebens  versieh  erungs -Vertrage  an  einem  der  in  den 
§§  6  — 14  d.  A.  besprochenen  wesentlichen  Erfordernisse  desselben,  oder 
'  fehlt  es  an  der  nöthigen  Willensübereinstimmung  der  Contrahenten,  so 
*  kann  der  Vertrag  überhaupt  nicht  zur  Perfection  gelangen;  er  ist  also 
von  vornherein  nichtig. 

II.  Ist  der  Lebensversicherungs -Vertrag  aber  in  der  That  perfect 
geworden,  so  hört  er  seinem  Zwecke  entsprechend  bei  Versicherungen 
auf  den  Todesfall  regelmässig  auch  erst  mit  dem  Tode  des  Versicherten 
auf,  ferner  bei  Versicherungen  auf  den  Lebensfall:  mit  Eintritt  der  ver- 
)'  tragsmässig  bestimmten  Altersgrenze  oder  des  Unfalls,  welcher  die  vor¬ 
zeitige  Arbeits-  bezw.  Erwerbsunfähigkeit  des  Versicherten  herbeiführte. 


*)  cfr.  Erkenntniss  des  R.-O.-H.  -G.  vom  6.  Januar  1871.  Entscheidungen 
Bd.  I,  193. 
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Die  kurzen  Versicherungen  erlöschen  weiter  noch  während  des  Lebens, 
auf  das  sie  lauten,  mit  Ablauf  des  im  Vertrage  stipulirten  Zeitraums. 
Auch  durch  wechselseitige  Einwilligung  kann  der  Lebensversicherungs- 
Vertrag  aufgehoben  werden,  so  insbesondere,  wenn  eine  Versicherung 
durch  ausdrückliche  Erklärung  des  Versicherten  oder  des  rechtmässigen 
Inhabers  seiner  Police  ganz  oder  zum  Theile  aufgegeben  wird. 

Nach  den  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  der  verschiedenen 
Lebensversicherungs-Gesellschaften  genügt  sogar  regelmässig  schon  die 
blosse  Einstellung  der  Prämienzahlung  seitens  des  Versicherungsnehmers 
zur  Aufhebung  des  Vertrages.  Ebenso  finden  sich  in  denselben  meist 
ausführliche  Bestimmungen  über  die  Kündigung  der  Versicherung  seitens 
des  Forderungsberechtigten  und  den  sogenannten  Rückkauf  der  Police 
durch  die  Gesellschaft.  Hinsichtlich  des  letzteren  bestimmt  z.  B.  §  7 
der  allgemeinen  Bedingungen  des  Vereins  Deutscher  Lebens-Versicherungs- 
Gesellschaften:  „Bei  allen  Versicherungen,  welche  eine  Verbindlichkeit 
der  Gesellschaft  zur  Zahlung  der  versicherten  Leistung,  wenn  auch  zu 
einem  ungewissen  Zeitpunkte,  sicher  begründen,  wird  die  Gesellschaft 
auf  den  schriftlichen  Antrag  des  Versicherungsnehmers  unter  Auflösung 
des  Versicherungsvertrages  die  ihr  alsdann  auszuliefernde  Police  zurück¬ 
kaufen,  sofern  die  betreffende  Versicherung  sich  seit  mindestens  drei 
Jahren  ohne  Unterbrechung  in  Kraft  befindet,  und  sofern  der  Antrag 
auf  Rückkauf  mindestens  vierzehn  Tage  vor  dem  nächsten  Fälligkeits¬ 
tage  der  Prämie  bei  der  Direction  der  Gesellschaft  eingegangen  ist.  Als 
Kaufpreis  dafür  gewährt  sie  drei  Viertheile  der  nach  den  von  ihr  an¬ 
genommenen  Grundlagen  der  Berechnung  auf  die  fragliche  Versicherung 
treffenden  Prämien-Reserve  (nicht  der  bezahlten  Prämien).“ 

III.  Das  Allgemeine  Landrecht  bestimmt  hinsichtlich  der  Auf¬ 
hebung  der  Lebens versicherungs -Verträge,  dass  die  Assecuranz  in  dem 
Falle,  wo  der  Versicherte  Umstände,  welche  nach  dem  vernünftigen  Er¬ 
messen  der  Sachverständigen  auf  den  Entschluss  des  Versicherers,  sich 
in  den  Vertrag  einzulassen,  hätten  Einfluss  haben  können,  verschweige, 
unverbindlich  und  die  Prämie  verfallen  sein  solle.  Ferner  soll  der  Ver¬ 
sicherte  während  der  Versicherungszeit  bei  Verlust  seines  Rechts 
nichts  vornehmen  oder  durch  Andere  vornehmen  lassen,  wodurch  die 
Umstände,  unter  denen  die  Versicherung  geschlossen  worden,  zu  des 
Versicherers  Nachtheil  geändert  werden  oder  seine  Gefahr  vergrössert 
wird.  Insbesondere  soll  auch  die  Versicherung  ohne  Weiteres  aufhören, 
wenn  der  Versicherte  ohne  des  Versicherers  Einwilligung  ausser  Europa, 
oder  in  den  Krieg  oder  zur  See  geht,  es  sei  denn,  dass  die  Versicherung 
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ausdrücklich  auf  diese  Fälle  gerichtet  worden.  !)  Nach  den  Ausführungen 
des  R.-O.-H.-G.  ist  dieser  Rechtssatz  mit  der  Verkehrsentwickelung  der 
Neuzeit  schwer  vereinbar,  zu  unbestimmt,  um  als  allgemeine  Norm  zu 
dienen,  und  höchst  gefährdend  für  den  Versicherten,  weil  dessen  freie 
Entschliessung  hinsichtlich  der  Wahl  von  Beruf  und  Aufenthalt  dadurch 
dem  nahezu  uncontrolirbaren  Ermessen  des  Versicherers  preisgegeben 
werde.* 2)  Der  genannte  Gerichtshof  hat  sich  in  Folge  dessen  auch  geradezu 
dahin  ausgesprochen,  dass  der  Bestand  eines  solchen  Rechtssatzes  nicht 
anerkannt  werden  könne,  weil  es  an  Zeugnissen  einer  entsprechenden 

F  Rechtsgewohnheit  gänzlich  fehle,  derselbe  auch  aus  der  Natur  des 
Versicherungsvertrages  nicht  hervorgehe.  Wer  auf  das  Leben  eines 
Menschen  versichere,  möge  immerhin  den  Umfang  der  Gefahr  nach 
dessen  gegenwärtigen  Verhältnissen  calculiren,  allein  er  dürfe  dabei  nicht 
übersehen,  dass  die  nicht  vertragsmässig  genau  begrenzte  Gefahr  einer 
Erweiterung  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  fähig  sei,  und  da  er 
nicht  befugt  sei,  dem  Versicherten  das  Verbleiben  in  der  bisherigen 
Berufsart  und  Beschäftigungsweise  vorzuschreiben,  so  habe  er  auch  die 
durch  solche  Veränderungen  steigende  Gefahr,  soweit  solche  nicht 
vertragsmässig  ausgeschlossen  sei,  in  Rechnung  zu  ziehen.  Ueber 
eine  unrichtige  Gefahrscalculation  dürfe  er  sich  um  so  weniger  beklagen, 
als  es  ihm  ja  freigestanden  habe,  bei  Abschluss  des  Lebensversicherungs- 
Vertrages  nach  Gutdünken  gewisse  Voraussetzungen  für  seine  Haftpflicht 
und  über  den  Umfang  der  letzteren  mit  der  Wirkung  zu  proponiren,  dass 
der  durch  die  Police  nicht  modificirte  Inhalt  der  Versicherungsbedingungen 
schlechthin  gegen  den  Versicherten  gelten  solle. 

Diesen  Ausführungen  lässt  sich  indessen  nicht  beistimmen.  Bei  der 
Mannigfaltigkeit  und  Verschiedenheit  der  Momente,  welche  die  Gefahr 
beim  Vertragsabschlüsse  und  während  der  Vertragsdauer  beeinflussen 
können,  ist  es  einmal  geradezu  unmöglich,  dieselben  zu  präcisiren  und 
sämmtlich  aufzuzählen.  Die  Redactoren  des  Allgemeinen  Landrechts 
haben  dies  auch  sehr  wohl  gewusst  und  sich  deshalb  mit  der  Aufstellung 
des  in  Rede  stehenden  allgemeinen  Rechtsgrundsatzes  begnügt.  Weiter 
aber  ist  in  Erwägung  zu  ziehen,  dass  der  ganzen  Natur  des  Lebensver- 
sicherungs  -  Vertrages  entsprechend  bei  dem  Abschlüsse  desselben  als 
wesentliches  Erforderniss  eine  genau  bestimmte  Gefahr  vorhanden  sein 
muss,  weil  sich  die  Höhe  der  Prämie  nach  der  Grösse  dieser  Gefahr, 


2)  Allgem.  Landrecht  II  8,  §§  2026,  2117  und  2152. 

2)  cfr.  Erkenntniss  vom  3.  Januar  1873.  Entscheidungen  des  R.-O.-H.-G. 
Bd.  VIII,  304  ff. 


d.  h.  der  Höhe  der  Versicherungssumme  einerseits  und  der  wahrschein¬ 
lichen  Lebensdauer  des  Versicherten  andererseits,  richtet,  und  dass  bei 
der  Berechnung  der  Lebensdauer  insbesondere  das  Alter,  der  Gesund¬ 
heitszustand,  der  Beruf  und  die  klimatischen  Verhältnisse 
des  Wohnorts  als  wesentliche  Factoren  in  Betracht  kommen. 
Hieraus  ergiebt  sich  von  selbst,  dass  der  Versicherer  keineswegs  die 
Verpflichtung  übernimmt,  bei  Eintritt  des  Schadensfalles  unter  allen 
Umständen  die  Versicherungssumme  zu  zahlen,  sondern  dass  er  zur 
Zahlung  nur  dann  verbunden  ist,  sobald  der  Schadensfall  unter  den  ver¬ 
einbarten  Umständen  eingetreten  ist.  Jede  Aenderung  dieser  Um¬ 
stände  muss  nothwendig  einen  Einfluss  auf  die  Verbindlichkeiten  beider 
Theile  äussern,  und  ebenso,  wie  bei  einer  Verminderung  der  Vertrags¬ 
gefahr  der  Versicherungsnehmer  für  berechtigt  erachtet  werden  muss, 
eine  Ermässigung  der  von  ihm  zu  zahlenden  Prämie  zu  beantragen,  wird 
ihm  im  Falle  der  Gefahrserhöhung  die  Verpflichtung  obliegen,  hiervon 
dem  Versicherer,  dessen  Haftpflicht  sich  ja  auf  jene  nicht  miterstreckt, 
Nachricht  zu  geben  und  ihm  anheimzustellen,  vom  Vertrage  zurückzutreten, 
oder  denselben  gegen  eine  der  Gefahrsvermehrung  entsprechend  höhere 
Prämie  fortzusetzen.  Kommt  er  dieser  Verpflichtung  nicht  nach,  so  ist 
der  Vertrag  mit  dem  Eintritte  der  Gefahrserhöhung  ohne  Weiteres  als 
aufgehoben  anzusehen,  und  es  kann  keine  Rede  mehr  davon  sein,  dass 
der  Versicherer  für  den  erst  nach  der  Gefahrserhöhung  eintretenden 
Schadensfall  zu  haften  habe.  Dasselbe  muss  von  dem  Falle  gelten, 
wo  beide  Theile  erst  nach  dem  Eintritte  der  Veränderung  von  letzterer 
Kenntniss  erhalten,  und  der  Versicherer  demnächst  die  Erklärung  abgiebt, 
dass  er  sich  an  den  Vertrag  nicht  mehr  für  gebunden  halte.  *)  Nur  für 
den  Fall,  dass  der  Versicherer  nach  erlangter  Kenntniss  von  den  einge¬ 
tretenen  Veränderungen  keine  Erklärung  abgiebt,  muss  angenommen 
werden,  dass  er  den  Vertrag  fortzusetzen  wünsche,  weil  er  mit  Rücksicht 
auf  das  offenbare  Interesse,  welches  der  Versicherungsnehmer  daran  hat, 
seine  Entschlüsse  zu  erfahren,  dem  Letzteren  gegenüber  stets  die  Ver¬ 
pflichtung  hat,  bei  jeder  eintretenden  Veränderung  sich  über  die  Fort¬ 
setzung  oder  Aufhebung  des  Vertrages  zu  erklären. 

Die  allgemeinen  Bedingungen  des  Vereins  Deutscher  Lebensver¬ 
sicherungs-Gesellschaften  entsprechen  diesen  Ausführungen  vollständig; 
denn  §  6  derselben  bestimmt:  „Jede  Veränderung,  welche  während  der 


!)  Der  Versicherer  wird  dann  allerdings  in  Ermangelung  entgegenstehender 
Vertragsbedingungen  regelmässig  die  bereits  erhaltenen  Prämien  verhältnissmässig 
zurückzuzahlen  haben. 


Dauer  der  Versicherung  in  den  Verhältnissen,  namentlich  in  der  Be¬ 
schäftigung  oder  der  Berufsart  des  Versicherten  eintritt  und  nach  dem 
Ermessen  Sachverständiger  geeignet  ist,  das  Leben  oder  die  Gesundheit 
des  Versicherten  einer  erhöhten  Gefahr  auszusetzen,  muss  der  Direction 
der  Gesellschaft  vor  dem  Eintritte  der  Veränderung  schriftlich  unter 
Einreichung  der  Police  durch  den  Versicherungsnehmer  angezeigt  werden. 
Die  Gesellschaft  entscheidet  darüber,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen 
sie  die  Versicherung  fortsetzen  will,  ohne  zur  Angabe  von  Gründen  für 
ihre  Entscheidung  verpflichtet  zu  sein.  .  .  .  Unterbleibt  die  rechtzeitige 
Anzeige  einer  Veränderung,  welche  nach  dem  Vorstehenden  anzuzeigen 
war,  oder  wird  die  Fortsetzung  der  Versicherung  unter  den  veränderten 
Verhältnissen  von  der  Gesellschaft  abgelehnt  oder  mit  der  letzteren  bis 
zum  Eintritt  der  Veränderung  nicht  vereinbart,  so  ist  mit  dem  Eintritt 
der  Veränderung  die  Versicherung  erloschen,  und  für  die  Zwischenzeit 
etwa  in  der  ursprünglichen  Höhe  gezahlte  Prämien  haben  irgend  eine 
Gegenverpflichtung  der  Gesellschaft  nicht  zur  Folge,  werden  vielmehr 
zurückgezahlt.  Die  Gesellschaft  wird  aber  in  diesem  Falle  die  nach  der 
von  ihr  aufgenommenen  Grundlage  ihrer  Berechnungen  auf  die  bezüg¬ 
liche  Versicherung  treffende  volle  Reserve  (§7)  auszahlen,  vorausgesetzt, 
dass  der  Anspruch  hierauf  innerhalb  sechs  Monaten  von  dem  Zeitpunkte 
ab,  an  welchem  die  die  Aufhebung  der  Versicherung  veranlassende  Ver¬ 
änderung  eintrat,  bei  der  Direction  der  Gesellschaft  erhoben  und  be¬ 
gründet  wird.“ 

Nach  der  weiteren  Vorschrift  des  Allgemeinen  Landrechts  soll 
übrigens  für  diejenigen  Fälle,  wo  der  Versicherte  noch  bei  Zeiten  dem 
Versicherer  von  einem  derartigen  Vorhaben  Nachricht  giebt,  für  die 
noch  nicht  abgelaufene  Versicherungszeit  das  Ristorno  stattfinden,  d.  h. 
der  Versicherer  soll  verpflichtet  sein,  dem  Versicherungsnehmer  nach 
Abzug  von  72  pCt.  des  Versieh erungscapitals  oder,  falls  die  Prämie  selbst 
nicht  über  2  pCt.  desselben  beträgt,  von  einem  Viertel  der  Prämie  die  bereits 
erhaltene  Prämiensumme  zurückzuzahlen.1)  Practischen  Werth  aber  hat 
diese  Bestimmung  schon  um  deswillen  nicht,  weil  die  Versicherungs¬ 
bedingungen  der  verschiedenen  Lebensversicherungs-Gesellschaften  für  die 
oben  gedachten  Fälle  regelmässig  ausführliche  Vorschriften  enthalten, 
wonach  die  Gesellschaft  sich  verpflichtet,  entweder  das  vermehrte  Risico 
gegen  eine  entsprechende  Zusatzprämie  zu  übernehmen,  oder  die  Police 
zurückzukaufen,  oder  auch  die  Versicherung  für  die  Zeitdauer  der  er¬ 
höhten  Gefahr  nur  zu  suspendiren,  so  dass  dieselbe  nach  Beendigung  des 


!)  cfr.  Theil  H  Titel  8,  §§  2153,  2333  —  2335,  2344. 
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die  Suspension  veranlassenden  Verhältnisses,  sofern  die  physischen  und 
socialen  Verhältnisse  des  Versicherten  inzwischen  keine  durchgreifende 
Aenderung  erfahren  haben,  zur  alten  Prämie  wieder  in  Kraft  gesetzt 
werden  kann. 

Was  endlich  die  Gefahrserhöhung  bei  Versicherungen  auf  fremdes 
Leben  anlangt,  so  bestimmt  das  Allgemeine  Landrecht,1)  dass  der  Ver¬ 
sicherer  für  den  Fall,  dass  jene  ohne  Zuthun  des  Versicherungsnehmers 
erfolgt  sei,  an  den  Vertrag  gebunden  bleibe. 


VIII.  Die  sogenannten  Ungiltigkeitsclauseln  in  den  allgemeinen  Versicherungs¬ 
bedingungen  der  Lebensversicherungs-Gesellschaften. 

§  23.  Ausser  den  aus  der  Natur  des  Lebensversicherungs-Vertrages 
hervorgehenden  und  im  §  22  besprochenen  Gründen,  welche  die  Aufhebung 
desselben  herbeiführen,  enthalten  die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen 
der  verschiedenen  Lebens-Versicherungs-Gesellschaften  regelmässig  noch 
eine  Reihe  von  Bestimmungen,  nach  welchen  der  Vertrag  bei  Eintritt 
gewisser  Voraussetzungen  seine  sofortige  Lösung  finden  soll.  Es  sind 
dies  die  sogenannten  cassatorischen  oder  Ungiltigkeitsclauseln. 
Dieselben  beziehen  sich  insbesondere  auf  die  von  dem  Versicherungs¬ 
nehmer  bei  Abschluss  des  Vertrages  abgegebenen  unrichtigen  Angaben 
und  Erklärungen,  ferner  auf  die  von  dem  Forderungsberechtigten  in  den 
behufs  Erhebung  der  Versicherungssumme  eingereichten  Schriftstücken 
und  Zeugnissen  abgegebenen  unrichtigen  Angaben  sowie  auf  etwaige 
Fälschungen  der  gedachten  Atteste  oder  Schriftstücke  und  endlich  auf 
diejenigen  Fälle,  in  denen  der  Tod  des  Versicherten  durch  den  Forderungs¬ 
berechtigten  herbeigeführt  oder  beschleunigt,  oder  in  Folge  Selbstmordes, 
Duells,  liederlichen  Lebenswandels,  schwerer  Gefängniss-  und  Leibesstrafe 
oder  durch  die  Hand  der  Gerechtigkeit  erfolgt  ist.  Unter  diesen  Clauseln 
sind  namentlich  die  folgenden  hervorzuheben,  da  sie  vielfach  Veranlassung 
zu  Streitigkeiten  zwischen  dem  Versicherungsnehmer,  bezw.  Forderungs¬ 
berechtigten,  und  dem  Versicherer  geboten  haben. 

1)  Die  Clausel:  Dass  die  Versicherung  ungiltig  sei, 
sofern  der  Versicherungsnehmer  wissentlich  falsche 
Angaben  gemacht,  sowie  relevante  Umstände,  z.  B. 
frühere  Krankheiten,  bei  der  Ausfüllung  des  Frage¬ 
bogens  verschwiegen  habe. 


!)  cfr.  loc.  cit.  §  2154, 


Es  giebt  weder  einen  Rechtssatz  noch  ein  Gewohnheitsrecht  des  In¬ 
halts,  dass  nur  wissentlich  falsche  Angaben  des  Versicherungsnehmers 
den  Verlust  des  Anspruchs  zur  Folge  haben  sollen.  Nach  der  ganzen 
Natur  des  Versicherungsvertrages,  dem  Zwecke  der  Anzeigepflicht  und 
allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  muss  vielmehr,  wie  bereits  im  §  15  dieser 
Abhandlung  näher  erörtert  wurde,  angenommen  werden,  dass  jede  objectiv 
unrichtige  Beantwortung  einer  Frage  die  Nichtigkeit  des  Lebensversiche¬ 
rungs-Vertrages  nach  sich  zieht.  Bei  dem  Mangel  einer  diesbezüglichen 
gesetzlichen  Vorschrift  steht  es  natürlich  den  Contrahenten  frei,  die  Folgen 
unrichtiger  Angaben  in  dem  Vertrage  festzusetzen,  und  so  findet  sich  denn 
bei  verschiedenen  Versicherungsgesellschaften  die  Eingangs  erwähnte,  für 
den  Versicherungsnehmer  ungemein  günstige  Clausel.  Die  Wortfassung 
derselben,  sowie  der  Umstand,  dass  die  Versicherungsbedingungen  der 
betreffenden  Gesellschaften  regelmässig  noch  den  Zusatz  enthalten,  dass 
aus  Irrthum  veranlasste  unrichtige  Aussagen  nur  einen  theilweisen 
Verlust  des  Anspruchs  aus  dem  Versicherungsverträge  herbeiführen  sollen, 
spricht  offenbar  dafür,  dass  der  Verlust  aller  Rechte  nur  für  den  Fall 
angedroht  wird,  wenn  der  Versicherungsnehmer  absichtlich  die  Wahrheit 
unterdrückt  hat,  also  wenn  derselbe  sich  bei  Ausfüllung  des  Fragebogens 
bewusst  sein  konnte  und  musste,  dass  er  entweder  unrichtige  Angaben 
bewirke  oder  wahre  Thatsachen  verschweige.  Es  sei  daher,  wie  das 
R.-O.-H.-G.  bemerkt,1)  in  diesem  Falle  ganz  unzulässig,  die  grobe  Fahr¬ 
lässigkeit  dem  dolus  gleichzustellen,  da  eine  solche  Gleichstellung  einmal 
ein  Abgehen  vom  Versicherungsverträge  bedeute,  weiter  aber  dieser 
Grundsatz  auch  nach  allgemeinen  Rechtsregeln  nur  da,  wo  es  sich  um 
eine  Verletzung  bestehender  Obligationen  handele,  nicht  aber,  wenn, 
wie  hier,  die  Eingehung  von  Verbindlichkeiten  in  Frage  stehe,  der  rich¬ 
tigen  Meinung  nach  anzuwenden  sei. 

2)  Die  Clausel:  Dass  die  Versicherung  ungiltig  sei,  wenn 
zur  Zeit  des  Unfalls  die  Prämie  noch  nicht  gezahlt 
worden  sei. 

In  dem  Erkenntniss  des  R.-O.-H.-G.  vom  13.  October  1874  hat  diese 
Clausel  folgende  Auslegung  erfahren:  „War  Kläger  an  der  Ein¬ 
lösung  der  Police  durch  einen  von  ihm  nicht  zu  vertretenden  Umstand 
verhindert,  so  erscheint  es  gleichgiltig,  ob  die  Prämie  ohne  Aufforde¬ 
rung  im  Domicil  des  Agenten  entrichtet  werden  muss,  da  die  Prämien- 


*)  cfr.  Erkenntniss  vom  26.  Januar  1872.  Entscheidungen  Bd.  V,  64  ff.  — 
Puchta,  „Pandecten“  §  265. 
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Zahlung  nur  gegen  Aushändigung  der  Police  und  Prämienquittung  zu 
erfolgen  hat.  Bei  perfectem  Versicherungsverträge  treffen  die  vertrags- 
mässigen  Nachtheile  unterlassener  Prämienzahlung  den  Versicherten 
nicht,  sofern  diese  Unterlassung  ihren  Grund  in  dem  Verhalten  des 
Versicherers  oder  seines  mit  der  Entgegennahme  der  Prämie  be¬ 
trauten  Agenten  hat.“ 

3)  Die  Clausel:  Dass  die  Versicherung  erlösche,  falls 
die  Prämie  nicht  rechtzeitig  gezahlt  werde. 

Wenn  man  berücksichtigt,  dass  kein  Vertrag  so  sehr,  wie  gerade 
der  Lebensversicherungs -Vertrag  auf  die  gegenseitige  Treue  und  Redlich¬ 
keit  der  Vertragsschliessenden  gegründet  ist,  dass  es  dem  Versicherer 
durch  die  verschiedenartigsten  Verhältnisse  ungeheuer  erschwert  wird, 
sich  genügend  vor  Betrügereien  seitens  des  Versicherungsnehmers  zu 
sichern,  so  erscheint  es  als  ganz  selbstverständlich,  dass  er  an  denVertrag 
sich  nur  dann  gebunden  wissen  will,  wenn  Letzterer  pünktlich  den  über¬ 
nommenen  Verpflichtungen  nachkommt.  Die  vorstehende  Clausei  quali- 
ficirt  sich  daher  in  gleicher  Weise,  wie  alle  übrigen  die  Erfüllung 
bestimmter  „Förmlichkeiten“  bei  Strafe  des  Verlustes  der  Entschädigungs¬ 
ansprüche  vorschreibenden  Vertragsbestimmungen  als  eine  Resolutiv¬ 
bedingung.  Erfolgt  demgemäss  die  Zahlung  der  Prämie  nicht  innerhalb 
der  vertragsmässigen  Frist,  so  ist  der  Lebensversicherungs -Vertrag,  ohne 
dass  es  einer  vorgängigen  Anzeige  oder  Erklärung  seitens  des  Versicherers 
an  den  Versicherungsnehmer  bedarf,  ohne  Weiteres  als  vollkommen 
aufgelöst  anzusehen. 

Hiermit  stimmt  auch  das  Allgemeine  Landrecht  vollständig  überein, 
denn  es  knüpft  die  Folgen  des  Verzugs  an  die  blosse  Thatsache  und  lässt 
nur  unter  gewissen  Umständen  eine  Entschuldbarkeit  eintreten,  insbe¬ 
sondere  im  Falle  der  Unmöglichkeit  der  Leistung.  0 

Trotzdem  erklärte  das  R.-O.-H.-G.  in  den  Erkenntnissen  vom 
11.  März  und  4.  April  1873,  dass  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen 
des  Versicherungsrechts  und  der  üblichen  Fassung  der  allgemeinen  Ver¬ 
sicherungsbedingungen:  „Für  die  Zahlung  der  ferneren  Prämie  ist  eine 
Frist  von  30  Tagen  gestattet,  innerhalb  deren  die  am  Verfalltage  ver¬ 
säumte  Zahlung  nachgeholt  werden  kann“,  offenbar  nicht  das  blosse 
Factum  der  unterlassenen  Prämienzahlung,  sondern  nur  der  schuldbare 
Verzug  mit  dem  Verluste  des  Versicherungsanspruches  bedroht  sei;  die 
Folge  der  Rechtsverwirkung  knüpfe  sich  nicht  an  den  objectiven  Umstand 


i)  cfr.  Theil  I  Tit.  16,  §§  15,  16,  26.  —  Puchta,  „Pandecten“  §  268. 
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der  unterbliebenen,  sondern  an  den  zugleich  subjectiven  Umstand  der 
versäumten.  Zahlung.  In  einem  späteren  Erkenntnisse  hat  sich  der 
genannte  Gerichtshof  indessen  der  hier  vertretenen  Ansicht  ange¬ 
schlossen.  0 

Die  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  der  verschiedenen  Lebens¬ 
versicherungs-Gesellschaften  verbinden  mit  der  in  Rede  stehenden  Clausei 
regelmässig  die  Bestimmung,  dass  im  Falle  einer  derartigen  Auflösung 
des  Vertrages  dem  Versicherungsnehmer  derjenige  Betrag,  den  die  Gesell¬ 
schaft  bei  einem  Rückkäufe  der  Police  zu  zahlen  haben  würde,  aus¬ 
gezahlt  oder  auch  eine  mehrmonatliche  Restitutionsfrist  gewährt  werden 
soll,  innerhalb  deren  der  Versicherungsnehmer  die  erloschene  Versicherung 
unter  Beibringung  neuer  Nachweise  darüber,  dass  die  Gesundheitsver¬ 
hältnisse  des  Versicherten  keine  nachtheilige  Veränderung  erlitten  haben, 
sowie  durch  Nachzahlung  der  rückständigen  Prämie  nebst  Zinsen  und 
einer  in  gewissen  Procenten  der  Versicherungssumme,  bezw.  der  Jahres¬ 
prämie,  bestehenden  Conventionalstrafe  durch  die  Gesellschaft  wieder  in 
Kraft  setzen  lassen  kann. 

4)  Die  Clausel,  dass  der  Versicherungsvertrag  aufge¬ 
hoben  sei,  wenn  der  Versicherte  sein  Leben  in  Folge 
Selbstmordes  verliere. 

Obwohl  bei  einem  Selbstmorde  des  Versicherten,  wie  bereits  in 
§  14  d.  A.  erörtert  wurde,  ohnehin  von  einer  Haftpflicht  des  Versicherers 
nicht  die  Rede  sein  kann,  weil  nach  der  Natur  des  Lebensversicherungs- 
Vertrages  der  Schadensfall  nur  durch  den  Zufall  herbeigeführt  sein 
darf,  das  Gebiet  des  Zufalls  aber  immer  erst  da  beginnt,  wo  das  der 
Verschuldung  auf  hört,  so  finden  wir  doch  regelmässig  in  den  allgemeinen 
Versicherungsbedingungen  der  einzelnen  Gesellschaften  die  vorgedachte 
Clausel.  Dieselbe  umfasst  offenbar  nur  die  bewusste  Selbsttödtung, 
nicht  aber  auch  die  Selbstentleibung  in  Folge  unwiderstehlichen  Zwanges 
oder  die  willenlose  Selbsttödtung.  Denn  zum  Morde  gehört  eine  Absicht 
und  diese  wird  durch  die  völlige  Unzurechnungsfähigkeit  des  Handelnden 
ausgeschlossen.  Darauf,  dass  ein  Verschulden  des  Betreffenden  hinzu¬ 
kommen  müsse,  um  den  Verlust  des  Versicherungsanspruches  herbeizu¬ 
führen,  deute,  wie  das  R.-O.-H.-G.  bemerkt,* 2)  nicht  nur  der  gewöhnliche 


Bd.  IX,  370  ff.,  380  ff.  der  Entscheid,  des  R.-O.-H.-G.  —  contra  Erkenntniss 
des  R.-O.-H.-G.  vom  4.  November  1874.  Entscheid.  Bd.  XIV,  431  ff. 

2)  cfr.  Erkenntniss  vom  15.  October  1875.  Entscheid,  des  R.-O-H.-G.  Bd.  XVHI. 
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Sprachgebrauch  hin,  sondern  es  spreche  dafür  auch  der  Umstand,  dass 
die  Policebedingungen  diesen  Fall  regelmässig  in  Verbindung  mit  den 
Fällen  des  Verlustes  des  Lebens  im  Zweikampfe  oder  in  Folge  richter¬ 
lichen  Spruchs  und  insbesondere  bei  der  absichtlichen  Tödtung  durch 
den  Begünstigten  erwähnen,  also  für  ein  dem  Selbstmorde  analoges  Ver¬ 
hältnis  ebensowohl  die  Fahrlässigkeit  als  den  Zufall  ausschliessen. 

Die  auf  diese  Clausel  bezügliche  Bestimmung  der  Versicherungs¬ 
bedingungen  des  V ereins  Deutscher  Lebensversicherungs-Gesellschaften  lautet 
folgendermaassen:  §  9  d.  „Dieser  Versicherungsvertrag  ist  ohne  Weiteres 
aufgehoben  mit  der  Wirkung,  dass  jede  Verpflichtung  der  Gesellschaft 
zur  Zahlung  der  versicherten  Gelder  erloschen  ist  und  ihr  alle  bezahlten 
Prämien  verfallen  sind,  wenn  der  Versicherte,  gleichgiltig,  aus  welchem 
Grunde,  und  gleichgiltig,  ob  in  zurechnungsfähigem  oder  in  unzurechnungs¬ 
fähigem  Zustande,  sich  selbst  das  Leben  genommen  oder  durch  versuchte 
Selbstentleibung  einen  Nachtheil  für  seine  Gesundheit  zugefügt  hat  .  .  . 

§  10.  Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich  in  diesem  Falle,  die  nach 
der  von  ihr  angenommenen  Grundlage  ihrer  Berechnungen  auf  die  bezüg¬ 
liche  Versicherung  treffende  volle  Reserve  auszuzahlen  etc.w 


IX.  Die  Verjährung  des  Anspruchs  aus  dem  Lehensversichcrungs  -  Vertrage 
und  die  Pracclusivfristen  zur  Geltendmachung  dieses  Anspruchs  in  den  allge¬ 
meinen  Bedingungen  der  verschiedenen  Versicherungsgesellschaften. 

§  24.  Nach  der  Vorschrift  des  Allgemeinen  Landrechts  *)  beginnt 
die  Verjährung  des  Anspruchs  aus  dem  Lebens versicherungs -Vertrage 
mit  dem  Zeitpunkte,  wo  der  Schaden  soweit  liquid  geworden,  dass  die 
Anstellung  der  Klage  möglich  war,  und  zwar  sollen  die  Forderungs¬ 
ansprüche  binnen  sechs  Monaten  von  diesem  Zeitpunkte  ab  geltend 
gemacht  werden;  auch  soll  der  Lauf  der  Verjährung  nur  durch  Klage¬ 
erhebung  seitens  des  Forderungsberechtigten  oder  durch  ein  schriftliches 
Erbieten  des  Versicherers  zur  Zahlung  einer  Entschädigung  unterbrochen 
werden  können.  Der  Zeitraum,  während  welches  zwischen  den  Interessenten 
Vergleichsverhandlungen  schweben,  darf  dabei  in  den  Lauf  der  Verjährung 
nicht  mit  eingerechnet  werden.  Wirkung  der  Verjährung  ist  das  Erlöschen 
des  Anspruchs,  also  nicht  bloss  die  Vermuthung,  dass  er  getilgt  worden  sei. 

Practischen  Werth  haben  die  angeführten  Bestimmungen  nicht,  da 
die  Versicherungsbedingungen  der  verschiedenen  Lebens versicherungs- 


i)  cfr.  Theil  II  Tit.  8,  §§  2352  —  2356. 


Gesellschaften  durchgängig  Vorschriften  enthalten,  wonach  der  Forderungs¬ 
berechtigte  bei  Verlust  seines  Rechts  verpflichtet  ist,  dasselbe  binnen  einer 
bestimmten  kürzeren  Frist  bei  dem  competenten  Gerichte  geltend  zu 
machen.  Der  Grund  dieser  Vorschriften  ist  lediglich  der,  dass  die  Gesell¬ 
schaften  im  Interesse  ihres  meist  sehr  umfangreichen  Geschäftsbetriebes 
zu  einer  schnellen  Abwickelung  der  bei  Auflösung  der  Verträge  ihnen 
erwachsenden  Geschäfte  gezwungen  sind,  ferner  aber  auch  nur  durch 
strictes  Festhalten  an  den  vereinbarten  kurzen  Fristen  in  den  Stand  ge¬ 
setzt  werden,  sich  vor  Betrügereien  insbesondere  vor  Verdunkelungen  des 
Thatbestandes  seitens  des  Forderungsberechtigten  einigermaassen  sicher 
zu  stellen.  Die  Verpflichtung  zur  Innehaltung  der  gedachten  Fristen 
kennzeichnet  sich  daher  nicht  als  eine  dem  Forderungsberechtigten  in 
Gemässheit  des  Vertrages  obliegende  Leistung,  sondern  als  eine  Vertrags¬ 
stipulation,  welche  das  Forderungsrecht  selbst  in  bestimmte  zeitliche 
Schranken  bannt  und  festsetzt,  dass  nach  Ablauf  des  Zeitraums  jede 
gerichtliche  Geltendmachung  des  Forderungsrechts  ausgeschlossen  bleibt. 
Es  handelt  sich  also,  kurz  gesagt,  um  einfache  Praeclusivfristen, 
und  zwar  beginnen  dieselben  bei  den  Versicherungen  auf  den  Todesfall 
mit  dem  Todestage  des  Versicherten,  bei  Versicherungen  auf  Zahlung 
eines  Capitals  beim  Eintritte  eines  bestimmten  Zeitpunktes  mit  dem  Ein¬ 
tritte  desselben. 

Das  R.-O.-H.-G.  hat  hinsichtlich  des  Characters  dieser  Fristen  längere 
Zeit  zu  keiner  constanten  Praxis  kommen  können.  Während  es  in  dem 
Erkenntnisse  vom  24.  Juni  1871 0  dieselben  als  in  der  Natur  des  Ver¬ 
sicherungsvertrages  begründet  bezeichnete,  erklärte  es  kurz  darauf,  es 
lasse  sich  aus  der  nackten  Thatsache  allein,  dass  der  Forderungsberechtigte 
seine  Ansprüche  nicht  innerhalb  der  in  den  Versicherungsbedingungen 
festgesetzten  Frist  geltend  gemacht  habe,  in  keinem  Falle  unbedingt  und 
ohne  Weiteres  die  Ausschliessung  des  Klägers  mit  seinem  Ansprüche  auf 
Entschädigung  folgern.  Vielmehr  entspreche  der  präsumtiven  Intention 
der  Paciscenten,  der  Billigkeit  und  der  bona  fides  die  Annahme,  dass 
nur  eine  verschuldete  Versäumung  der  stipulirten  Frist  den  Rechts¬ 
verlust  zur  Folge  haben  solle,  dass  also  in  jedem  einzelnen  Falle  zu 
untersuchen  sei,  ob  und  inwieweit  dem  Forderungsberechtigten  durch 
unverschuldete  Umstände  die  Geltendmachung  seiner  Ansprüche  innerhalb 
der  Frist  unmöglich  gemacht  oder  erschwert  worden  sei.* 2)  In  dem  Er- 


!)  cfr.  Entscheid,  des  R.-O.-H.-G.  Bd.  III. 

2)  cfr.  Erkenntniss  des  R.-O.-H.-G.  vom  25.  November  1871.  Entscheidungen 
Bd.  IV,  63  ff. 
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kenntnisse  vom  15.  Januar  1873  0  gelangte  dann  wieder  die  entgegen¬ 
gesetzte  Ansicht  zur  Geltung,  wonach  dem  Versicherer  gegenüber  nur 
die  Thatsache  in  Betracht  kommen  soll,  dass  die  Klage  nicht  (recht¬ 
zeitig)  eingereicht  sei,  um  in  den  Erkenntnissen  vom  18.  Januar  1873 
und  vom  26.  November  1873  von  neuem  der  Ansicht  Platz  zu  machen, 
dass  nach  dem  Zwecke  des  Versicherungsinstituts  und  dem  vernünftigen 
Willen  der  Contrahenten  davon  auszugehen  sei,  dass  eine  unverschuldete 
Versäumung  der  stipulirten  Frist  die  Verwirkung  des  Anspruchs  des 
Versicherten  nicht  nach  sich  ziehen  solle.2)  In  den  nach  dieser  Zeit 
ergangenen  Entscheidungen  hat  sich  der  genannte  Gerichtshof,  wie  es 
scheint,  endgiltig  der  hier  vertretenen  Ansicht  angeschlossen.3) 

Die  diesbezüglichen  Bestimmungen  in  den  allgemeinen  Bedingungen 
des  Vereins  Deutscher  Lebensversicherungs-Gesellschaften  lauten  folgender- 
maassen:  §  16.  „Alle  von  der  Gesellschaft  zu  leistenden  Zahlungen 
müssen  binnen  zwei  Jahren  nach  dem  Eintritte  des  die  Zahlungspflicht 
der  Gesellschaft  bedingenden  Zeitpunktes  eingefordert  und  erhoben  und, 
wenn  die  Zahlung  verweigert  wird,  binnen  drei  Monaten  nach  erklärter 
Weigerung  durch  Beschreiten  des  Rechtsweges  eingeklagt  und  von  Er¬ 
hebung  der  Klage  an  bis  zur  Erwirkung  eines  rechtskräftigen  Erkenntnisses 
verfolgt  werden,  widrigenfalls  jeder  Anspruch  an  die  Gesellschaft  erlischt, 
ohne  dass  dieselbe  zu  irgend  einer  Vergütung  für  die  empfangenen  Prämien 

verpflichtet  ist .  Die  blosse  Anmeldung  der  Klage  unterbricht 

die  für  Beschreitung  des  Rechtsweges  vorgeschriebenen  Fristen  nicht.“ 

X.  Sammlung  der  vom  Reichs -Ober -Handels -Gericht  aufgcstellten  Rechts¬ 
grundsätze  über  den  Lehensversicherungs  -  Vertrag. 

ad  §  2.  §25.  1.  Die  Lehensversicherungs- Verträge  gehören  nach  Preussischem 

Recht  nicht  zu  denjenigen  Verträgen,  deren  Gegenstand  ein  Thun  bildet, 
sondern  zu  den  gewagten  Geschäften.  Sie  unterliegen  daher  nicht  dem 
einseitigen  Rücktrittsrecht. 

—  Erkenntnisse  des  R.-O.-H.-G.  vom  20.  Februar  1872.  Entsch. 

Bd.  V.  167  —  vom  22.  Januar  1875.  Entsch.  Bd.  XVI,  61.  — 
a(l  §  4.  2.  Die  Clausei:  „Die  Versicherung  werde  erst  durch  gehörig  geleistete 

Prämienzahlung  giltig“,  hat  die  Bedeutung  der  resolutiv  bedingenden 
lex  commissoria.  Die  Nichtzahlung  der  Prämie  ist  eine  Verletzung  der 

*)  cfr.  Entscheid,  des  R.-O.-H.-G.  Bd.  IX. 

2)  cfr.  Entscheid,  des  R.-O.-H.-G.  Bd.  IX  und  Bd.  XI. 

3)  cfr.  die  Erkenntnisse  des  R.-O.-H.-G.  vom  20.  Januar  1874.  Entscheid. 
Bd.  XIII  —  und  vom  9.  October  1874,  Repert.  No.  38,  Entscheid.  Bd.  XV. 
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aus  dem  beiderseits  bindenden  perfecten  Vertrage  obliegenden  Vertrags¬ 
pflicht  —  sie  berechtigt,  aber  verpflichtet  den  Versicherer  nicht,  sich 
einseitig  vom  Vertrage  loszusagen. 

—  Erkenntniss  vom  13.  Februar  1872.  Entsch.  Bd.  V,  118.  — 

3.  Die  Zustellung  und  Annahme  der  Police  gehört  nicht  zur  Perfection 
des  Versicherungsvertrages,  auf  erstere  und  Zahlung  der  Prämie  hat  der 
Versicherer  einen  klagbaren  Anspruch. 

—  Erkenntniss  vom  4.  April  1873.  Entsch.  Bd.  IX,  386.  — 

4.  Eine  rigoristische  und  lediglich  den  Wortlaut  beachtende  Auslegung  ad  §  5. 
der  sogenannten  Policebedingungen,  namentlich  derjenigen,  welche  dem 
Versicherungsnehmer  die  Erfüllung  gewisser  Förmlichkeiten  bei  Strafe 

der  Verwirkung  seiner  Ansprüche  auferlegen,  widerstreitet  dem  Zwecke 
des  Versicherungs- Instituts  wie  dem  vernünftigen  Willen  redlicher 
Contrahenten. 

—  Erkenntnisse  vom  4.  April  1871  und  29.  November  1871.  Entsch. 

Bd.  II,  183  —  und  vom  30.  October  1873.  Entsch.  Bd.  XI,  272. — 

5.  Ungenau  redigirte  Vertragsbestimmungen  sind  im  Zweifel  gegen 
den  Versicherungsgeber  auszulegen.  Sind  Umfang  und  Grenzen  der  Haft¬ 
pflicht  nicht  genau  in  der  Police  fixirt,  so  ist  gegen  die  Versicherungs- 
Gesellschaft  zu  interpretiren. 

—  Erkenntnisse  vom  21.  November  1871  und  8.  März  1872.  Entsch. 

Bd.  IV.  59,  V.  243.  — 

6.  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit,  wenngleich  mit  ad  §  7. 
vorschussweise  zu  leistender  Prämienzahlung,  sind  keine  Handelsgesell¬ 
schaften,  doch  kann  ihnen  den  Umständen  nach  als  Genossenschaften 
Persönlichkeit  beigelegt  werden. 

—  Erkenntniss  vom  1.  December  1871.  Entsch.  Bd.  IV,  200.  — - 

7.  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  sind  (im  Gegen¬ 
sätze  zu  Actiengesellschaften)  ohne  ein  von  vornherein  bestimmtes 
minimales  Grundcapital  denkbar,  da  das  Gesellschafts-Capital  durch  die 
an  Zahl  und  Grösse  unbestimmten  und  wechselnden  Betheiligungen  der 
gleichzeitig  versichernden  und  versicherten  Mitglieder  gebildet  wird. 

—  Erkenntniss  vom  3.  Mai  1872  Entsch.  Bd.  VI,  97.  — 

8.  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  sind  keine  Erwerbs¬ 
gesellschaften  im  Sinne  des  Allgem.  Landrechts  I,  17  —  die  Solidarhaft 
der  Mitglieder  ist  ihnen  unbekannt. 

—  Erkenntniss  vom  17.  September  1875.  Entsch.  Bd.  XVIII,  398  ff.  — 

9.  Die  Befugnisse  des  Agenten  sind  nach  den  Umständen  des  concreten  ad  §  8. 
Falls  zu  beurtheilen. 

—  Erkenntniss  vom  16.  Mai  1871.  Entsch.  Bd.  II,  301.  — 
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10.  Der  Principal  ist  zwar  befugt,  die  Functionen  des  Agenten  nach 
Belieben  einseitig  zu  beendigen,  jedoch  unter  Entschädigung  bei  unzeitiger 
Anwendung  dieser  Befugniss. 

Agenturverhältnisse  können  selbst  ohne  ausdrückliche  Verabredung 
auf  gewisse  Zeiträume  oder  Geschäftsperioden  (concludent)  eingegangen 
werden. 

—  Erkenntniss  vom  26.  Mai  1871.  Entsch.  Bd.  II,  331.  — 

11.  Der  Specialagent  kann  bei  Uebermittelungen  von  Versicherungs- 
Anträgen  eine  doppelte  Stellung  einnehmen,  die  eines  Angestellten  der 
Versicherungsgesellschaft  und  die  als  Vertreter  des  Antragstellers. 

—  Erkenntniss  vom  13.  Februar  1872.  Entsch.  Bd.  V,  113.  — 

12.  Der  Agent  als  Vermittler  des  Versicherungsgeschäfts  ist  als 
solcher  nicht  ermächtigt,  den  Versicherungsnehmer  von  der  Beobachtung 
der  Policebedingungen  zu  entbinden. 

—  Erkenntniss  vom  8.  September  1875.  Repert.  No.  677/75.  — 

13.  Eine  Lebensversicherungs-Gesellschaft  hat  die  Handlungen  ihrer 
Agenten  insoweit  zu  vertreten,  als  letztere  als  Mandatare  der  Gesellschaft 
anzusehen  sind  (Negatives  Vertragsinteresse). 

—  Erkenntniss  vom  6.  Mai  1876.  Repert.  No.  28/76.  — 

14.  Der  Agent  einer  Lebensversicherungs-Gesellschaft  ist,  wenn  er 
für  den  Versicherungsnehmer  das  Antragsformular  ausfüllt,  nicht  als  Ver¬ 
treter  der  Gesellschaft  anzusehen. 

—  Erkenntniss  vom  23.  Mai  1876.  Repert.  No.  414/76.  — 

15.  Die  für  Handlungsbevollmächtigte  gegebene  Vorschrift  des 
Artikel  47  des  Deutschen  Handelsgesetzbuchs  ist  nicht  ohne  Weiteres 
auf  Generalagenten  einer  Versicherungsgesellschaft  anzu wenden,  weil  die¬ 
selbe  ein  Abhängigkeitsverhältniss  voraussetzt;  vielmehr  ist  die  Vollmacht 
des  Generalagenten  nach  den  gegebenen  thatsächlichen  Verhältnissen  zu 
beurtheilen. 

— -  Erkenntniss  vom  30.  Mai  1876.  Repert.  No.  496/76.  — 

16.  Die  rechtliche  Stellung  der  Agenten  einer  Versicherungsgesell¬ 
schaft  zu  derselben  (ob  Vermittler  oder  Stellvertreter)  ist  nach  dem 
ihnen  ertheilten  Mandate  zu  beurtheilen. 

—  Erkenntniss  vom  13.  Juni  1876.  Repert.  No.  516/76.  — 

17.  Die  Haftung  des  Generalagenten  einer  Versicherungsgesellschaft, 
welcher  das  Delcredere  für  die  von  ihm  angestellten  Unteragenten  über¬ 
nommen  hat,  wegen  der  von  den  letzteren  nicht  abgelieferten  Gelder 
ist  eine  persönliche  und  unmittelbare. 

—  Erkenntniss  vom  6.  Februar  1878.  Repert.  No.  95/78.  — 

18.  Die  Concession  auswärtiger  Versicherungsgesellschaften  mit  der 
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Auflage,  am  Geschäftsorte  Recht  zu  nehmen,  derogirt  der  statuten- 
i  massigen  Bestimmung  über  den  Gerichtsstand. 

—  Erkenntniss  vom  27.  Juni  1874.  Entsch.  Bd.  XIV,  37.  — 

19.  Der  Agent  einer  Lebensversicherungs-Gesellschaft,  welcher  wegen 
nicht  rechtzeitiger  Rücksendung  der  Prämienquittungen  vertragsmässig 
seiner  Gesellschaft  verhaftet  ist,  kann  nicht  als  Bürge,  sondern  nur  als 
Selbstschuldner  der  Gesellschaft  betrachtet  werden. 

—  Erkenntniss  vom  15.  December  1877.  Entsch.  Bd.  XXII.  Repert. 

No.  39/77.  — 

20.  Sind  die  Agenten  der  Lebensversicherungs  -  Gesellschaften  mit 
dem  Empfange  der  Prämien  beauftragt,  so  präjudicirt  den  Gesellschaften 
die  mora  accipiendi  ihrer  Agenten  (!!!). 

—  Erkenntniss  vom  10.  April  1876.  Entsch.  Bd.  XIX.  — 

21.  Soweit  Versicherungsverträge  als  Handelsverträge  gelten,  sind 
sie  ohne  Ausnahme  den  Form  Vorschriften  des  Preussischen  Rechts  nicht 
mehr  unterworfen. 

—  Erkenntniss  vom  23.  Januar  1872.  Entsch.  Bd.  V,  17.  — 

22.  Der  Versicherungsantrag  (Declaration)  ist  die  Basis  des  Ver¬ 
sicherungsvertrages  und  dient  nicht  nur  zur  Interpretation,  sondern  unter 
Umständen  zur  Ergänzung  der  Police. 

— *  Erkenntniss  vom  20.  October  1871.  Entsch.  Bd.  III,  379  ff.  — 

23.  Die  Bestimmung  im  Statut  einer  Lebensversicherungs-Gesellschaft, 
an  den  „gehörig“  oder  „ausreichend  legitimirten“  Inhaber  der  Police 
Zahlung  zu  leisten,  macht  die  Police  nicht  zu  einem  Legitimationspapier. 

—  Erkenntniss  vom  23.  Mai  1871.  Entsch.  Bd.  II,  307.  — 

24.  Auch  der  gutgläubige  Erwerber  einer  Lebensversicherungs-Police, 
selbst  einer  auf  Ordre  gestellten,  muss  sich  Einreden  aus  der  Person  des 
Versicherten  opponiren  lassen.  Solche  Police  gehört  nicht  zu  den  Ordre- 
Papieren  im  Sinne  des  Handelsgesetzbuchs  Art.  301 — 304. 

—  Erkenntniss  vom  30.  Juni  1871.  Entsch.  Bd.  III,  77  ff.  — 

25.  Eine  mit  der  gewöhnlichen  Inhaberclausel  versehene  Lebens¬ 
versicherungs-Police  giebt  nach  dem  Tode  des  Versicherten  dem  Inhaber 
als  solchem  nicht  das  Recht,  Zahlung  zu  fordern;  sie  berechtigt  nur  den 
Schuldner,  an  den  blossen  Inhaber  zu  zahlen.  Nach  gewohnheitsrechtlich 
begründeter  Natur  will  die  Inhaberclausel  nicht  den  Policebesitzer  der 
Legitimation,  vielmehr  den  Schuldner  der  Legitimationsprüfung  überheben. 

—  Erkenntniss  vom  20.  October  1871.  Entsch.  Bd.  III,  340.  — • 

26.  Als  Object  des  Pfandrechts  an  einer  Lebensversicherungs-Police 

6* 


ad  §  10. 


ad  §  11. 


ad  §  12. 
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ad  §  13. 


ad  §  14. 


ad  §  15. 


ist  naturgemäss  nicht  die  das  Forderangsrecht  beweisende  Urkunde, 
sondern  die  Forderung  selbst  zu  betrachten. 

—  Erkenntniss  vom  2.  April  1873.  Entsch.  Bd.  IX,  242.  — 

. 27*  Policen>  an  den  Inhaber  zahlbar,  sind  nicht  als  wirkliche  Inhaber¬ 
papiere  anzusehen. 

—  Erkenntniss  vom  20.  Juni  1874.  Entsch.  Bd.  XIV,  29.  — - 

28.  Es  ist  ein  bekanntes  Geschäftsprincip  der  Lebensversicherungs- 
Gesellschaften,  dass  die  Jahresprämie  überall  als  untheilbare  Einheit 
berechnet  wird. 

-  Erkenntniss  vom  24.  November  1870.  Entsch.  Bd.  I,  117,  _ 

29.  In  der  blossen  Prämien- Quittung  (Prolongationsschein)  liegt 
kein  unumwundenes  Schuldanerkenntniss  aus  dem  Versicherungsverträge, 
sondern  eine  blosse  Anerkennung  des  Fortbestandes  des  Versicherungs¬ 
vertrages  ohne  Verzicht  auf  die  Einwendungen  aus  demselben. 

—  Erkenntniss  vom  30.  Juni  1871.  Entsch.  Bd.  III,  79.  — 

30.  Das  Nichtvorhandensein  einer  Schuld  gehört  nicht  zum  Klage¬ 
fundament,  sondern  zur  replicatorischen  Vertheidigung.  Das  Ereigniss, 
welches  den  Schaden  herbeigeführt  hat,  braucht  der  Versicherte  nicht  zu 
kennen,  denVersicherer  trifft  der  Beweis,  dass  der  Schaden  aus  der  von 
ihm  nicht  zu  vertretenden  Thatsache  entstanden  ist. 

—  Erkenntniss  vom  2.  Februar  1872.  Entsch.  Bd.  V,  91.  — 

31.  Der  Versicherungsnehmer,  welcher  dem  Agenten  die  Beant¬ 
wortung  der  in  der  Declaration  gestellten  Fragen  überlässt,  nimmt  das 
Risico  der  unrichtigen  Erklärung  auf  sich,  auf  sein  Wissen  um  die 
Unrichtigkeit  der  vom  Agenten  herrührenden  Erklärung  kommt  es  an, 
nicht  auf  dasjenige  des  Agenten. 

—  Erkenntnisse  vom  19.  November  1872.  Entsch.  Bd.  VIII,  59  — 
vom  8.  September  1875.  Repert.  No.  677/75.  — 

32.  Das  aus  grober  Nachlässigkeit  (Mangel  an  Ueberlegung  und  an 
Anspannung  des  Gedächtnissvermögens)  stattgehabte  Verschweigen  früherer 
Krankheiten  bei  der  Ausfüllung  des  Fragebogens  ist  irrelevant,  nur 
bewusst  unrichtige  Angaben  und  bewusstes  Verschweigen  von  Thatsachen 
sind  erheblich.  (Bei  Eingehung  von  Verträgen  wird  die  grobe  Nach¬ 
lässigkeit  dem  Dolus  nicht  gleichgestellt,  wohl  aber  ist  dies  der  Fall, 
wenn  es  sich  um  Verletzung  bestehender  Obligationen  handelt.)  —  !!!  — 

—  Erkenntniss  vom  26.  Januar  1872.  Entsch.  Bd.  V,  65.  — 

33.  Die  eigene  Kunde  des  Versicherers  in  Betreff  eines  ihm  un¬ 
genügend  oder  unrichtig  angegebenen  Umstandes,  selbst  wenn  diese 
Kunde  zwar  nach  dem  Anschlüsse  der  Versicherung,  aber  vor  der  ohne 


weitere  Bemerkungen  geschehenen  Unterzeichnung  und  Auslieferung  der 
Police  eintrat,  macht  das  Mangelhafte  der  Angabe  unschädlich. 

—  Erkenntniss  vom  13.  December  1872.  Entsch.  Bd.  VIII,  231.  — 

34.  Es  ist  eine  Verletzung  der  Anzeigepflicht  bei  Eingehung  des 
Vertrages,  wenn  eine  dem  Versicherungsnehmer  bekannte  erhebliche 
Thatsache  verschwiegen  wird ,  eine  bezügliche  Absicht  wird  nicht 
erfordert.  (So  ist  z.  B.  Verschweigung  einer  Krankheit  aus  Schamgefühl 
keine  Entschuldigung).  Eines  Causalnexus  zwischen  dem  Tode  des  Ver¬ 
sicherten  und  der  verschwiegenen  oder  unrichtig  angegebenen  Thatsache 
bedarf  es  zur  Wirksamkeit  des  Präjudizes  nicht. 

—  Erkenntnisse  vom  14.  Februar  1873  und  26.  April  1873.  Entsch. 

Bd.  IX,  68,  285.  — 

,35.  Darüber,  ob  der  in  den  Policebedingungen  geforderte  Nachweis  ad  §  18. 
der  Legitimation  des  Präsentanten  vollständig  geführt  ist,  entscheidet 
nicht  das  uncontrolirbare  Ermessen  der  Gesellschaft,  sondern  im  Streit¬ 
fälle  das  richterliche  Urtheil. 

—  Erkenntniss  vom  20.  October  1871.  Entsch.  Bd.  III,  344.  — 

36.  Es  ist  ein  auch  im  Gebiete  des  Preussischen  Landrechts  anzu- 
efkennendes  Princip  des  gemeinen  Rechts,  dass  derjenige  Contrahent, 
welcher  behauptet,  das,  was  ihm  der  Vertrag  auferlegt,  geleistet  zu  haben, 
im  Falle  der  Bestreitung  dieser  Behauptung  beweispflichtig  ist,  und  liegt 
kein  Grund  vor,  von  diesem  Principe  deshalb  eine  Ausnahme  zu  machen,  weil 
die  Nichterfüllung  eine  Strafe  oder  einen  Rechtsverlust  nach  sich  zieht. 

—  Erkenntniss  vom  23.  September  1873.  Entsch.  Bd.  XI.  — - 

37.  Ob  die  Todesanzeige  mündlich  oder  schriftlich  erfolgt,  ist  gleich-  ad  §  21. 
giltig,  wenn  sie  sonst  nur  eine  hinreichend  bestimmte  und  rechtzeitige 

war.  —  ! ! !  — 

Die  Anzeigepflicht  setzt  die  Wissenschaft  des  bestehenden  Ver¬ 
sicherungsanspruchs  für  den  Anzeigenden  oder  für  die  von  ihm  bevor¬ 
mundeten  Personen  voraus. 

—  Erkenntniss  vom  24.  November  1870.  Entsch.  Bd.  I,  108  ff.  — 

38.  Der  Versicherungsberechtigte  genügt  seiner  Pflicht,  wenn  er  das 
ihm  über  die  Todesursache  des  Versicherten  bekannt  gewordene  Material 
der  Versicherungsgesellschaft  mittheilt;  er  ist  nicht  verpflichtet,  seinerseits 
deshalb  Erforschungen  anzustellen. 

—  Erkenntniss  vom  6.  Januar  1871.  Entsch.  Bd.  I,  192.  — 

39.  Die  in  den  Versicherungsbedingungen  regelmässig  enthaltene 
allgemeine  Clausel:  „Findet  die  Direction  die  über  die  Todesursache 
vorgelegten  Papiere  nicht  ausreichend  oder  trägt  sie  Bedenken,  die 
Zahlungspflicht  anzuerkennen,  so  kann  sie  noch  andere  Nachweise  und 
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Erklärungen  fordern u,  berechtigt  die  Versicherungsgesellschaft  nur  zur 
Nachforderung  von  Erklärungen  über  erhebliche  Umstände,  welche  dem 
Versicherungsberechtigten  bekannt  und  von  Vorlegung  von  Beweisen, 
die  vorhanden  und  dem  Versicherungsgläubiger  zugänglich  sind. 

—  Erkenntniss  vom  6.  Januar  1871.  Entsch.  Bd.  I,  193  ff.  — 

40.  Die  Anzeigepflicht  cessirt,  wenn  der  anzuzeigende  Umstand  dem 
Versicherer  bekannt  ist. 

—  Erkenntniss  vom  17.  Februar  1871.  Entsch.  Bd.  II,  33.  — 
ad§§22u.23.  41.  Die  nackte  Thatsache  der  Nichterfüllung  der  in  den  Police¬ 

bedingungen  dem  Versicherten  auferlegten  Verpflichtungen  zieht  keines¬ 
wegs  den  daselbst  angedrohten  Rechtsverlust  ohne  Weiteres  nach  sich. 

—  Erkenntniss  vom  4.  April  1871.  Entsch.  Bd.  II,  15  ff.  — 

42.  Wenn  die  Statuten  einer  Versicherungsgesellschaft  die  gewissen¬ 
hafte  und  wahrheitsgetreue  Ausfüllung  des  Anmeldebogens  vorschreiben, 
und  an  „falsche  Angaben“  den  Verlust  der  Ansprüche  als  Strafe  knüpfen, 
sind  unter  falschen  Angaben  (im  Gegensätze  von  „unrichtigen“)  nur  solche 
zu  verstehen,  deren  Unwahrheit  dem  Antragsteller  bewusst  gewesen  ist. 

—  Erkenntnisse  vom  21.  November  1871  und  vom  8.  März  1872. 
Entsch.  Bd.  IV,  59.  V,  243.  — 

43.  Von  positiven  Landesgesetzen  abgesehen,  fehlt  es  an  einem 
Rechtssatz,  welcher  das  Ergreifen  einer  für  das  Leben  des  Versicherten 
gefährlichen  Lebensart  mit  dem  Verlust  der  Ansprüche  aus  dem  Ver¬ 
sicherungs-Verträge  bedroht  oder  doch  den  Fortbestand  des  letztem  an 
die  Zustimmung  des  Versicherers  bindet.  Die  nicht  vertragsmässig 
(durch  Clauseln  in  den  Bedingungen)  begrenzte  Gefahr  lässt  Erweiterung 
in  verschiedenen  Richtungen  zu,  also  auch  das  Verlassen  der  bisherigen 
Berufsart  des  Versicherten.  (!!) 

—  Erkenntniss  vom  3.  Januar  1873.  Entsch.  Bd.  VIII,  309.  — 

44.  Eine  objectiv  unrichtige  Beantwortung  eines  Punktes  des  soge¬ 
nannten  Fragebogens  zieht  nicht  ohne  Weiteres  Nichtigkeit  der  Ver¬ 
sicherung  nach  sich. 

—  Erkenntniss  vom  26.  September  1873.  Entsch.  Bd.  XI,  134  ff.  — 

45.  Nicht  jede  objective  Erhöhung  oder  Aenderung  der  Gefahr  ändert 
den  Vertragsgegenstand  und  hebt  die  Versicherung  auf,  principiell  geht 
vielmehr  die  ohne  Zuthun  des  Versicherten  eintretende  Gefahrserhöhung 
auf  Rechnung  des  Versicherers.  (!!) 

—  Erkenntniss  vom  19.  März  1872.  Entsch.  Bd.  V,  298.  — 

46.  Die  Androhung  des  Verlustes  aller  Ansprüche  beim  Mangel 
ungesäumter  Anzeige  ist  der  einer  nachdrücklichen  Einschärfung  —  im 
Zweifel  im  Sinne  einer  resolutiv  bedingten  lex  commissoria  für  den  Fall 
verschuldeter  Säumniss.  —  Weder  eine  Suspensivbedingung  für  das 
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Forderungsrecht  ist  daraus  im  Zweifel  zu  deduciren,  noch  an  die  blosse 
Thatsache  der  Nichtanzeige  die  Verwirkung  des  Forderungsrechts  ohne 
alle  Rücksicht  auf  Schuld  oder  Nichtschuld,  zu  knüpfen.  (!!) 

—  Erkenntniss  vom  24.  November  1870.  Entsch.  Bd.  I,  110.  — 

47.  Der  übliche  Verwirkungsfall  in  den  Lebensversicherungs-Policen: 
„Eintritt  in  die  Armee“  ist  auf  den  Versicherten,  der  als  Marketender 
in’s  Feld  zieht,  nicht  anwendbar. 

—  Erkenntniss  vom  31.  Januar  1873.  Entsch.  Bd.  VIII,  309.  — 

48.  Nicht  das  blosse  Factum  unterlassener  Prämienzahlung,  sondern 
nur  der  schuldbare  Verzug  ist  mit  dem  Verluste  des  Versicherungs- 
Anspruches  bedroht.  Der  Auslegungs^rundsatz  des  Art.  325  des  Handels¬ 
gesetzbuches  ist  höchst  subsidiärer  Natur.  Meldung  zur  Empfangnahme 
der  Prämien  involvirt  keine  Mahnung.  Angesichts  der  notorischen  Praxis 
sehr  zahlreicher,  wenn  nicht  der  meisten  Versicherungs- Gesellschaften, 
die  Prämie  nicht  bei  sich  in  Empfang  zu  nehmen,  sondern  durch  ihre 
Agenten  erheben  zu  lassen,  muss  man  Bedenken  tragen,  für  die  Prämien¬ 
zahlung  ohne  Weiteres  den  höchst  subsidiären  Auslegungsgrund¬ 
satz  des  Art.  325  des  Handelsgesetzbuchs  anzuwenden.  (!!) 

—  Erkenntnisse  vom  11.  März  und  vom  4.  April  1873.  Entsch. 
Bd.  IX.  370  ff,  380  ff.  — 

49.  Die  allgemein  übliche  Police -Clausel:  „die  Versicherung  ist 
ungültig,  wenn  zur  Zeit  des  Unfalls  die  Prämie  noch  nicht  bezahlt  worden“ 
ist  folgendermaassen  zu  interpretiren : 

„War  Kläger  an  der  Einlösung  der  Police  durch  einen  von 
ihm  nicht  zu  vertretenden  Umstand  verhindert,  so  erscheint 
es  gleichgültig,  ob  die  Prämie  ohne  Aufforderung  im  Domicil  des 
Agenten  entrichtet  werden  muss,  da  die  Prämienzahlung  nur 
gegen  Aushändigung  der  Police  und  Prämienquittung  zu  erfolgen 
hat.  Bei  p  er  fectem  Versicherungs  -Vertrage  treffen  die  ver- 
tragsmässigen  Nachtheile  unterlassener  Prämienzahlung  den  Ver¬ 
sicherten  nicht,  sofern  diese  Unterlassung  ihren  Grund  in  dem 
Verhalten  des  Versicherers  oder  seines  mit  der  Entgegen¬ 
nahme  der  Prämie  betrauten  Agenten  hat.“ 

—  Erkenntniss  vom  13.  October  1874.  Entsch.  Bd.  XV,  39  ff.  — 

50.  Betreffs  der  allgemein  üblichen  Police- Clausel,  dass  die  Ver¬ 
sicherung  ungiltig  sein  und  die  gezahlten  Prämien  der  Gesellschaft  ver¬ 
bleiben  sollen,  wenn  der  Versicherte  während  einer  criminellen  Ver¬ 
haftung  stirbt,  die  wegen  „schwerer  gemeiner  Verbrechen“  wider  ihn 
verfügt  oder  erkannt  wurde,  ist  die  Bildung  eines  allgemeinen  unge¬ 
schriebenen  Versicherungsrechts  in  Deutschland  nicht  anzunehmnn.  Im 
Zweifel  ist  die  in  Rede  stehende  Clausel  wegen  der  Unbestimmtheit  und 


Mehrdeutigkeit  des  Begriffs  „schweres  Verbrechen“  gegen  denVersicherer 
auszulegen,  da  die  Bedingungen  von  ihm  ausgehen,  und  es  seine  Sache 
gewesen  wäre,  sich  klarer  und  gemeinverständlicher  auszudrücken. 

—  Erkenntniss  vom  4.  November  1874.  Entsch.  Bd.  XIV,  431  ff.  — 

51.  Die  Police -Clausei,  dass  der  Versicherungs -Vertrag  erlösche, 
wenn  der  Versicherte  sein  Leben  durch  Selbstmord  verliere,  findet  im 
Zweifel  keine  Anwendung  für  den  Fall  der  im  zurechnungsunfähigen 
Zustande  erfolgten  Selbstentleibung. 

—  Erkenntniss  vom  15.  October  1875.  Bd.  XVIII.  — 
a(i  §  24.  52.  Nicht  die  blosse  Feststellung  der  Schadenssumme,  sondern  nur 

ein  Anerkenntniss -Vertrag,  d.  h.  die  Feststellung  des  Entschädigungs- 
Anspruchs,  die  sich  auf  die  Berechtigung  des  Versicherten  und  die  Ver¬ 
pflichtung  des  Versicherers  ihrem  -  ganzen  Inhalte  nach  bezieht,  schliesst 
die  Nothwendigkeit  zur  Klageerhebung  des  Versicherten  innerhalb  der 
Verjährungsfrist  aus. 

—  Erkenntniss  vom  24.  Juni  1871.  Entsch.  Bd.  II,  395.  — 

53.  Nur  eine  verschuldete  Versäumniss  der  Klagefrist  hat  für  den 
Versicherten  den  Rechtsverlust  zur  Folge. 

Jede  ernstliche  Vergleichsverhandlung  zwischen  dem  Versicherungs¬ 
geber  (beziehungsw.  dessen  Agenten)  und  dem  Versicherungsnehmer 
hemmt  bis  zu  ihrem  Abbruche  die  Verjährung  des  Versicherungs- 
Anspruches.  Das  Gleiche  kann  bei  einer  Verhaftung  in  Criminal-Unter- 
suchung  eintreten.  (!!) 

Im  Scrutinial -Verfahren  des  Agenten  liegt  nicht  immer  eine  Ver¬ 
gleichsverhandlung. 

—  Erkenntniss  vom  25.  November  1871.  Entsch.  Bd.  IV,  63.  — 

54.  Nur  wirkliche  Klageanstrengung,  nicht  der  einem  Anwalt  er- 
theilte  Auftrag  zur  Klageerhebung  wendet  das  Präjudiz  der  Versicherungs- 
Clausel  ab:  „dass  alle  nicht  binnen  sechs  Monaten  geltend  gemachten 
Schadensansprüche  erlöschen.“  —  In  dieser  Clausei  ist  nicht  eine  Ab¬ 
kürzung  der  Klageverjährungsfrist,  sondern  eine  Beschränkung  des  Klage¬ 
rechts  selbst  zu  finden. 

—  Erkenntnisse  vom  15.  und  18.  Januar  1873.  Bd.  VIII  378,  408.  — 

55.  Auf  Policebestimmungen,  zufolge  welcher  binnen  bestimmter 
Frist  nicht  geltend  gemachte  Ansprüche  des  Versicherten  erlöschen, 
sind  nur  dann  die  von  der  Verjährung  geltenden  Principien  anzuwenden, 
wenn  dies  in  ihnen  zweifellos  ausgesprochen  worden  ist.  (!!) 

—  Erkenntniss  vom  10.  Januar  1874.  Entsch.  Bd.  XII,  204  ff.  — 


